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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 44 Ausgegeben Danzig, den 6. Juli 1932 


102 Verordnung 


über Luftverkehr. Vom 17. 6. 1932. 


Auf Grund des $ 17 des Luftverkehrsgeſetzes vom 9. 6. 1926 wird verordnet: 
A. Einteilung der Luftfahrzeuge. 
8. 1. 


Die Luftfahrzeuge werden in Luftſchiffe, Flugzeuge, Segelflugzeuge, Frei- und Feſſelballone, 
Drachen und Fallſchirme eingeteilt. Bei Zweifeln über die Zugehörigkeit eines Luftfahrzeugs zu einer 
dieſer Arten entſcheidet die Senatsabteilung für Verkehr. 


B. Zulaſſung und Eintragung des Luftfahrzengs. 
(SS 2 und 3 des Luft V. G.) 


1. Prüfung der Verkehrsſicherheit. 


§ 2. 
Die für die Prüfung der Verkehrsſicherheit der Luftfahrzeuge erforderlichen Vorſchriften (Bau⸗ 
und Prüfvorſchriften) werden noch erlaſſen. 
Bis zur Einrichtung einer beſonderen Prüfſtelle für die Verkehrsſicherheit der Luftfahrzeuge werden 
ie Zeugniſſe der Prüfſtellen anderer Staaten anerkannt, ſoweit ſie den Forderungen des Pariſer Luft⸗ 
verkehrsabkommen vom 13. Oktober 1919 entſprechen. 


2. Flugzeuge. 


Ss 3. 
Zulaſſung. 
Die Zulaſſung eines Flugzeugs zum Luftverkehr iſt unter Angabe des Verwendungszwecks bei 
er Senatsabteilung für Verkehr zu beantragen. Beizufügen ſind: N 
1. das Zeugnis über die Verkehrsſicherheit des Flugzeugs ($ 2), 
2. der Nachweis, daß die Haftpflicht des Halters durch Verſicherung oder Hinterlegung ge— 
deckt iſt ($ 101 ff.), 
3. der Nachweis des inländischen Uriprungs oder der ordnungsmäßigen zollamtlichen Abfertigung 
des Flugzeuges. 5 V 
Sind die geforderten Nachweiſe erbracht, To wird das Flugzeug von der Senatsabteilung für 
Verkehr zugelaſſen; es darf nur zu den Zwecken Verwendung finden, für die es zugelaſſen iſt. 


SA 


Eintragung. 


Der Antrag auf Eintragung eines Flugzeugs in die Luftfahrzeugrolle ſoll mit dem Antrag auf 
Zulaſſung verbunden werden; er iſt vom Eigentümer des Flugzeugs unter Angabe ſeines Wohnſitzes 
ſeiner Staatsangehörigkeit an die Senatsabteilung für Verkehr zu richten. 


— 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 14. 7. 1932.) 
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Beizufügen find: 

1. der Nachweis des Erwerbs des Eigentums am Flugzeug; 

2. die Erklärung, daß das Flugzeug in keinem anderen Staate zugelaf 

ferner auf Verlangen der Senatsabteilung für Verkehr: 

3. der Nachweis der Staatsangehörigkeit des Eigentümers; 

4. bei eingetragenen Vereinen, Handelsgeſellſchaften und eingetragenen Genoſſenſchaften ein Aus- 
zug aus dem Vereins-, Handels- oder Genoſſenſchaftsregiſter, bei offenen Handelsgeſell- 


ſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien auch der Nachweis der Staatsangehörigkeit der 
perſönlich haftenden Geſellſchafter. 


Sind die geforderten Nachweiſe erbracht, ſo wird das Flugzeug in die Luftfahrzeugrolle einge⸗ 
tragen. 
S 5. 


Zulaſſungs- und Eintragungsſchein. 


Über die Zulaſſung des Flugzeugs zum Luftverkehr wird ein Zulaſſungsſchein, über die Ein— 1 
tragung in die Luftfahrzeugrolle ein Eintragungsſchein erteilt (Anlage 1). Die Scheine können in | 
einer Urkunde verbunden werden; fie ſind im Flugzeug mitzuführen. 


ſen oder eingetragen iſt; 


Ser 


1 E se, 
S ö Eintragungs- und Hoheitszeichen. 
* 


Bei der Eintragung wird dem Flug 


2 zeug ein Eintragungszeichen erteilt, das zugleich mit den Dan 
e ziger Hoheitszeichen — den Buchſtaben V 


M — nach näherer Vorſchrift der Anlage 1 ſichtbar am Flug: - 
zeug zu führen it. Als Eintragungszeichen gelten alle Zuſammenſetzungen mit 3 Buchſtaben. 


` 

87. 

5 Anderung der Eintragungsvorausſetzungen. 
1 


g Der Eigentümer eines Flugzeugs hat jede Veränderung ſeines Wohnſitzes der Senatsabteilung 
* für Verkehr zur Berichtigung der Luftfahrzeugrolle anzuzeigen. R 
Veräußert der Eigentümer das Flugzeug oder verliert er die Danziger Staatsangehörigkeit, ſo 
Kr hat er dies unter Rückgabe des Eintragungsſcheins der Senatsabteilung für Verkehr unverzüglich anzu⸗ 


zeigen. Im Falle der Veräußerung hat er Namen und Wohnſitz der Erwerbers anzugeben. Sache 
des Erwerbers iſt es, die Eintragung nach 8 4 zu beantragen. ö 


Jeder, der durch Miete, Pacht oder auf ſonſtige Weiſe Halter eines Flugzeuges wird, ohne zu? 
gleich Eigentümer zu ſein, hat dieſes der Ortspolizeibehörde ſeines Wohnorts unter Angabe ſeines 
5 Namens, ſeiner Wohnung, des Eintragungszeichens und des Eigentümers des Flugzeugs ſowie des 


Orts, an dem das Flugzeug ſich befindet, unverzüglich anzuzeigen. Sie veranlaßt die Ergänzung des 
Bn Eintragungsſcheins (vgl. Anlage 1). 


88. 
Nachprüfung. 


Zur Feſtſtellung, ob das Flugzeug den Anforderungen der Verkehrsſicherheit noch genügt, wird 
5 es regelmäßig nachgeprüft. Der Zeitpunkt der nächſten Nachprüfung wird von der Senatsabteilung 
4 für Verkehr auf dem Zulaſſungsſchein vermerkt. Außerdem kann dieſe jederzeit eine ſolche Nach— 
E prüfung verlangen. 


Als Unterlage für die Nachprüfungen ſind Aufzeichnungen über den Betrieb des Flugzeugs im 
Bordbuch zu machen. N 


5 Iſt das Flugzeug bis zu dem im Zulaſſungsſchein vermerkten Zeitpunkt oder trotz des Verlangens 
ac" der Senatsabteilung für Verkehr nicht nachgeprüft worden, ſo darf es bis zur Nachholung der Nach- 


* prüfung nicht mehr außerhalb von Flughäfen betrieben werden. 

Ki 

S dn 

N Zurückziehung der Zulaſſung und Löſchung der Eintragung. 
5 Genügt das Flugzeug den Anforderungen der Verkehrsſicherheit nicht mehr oder iſt die Haft⸗ zo 
ZA pflichtdecung des Halters erloſchen, fo wird die Zulaſſung zurückgezogen und der Zulaſſungsſchein 
5 eingezogen. f 


* 
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Hat der Eigentümer das Flugzeug veräußert oder die Danziger Staatsangehörigkeit verloren, 
ſo wird die Eintragung in der Luftfahrzeugrolle gelöſcht und der Eintragungsſchein eingezogen. 
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d 
N 
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§ 10. 
Bekanntmachung der Zulaſſung und der Eintragung. 
Die Zulaſſung und deren Zurückziehung ſowie die Eintragung und Löſchung macht die Senats- 


N abteilung für Verkehr unter Angabe des Muſters, der Art und Klaſſe, des Eintragungszeichens und 
bes Eigentümers des Flugzeugs im Staatsanzeiger der Freien Stadt Danzig bekannt. 


S 11. 
Ausnahmen. 
Die Senatsabteilung für Verkehr kann nach Anhörung von Sachverſtändigen für ein nicht zu⸗ 
gelaſſenes oder nicht eingetragenes Flugzeug zu Probe-, Prüfungs-, Überführungs⸗ und ähnlichen 
lügen eine befriſtete vorläufige Fluggenehmigung erteilen, wenn die Haftpflicht des Halters durch 
erſicherung oder Hinterlegung (8 100 ff.) gedeckt iſt. Die Beſcheinigung über die vorläufige Flug⸗ 
genehmigung iſt im Flugzeug mitzuführen. 

e Die Senatsabteilung für Verkehr Tann Flugzeuge im Eigentum von Ausländern, die ihren 
Wohnſit im Danziger Gebiete haben, zum Luftverkehr zulaſſen, ohne daß es der Eintragung der 

lugzeuge in die Danziger Luftfahrzeugrolle bedarf. 


3. Luftſchiffe. 
' 8:12, 
Für die Zulaſſung und die Eintragung eines Luftſchiffs gelten die SS 3 bis 11 entſprechend. 


4. Andere Luftfahrzeuge. 
§ 13. 
Zulaſſung. ü 

Die Zulaſſung eines Segelflugzeugs, Freiballons, Feſſelballons, Drachens oder Fallſchirms zum 
Luftverkehr iſt bei der Senatsabteilung für Verkehr zu beantragen. 

Dem Antrage ſind beizufügen: 

1. der Nachweis, daß die Haftpflicht des Halters durch Verſicherung oder Hinterlegung ge— 
deckt iſt (§S 100 ff.); bei Fallſchirmen bedarf es der Haftpflichtdeckung nicht, wenn ſie nur 
als Zubehör anderer Luftfahrzeuge benutzt werden ſollen: 
bei Freiballonen und Segelflugzeugen außerdem: 

2. ein Vorſchlag für den Namen, den das Luftfahrzeug führen ſoll; 

3. die Erklärung, daß das Luftfahrzeug in keinem anderen Staate zugelaſſen oder einge- 
tragen iſt; 

4. der Nachweis des inländiſchen Urſprungs oder der ordnungsmäßigen zollamtlichen Abfertigung 
des Luftfahrzeuges. 

Die Senatsabteilung für Verkehr beauftragt einen von ihr beſtellten Sachverſtändigen mit der 
Prüfung der Verkehrsſicherheit. 

Sind die geforderten Nachweiſe erbracht und iſt das Luftfahrzeug verkehrsſicher, ſo läßt es die 
Srnatsabteilung für Verkehr zum Luftverkehr zu und erteilt darüber einen Zulaſſungsſchein (An⸗ 
age 1), der beim Betrieb mitzuführen it. N 

Einer Eintragung des Luftfahrzeugs in die Luftfahrzeugrolle bedarf es nicht. Im übrigen gilt 
d Abſ. 1 entſprechend. 

8 14. 


Beſonderes für Segelflugzeuge, Frei- und Feſſelballone. 


Segelflugzeuge und Freiballone haben neben dem Danziger Hoheitszeichen — den Buchſtaben Ce 


— nach näherer Vorſchrift der Anlage 1 einen Namen ſichtbar zu führen. 


Jeder Aufftieg eines Frei- oder Feſſelballons iſt der Ortspolizeibehörde des Aufſtiegsorts recht. 


iti n ieg 
deitig vorher anzuzeigen. Die Senatsabteilung für Verkehr kann Ausnahmen zulaſſen, wenn der le 


1 on einem Flughafen oder von einer anderen Stelle aus ſtattfinden ſoll, an der eine SE 
erwachung eingerichtet iſt. | 
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8 15. vw 
Beſonderes für Feſſelballone und Drachen. | 
Soll ein Feſſelballon oder ein Drachen zur Beförderung von Perſonen verwendet werden, Jo it 


die Erlaubnis der Senatsabteilung für Verkehr einzuholen. 


Beim Betrieb iſt das Haltetau in Abſtänden von 50 m tagsüber durch rotweiße Wimpel, wäh⸗ l 
rend der Dunkelheit abwechſelnd durch rote und weiße Lichter jo kenntlich zu machen, daß Führer ander 
Luftfahrzeuge es aus allen Richtungen erkennen können. j 


C. Der Luftfahrer. 
($ 4 Luft VG.) 


1. Allgemeines. 
S 16. 
Die Erlaubnis zur Führung oder Bedienung eines Luftfahrzeugs erteilt die Senatsabteilung 
für Verkehr. 
Die Erlaubnis iſt nach näherer Vorſchrift der SS 17 bis 24 für eine beſtimmte Art und Klaſſe 
von Luftfahrzeugen ſowie für eine beſtimmte Betätigung im Luftverkehr zu erteilen. 


2. Flugzeugführer und Bordwart. 
SIE 
Antrag. 
Die Erlaubnis zur Führung oder Bedienung eines Flugzeugs iſt bei der Senatsabteilung füt 
Verkehr zu beantragen; dem Antrag ſind beizufügen: 
1. eine amtliche Beſcheinigung über Geburtstag und Geburtsort ſowie auf Verlangen der Senats? 
abteilung für Verkehr über die Staatsangehörigkeit; 
2. bei Bewerbern unter 21 Jahren die Angabe der beſonderen Umſtände, die den Antrag recht⸗ l 
fertigen, ſowie die amtlich beglaubigte Zuſtimmungserklärung des geſetzlichen Vertreters: 
3. Nachweiſe und Zeugniſſe über die Vorbildung gemäß Anlage 2 
4. das Zeugnis eines von der Senatsabteilung für Verkehr beſtellten Arztes gemäß Anlage 3; 
5. zwei polizeilich beglaubigte Lichtbilder des Bewerbers (Bruſtbilder in der Größe 4,5 6 cm). 


8 18. 
Verfahren. 

Die Senatsabteilung für Verkehr prüft den Antrag und ſtellt erforderlichenfalls auch durch Einho⸗ 
lung eines Strafregiſterauszugs feſt, ob gegen den Bewerber Tatſachen vorliegen, die ihn als unge 
eignet zur Führung oder Bedienung eines Flugzeugs erſcheinen laſſen. Als ſolche Tatſachen kommen 4 
insbeſondere in Betracht: Trunkſucht, Entmündigung, Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte ſowie 
Vorſtrafen wegen Verbrechen, Roheitsvergehen oder Übertretungen von Verkehrsvorſchriften. 

Liegen gegen den Bewerber keine Tatſachen vor, die ihn als ungeeignet erſcheinen laſſen, fo fordert 
ihn die Senatsabteilung für Verkehr, ſofern es nach der Anlage 2 erforderlich iſt, auf, ſich der Prü⸗ 
fung durch einen Sachverſtändigen ($ 22) zu unterziehen. 


8 19. 
Erlaubnis. 


Iſt die Eignung und Befähigung des Bewerbers feſtgeſtellt, ſo erteilt die Senatsabteilung für 
Verkehr die Erlaubnis durch Ausſtellung eines Luftfahrerſcheins nach dem Muſter der Anlage 2. 
Dieſer iſt im Luftverkehr mitzuführen. 

Ergeben die Feſtſtellungen, daß der Bewerber zur Führung oder Bedienung eines Flugzeugs UM 
geeignet oder nicht befähigt iſt, ſo verſagt die Senatsabteilung für Verkehr die Erlaubnis. 


8 20. 
Nachprüfung. 


Der Luftfahrer hat zur Feſtſtellung, ob er zur Führung oder Bedienung eines Flugzeugs weite? d 
hin geeignet und befähigt iſt, in beſtimmten Zeitabſtänden oder auf befonderes Verlangen der Se, 
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Ke Ee für Verkehr die in den Anlagen 2 und 3 vorgeſchriebenen Nachweiſe und Zeugniſſe 
zubringen. 
E Erſcheint er weiterhin geeignet und befähigt, jo vermerkt die Senatsabteilung für Verkehr den 
Zeitpunkt der nächſten Nachprüfung auf dem Luftfahrerſchein. 
e Bringt der Luftfahrer die Nachweiſe und Zeugniſſe nicht bei, ſo darf er außerhalb von Flug⸗ 
hafen kein Flugzeug mehr führen. 
§ 21. 
Entziehung. 
Die Senatsabteilung für Verkehr entzieht die Erlaubnis zur Führung oder Bedienung eines 
Flugzeugs, wenn ſich Tatſachen ergeben, daß der In haber hierfür nicht mehr geeignet oder befähigt iſt. 
d er nur für eine beſtimmte Betätigung im Luftverkehr nicht mehr geeignet oder befähigt, ſo kann 
ie Erlaubnis entſprechend beſchränkt werden. Die Beſchränkung iſt im Luftfahrerſchein zu vermerken. 


9722. 
Der Sachverſtändige. 


f Der Sachverſtändige (§ 18, Abſ. 2) wird von der Senatsabteilung für Verkehr beſtimmt. So⸗ 
| weit er mit der Abnahme von praktiſchen Prüfungen betraut wird, ſoll er möglichſt 3 Jahre 
ang als Führer der gleichen Art von Flugzeugen tätig geweſen ſein, für die er die Prüfung abnimmt. 
Die Senatsabteilung für Verkehr kann an Stelle eines Sachverſtändigen einen Prüfungsaus⸗ 
ſchuß beſtellen. 
3. Luftſchiffer, Führer von Segelflugzeugen und Freiballonen. 
§ 23. 
2 Für die Erlaubnis zur Führung oder Bedienung eines Luftſchiffs gelten die SS 17 bis 22 
utſprechend. Dasſelbe gilt für die Erlaubnis zur Führung oder Bedienung eines Segelflugzeugs oder 
eines Freiballons. N 
4. Fallſchirmabſpringer. 
§ 24. 
Die Erlaubnis zur öffentlichen Betätigung als Fallſchirmabſpringer iſt bei der Senatsabteilung 
Verkehr zu beantragen. a 
Dem Antrag ſind beizufügen: 
eine amtliche Beſcheinigung über Geburtstag und Geburtsort ſowie auf Verlangen der Senats⸗ 
abteilung für Verkehr über die Staatsangehörigkeit; 
bei Bewerbern unter 21 Jahren die Angabe der beſonderen Umſtände, die den Antrag recht⸗ 
fertigen, ſowie die amtlich beglaubigte Zuſtimmungserklärung des geſetzlichen Vertreters; 
3. eine Beſcheinigung des Fallſchirmherſtellers, daß der Bewerber in der Handhabung des Fall⸗ 
ſchirms ausgebildet iſt; e 
zwei polizeilich beglaubigte Lichtbilder des Bewerbers (Bruftbilder in der Größe 4,5x6 cm). 
0 ie Senatsabteilung für Verkehr fordert den Bewerber zur Vorführung eines Probeabſprungs 
K einem Sachverſtändigen ($ 22) auf. Iſt die Eignung und Befähigung des Bewerbers feſtgeſtellt, 
0 erteilt die Senatsabteilung für Verkehr die Erlaubnis durch Ausſtellung einer Beſcheinigung nach 
M Muſter 4 der Anlage 2. 
d Fallſchirmabſprünge außerhalb des Rahmens einer öffentlichen Vorführung können auch innerhalb 
eco nur durchgeführt werden, wenn die öffentliche Sicherheit und Ordnung dadurch nicht 
et wird. 


für 


D. Ausbildung von Luftfahrern. o 
(S 6 Luft VG.). Zb 
1. Gewerbsmäßige Ausbildung von Flugzeugführern. 
S 25. 
Antrag. 


Die Genehmigung zur gewerbsmäßigen Ausbildung von Flugzeugführern iſt bei der Senatsab- 1 
ug für Verkehr zu beantragen. CAR 


Der Antrag muß enthalten: d 
»Namen und Sitz des Unternehmens ſowie Namen, Staatsangehörigkeit und Wohnſitz der zu 


A einer Vertretung berechtigten Perſonen, gegebenenfalls einen Auszug aus dem Handelsreoiſter⸗ 


teilu 
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2. Angaben über die Lehrmittel und die ſonſtigen Einrichtungen (Übungsgelände und Ausbil- 
dungsräume) nach der Anlage 4; f 
die Namen des Ausbildungsleiters und der Fluglehrer; 

den Nachweis der wirtſchaftlichen Leiſtungsfähigkeit des Unternehmens; 7 
Angaben über die Aufnahmebedingungen, über Ziel, Gang und Dauer der Ausbildung, die Zahl 
der gleichzeitig aufzunehmenden Schüler, den Ausbildungsvertrag und die Ausbildungskoſten. a 
Dem Antrag ſind die Flugzeugführerſcheine in Urſchrift oder amtlich beglaubigter Abſchrift ſowie 
ſelbſtgeſchriebene Lebensläufe des Ausbildungsleiters und der Fluglehrer mit Nachweiſen über die 
Befähigung für ihre Tätigkeit (Anlage 4) beizufügen. 


§ 26. 
Prüfung. 

Die Senatsabteilung für Verkehr ſtellt feſt, ob gegen die zur Vertretung des Unternehmens berech 
tigten Perſonen, den Ausbildungsleiter oder die Fluglehrer Tatſachen vorliegen, die ſie zur Ausübung 
ihrer Tätigkeit ungeeignet erſcheinen laſſen. 

Für die ſachliche Prüfung des Unternehmens gilt die Anlage 4. 


§ 27. 
Genehmigung. 
Die Senatsabteilung für Verkehr erteilt die Genehmigung für einen beſtimmten Ort. Die Ge⸗ 
nehmigung iſt nicht übertragbar und nicht vererblich. , 
Bei der Genehmigung können beſondere Auflagen gemacht werden; entſprechend den Bor 
ſchriften der Anlage 4 iſt feitzulegen, für welche Art und Klaſſe von Flugzeugen ausgebildet werden 
darf. 


CO PS Ga 


Mit der Ausbildung darf erft begonnen werden, wenn die Senatsabteilung für Verkehr eine 
Abnahmeprüfung vorgenommen hat. 
Der Unternehmer hat Anderungen in den Betriebsgrundlagen, insbeſondere in der Perſon des 
Ausbildungsleiters und der Fluglehrer, der Senatsabteilung für Verkehr unverzüglich anzuzeigen; bier? 
bei finden die SS 25 und 26 ſowie die Beſtimmungen der eriten 3 Abſätze dieſes Paragraphen An⸗ 
wendung. 
§ 28. 
Zurückziehung der Genehmigung. 
Die Senatsabteilung für Verkehr zieht die Genehmigung zurück, wenn ſich Tatſachen dafür 2 
geben, daß der Lehrbetrieb unzuverläſſig iſt. k 
S 29. 
Aufſicht. 
Die flugtechniſche Aufſicht über das Unternehmen führt der Polizeipräſident als Landespolizei! 
behörde. Einſprüche gegen die Anordnungen des Polizeipräſidenten können bei der Senatsabteilung für 
Verkehr erhoben werden, die eine Entſcheidung herbeiführt. 


2. Gewerbsmäßige Ausbildung anderer Luftfahrer. 
- S 30. 
Für die gewerbsmäßige Ausbildung anderer Luftfahrer gelten die 8§ 25 bis 29 entſprechend⸗ 


3. Nichtgewerbliche Ausbildung. 
(vgl. $ 17 Nr. 3 Luft VG.) 
5 

Wer die Ausbildung von Luftfahrern betreiben will, ohne daraus ein Gewerbe zu machen, hat 

dieſes der Senatsabteilung für Verkehr anzuzeigen. Ziele kann dem Unternehmer zur Wahrung 

öffentlichen Sicherheit und Ordnung Auflagen entſprechend der SS 25 und 27 machen oder den Lehr“ 
betrieb unterſagen. ` 

Der Lehrbetrieb kann ferner unterſagt werden, wenn er unzuverläſſig geführt wird oder den g 

ſetzlichen Vorſchriften zuwiderläuft. 2 

Die flugtechniſche Aufſicht über das Unternehmen führt der Polizeipräſident als Landespolize 

behörde. Einſprüche gegen die Anordnung des Polizeipräſidenten können bei der Senatsabteilung für 

Verkehr erhoben werden, die eine Entſcheidung herbeiführt. 4 
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E Flughäfen und Bodenorganiſation. 


1. Flughafen. 
(S$ 7 bis 10 Luft VG.). 


§ 32. 
Einteilung und Begriff. 

Flughäfen ſind Anlagen, die durch Einrichtungen für Abflug und Landung von Luftfahrzeugen 
dem allgemeinen Luftverkehr (öffentliche Flughäfen) oder Sonderzwecken (Privatflughäfen) zu dienen 
beſtimmt find. 

Der Flughafen beſteht aus dem zur Abfertigung, zum Abflug und zur Landung von Luftfahr⸗ 
zeugen beſtimmten Gelände (NRollfeld), den ſonſtigen Anlagen und dem für den Betrieb der Luft- 
fahrzeuge erforderlichen Luftraum (Flughafenzone). 

Offentliche Flughäfen werden nach Größe und Art ihrer Einrichtungen in Flughäfen erſter und 


Se Ordnung eingeteilt. Die näheren Beſtimmungen über ihre Anlegung ergeben Dë aus der 
nlage 5. 


§ 33. 
Flughafenzone. 


Die Flughafenzone wird bei der Genehmigung des Flughafens feſtgeſetzt und ſoll nicht größer } 
ſein als der Luftraum über dem mit 10 km Halbmeſſer um den Mittelpunkt des Flughafens ge- 
ſchlagenen Kreis; ſie iſt Geländemerkmalen anzupaſſen, die aus der Luft gut erkennbar ſind. Der 
Luftraum über geſchloſſenen Ortſchaften ſoll möglichſt in die Flughafenzone nicht einbezogen werden 
(vgl. auch $ 93). 
§ 34. 
Bauzone. 


d Wenn im Umkreiſe von 0,5 km um die Rollfeldgrenzen Bauwerke, Maiten, Starkſtrom⸗ oder Funk⸗ 
- Anlagen oder andere den Luftverkehr ſtörende Anlagen errichtet werden ſollen, jo hat die Baupolizei⸗ 

behörde oder die ſonſt zur Genehmigung oder Errichtung ſolcher Anlagen zuſtändige Behörde vor 

ihrer Entſcheidung den Flughafenunternehmer zu hören und die Stellungnahme der Senatsabteilung 

für Verkehr einzuholen. 

Dasſelbe gilt im Umkreis von 0,5 bis 1,5 km um die Rollfeldgrenzen bei Anlagen dieſer Art, die 

Dé höher als 25 m über das Rollfeld erheben ſollen. 


bk 8 35. 
$ Antrag. ; 2 
Der Antrag auf Genehmigung eines Flughafens ift in dreifacher Ausfertigung an die Senats- 
abteilung für Verkehr zu richten. Dem Antrage ſind beizufügen: 
1. Angaben über die örtlichen und baulichen Verhältniſſe des Flughafens (vgl. Anlage 5) an Hand 
eines Fragebogens (vgl. Anlage 5 a); 
2. ein Lageplan des Flughafens im Maßſtab 1: 10 000 mit Höhenſchichtlinien, auf dem außer den 
genauen Grenzen des Flughafens ſowie des Rollfeldes auch die Umgebung des Flughafens in 
einem Umkreis von 1,5 km um die Rollfeldgrenzen unter beſonderer Berückſichtigung der Luft ; 
fahrthinderniſſe und der Notlandemöglichkeiten einzutragen iſt; 1 
3. bei Waſſerflughäfen außerdem eine Skizze der Anlagen im Maßſtab 1:5000 mit Angabe der 
Waſſertiefe, gegebenenfalls der Strombreite, der Verkehrsverhältniſſe ſowie der Anker- und Anle⸗ 
geſtellen der Waſſerfahrzeuge; Gs 
4. falls der Unternehmer im Handelsregiſter eingetragen iſt, ein Auszug aus dem Handelsregiſter: 
5. der Nachweis der wirtſchaftlichen Leiſtungsfähigkeit des Unternehmers. 


$ 36. 4 
2 15 Prüfung des Antrags. 1 
AR Bei Genehmigung zur Anlegung eines Flughafens wird ſofort die Flughafenzone feſtgeſetzt. 


an Bei der Prüfung des Antrags auf Genehmigung von Waſſerflughäfen auf oder e 
Wlaſſerſtraßen hat die Schiffahrtspolizeibehörde mitzuwirken. en 
Bor der Genehmigung eines Flughafens it das Landeszollamt zu dem Antrage 3 
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§ 37. 
Genehmigung. 
Die Genehmigung erfolgt unbeſchadet der Rechte Dritter; fie iſt nicht übertragbar und nicht ver⸗ 
erblich. 
Dem Flughafenunternehmer können zur Wahrung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung be 
ſondere Auflagen gemacht werden. Die Höhe der von dem Unternehmer zu leiſtenden Haftpflicht⸗ 
deckung beſtimmt die Senatsabteilung für Verkehr (§ 106). 


§ 38. 
Betriebseröffnung. 

Vor der Eröffnung des Betriebs eines öffentlichen Flughafens hat der Unternehmer der Senats- 
abteilung für Verkehr eine Benutzungsordnung nach dem Muſter der Anlage 6 zur Genehmigung 
vorzulegen. 

Der Flughafen darf erſt in Betrieb genommen werden, wenn die Senatsabteilung für Verkehr im 
Einvernehmen mit dem Polizeipräſidenten als Landespolizeibehörde und unter Anhörung der Orts— 
polizeibehörde eine Abnahmeprüfung vorgenommen hat. 


§ 39. 
Anderungen. 


Die Genehmigung iſt auch für weſentliche bauliche und betriebliche Anderungen des genehmigten 
Flughafens einzuholen. f 


— 


§ 40. 

Die Genehmigung zur Anlage eines Flughafens kann durch die Senatsabteilung für Verkehr zu⸗ 
rückgezogen werden. 

§ 41. 
Pflichten des Unternehmers. 

Der Flughafen iſt in betriebsſicherem Zuſtand zu erhalten. Die mit dem Flughafenbetrieb be— 
trauten Angeſtellten müſſen dazu befähigt und zu verläſſig ſein. 

Der Unternehmer eines öffentlichen Flughafens hat Vorkommniſſe im Betriebe, welche die Be— 
nutzung des Flughafens beeinträchtigen, der Senatsabteilung für Verkehr unverzüglich anzuzeigen. 


§ 42. 
Aufſicht. 
Die Senatsabteilung für Verkehr führt die Aufſicht über die Flughäfen. Sie kann ihren Be 
trieb und ihre Einrichtungen jederzeit prüfen laſſen. 
Die Senatsabteilung für Verkehr iſt befugt, im Einvernehmen mit dem Polizeipräſidenten als Lan— 
despolizeibehörde nähere Vorſchriften zur Wahrung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung auf Flug— 
häfen und in deren Umgebung zu erlaſſen. Das Recht der Poſt- und Zollbehörden zur Abfertigung 


am Luftfahrzeuge bleibt unberührt. 
Bei Waſſerflughäfen auf und an öffentlichen Waſſerſtraßen übt die Senatsabteilung für Verkehr 


ihre Befugnis im Einvernehmen mit der Schiffahrtspolizeibehörde aus. 


2. Privatlondeplätze. 
, S 43. 

Soll ein Gelände, ohne daß darauf beſondere Einrichtungen getroffen werden, als Privatlande⸗ 
platz ſtändig zu Abflug und Landung von Luftfahrzeugen benutzt werden, ſo iſt dies der Senats— 
abteilung für Verkehr vor der Aufnahme des Betriebes anzuzeigen. 

Die Senatsabteilung für Verkehr kann zur Wahrung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung und 
zur Sicherung des Zollaufkommens dem Unternehmer Auflagen machen oder den Betrieb unterſagen. 


3. Segelfluggelände. 
8 44. 


Soll ein Gelände ſtändig zu übungen von Segelflugzeugen benutzt werden, Io gilt § 43 ente 
ſprechend. Der Zulaſſung der Segelflugzeuge und der Erlaubnis zu ihrer Führung oder Bedienung 
bedarf es für den Verkehr auf einem ſolchen Gelände nicht. 
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4. Luftfahrtkennzeichen. 
Bei Tage 
$ 45. 
Einrichtungen, die Luftfahrzeugen die Ortung erleichtern (Luftfahrtkennzeichen) müſſen durch die 


Senatsabteilung für Verkehr genehmigt werden; ſoweit Ortsnamen als Luftfahrtkennzeichen ange⸗ 
bracht werden, darf dies nur nach Anzeige an die Senatsabteilung für Verkehr geſchehen. 


Die Senatsabteilung für Verkehr kann die Anderung oder Beſeitigung von Luftfahrtkennzeichen 
verlangen, wenn ſie den öffentlichen Intereſſen widerſprechen. 


§ 46. 
Bei Nacht. 


Luftfahrtkennzeichen für den Verkehr bei Nacht (Luftfahrtfeuer) müſſen den Vorſchriften der An— 
lage 7 entſprechen; ihre Aufſtellung und Inbetriebnahme bedürfen der Genehmigung der Senatsabtei- 
lung für Verkehr. 

Die Genehmigung eines Luftfahrtfeuers iſt unter Angabe der örtlichen, baulichen und Betriebs⸗ 
verhältniſſe bei der Senatsabteilung für Verkehr zu beantragen, die zunächſt die Baupolizei hört 
und dann darüber entſcheidet. 

In der Nähe von Flughäfen und feſtgelegten Nachtflugſtrecken kann die Senatsabteilung für Ver⸗ 
kehr die Errichtung von Lichtern aller Art unterſagen, die Verwechſlungen mit Luftfahrtfeuern hervor- 
zurufen und damit den Luftverkehr zu gefährden geeignet ſind. 

Die Luftfahrtfeuer werden im Staatsanzeiger veröffentlicht. 


F. Luftfahrtunternehmen und Luftfahrtveranſtaltungen. | ? 
($ 11 Luft V G.) | 
1. Luftfahrtunternehmen. R 
§ 47. 
Antrag. 


Die Genehmigung eines Luftfahrtunternehmens iſt bei der Senatsabteilung für Verkehr zu be⸗ 
antragen. 


Der Antrag muß enthalten: 

1. Namen und Sitz des Unternehmens ſowie Namen, Staatsangehörigkeit und Wohnſitz der 
zu ſeiner Vertretung berechtigten Perſonen, gegebenenfalls einen Auszug aus dem Handels⸗ 
regiſter; . 

2. Luftfahrtbereich und Zweck des Unternehmens ſowie die techniſchen Grundlagen des Betriebs; 

3. Nachweis der finanziellen Leiſtungsfähigkeit des Unternehmens. 


§ 48. 
Genehmigung. 

Die Genehmigung eines Luftfahrtunternehmens iſt nicht übertragbar und nicht vererblich. Bei 
der Genehmigung können beſondere Auflagen gemacht werden. Über die Höhe der von dem Unter— 
nehmer zu leiſtenden Haftpflichtdeckung durch Verſicherung oder Hinterlegung iſt Beſtimmung zu 
treffen (§ 106). 

Die gewerbsmäßige Beförderung von Perſonen oder Sachen durch Luftfahrzeuge zwichen zwei 
Punkten des Gebietes der Freien Stadt Danzig kann den Danziger Luftfahrtunternehmen vorbe⸗ 
halten werden. ES 


9 49. 
Fluglinien. GE 
Wer die Beförderung von Perſonen oder Sachen durch Luftfahrzeuge auf beſtimmten 1 SCH 
gegen Entgelt öffentlich und mit einer gewiſſen Regelmäßigkeit und Häufigfeit vornehmen . 
trieb von Fluglinien des öffentlichen Verkehrs), bedarf einer beſonderen Genehmigung. d 48 
A Für die Genehmigung gilt $ 11 des Luftverkehrsgeſetzes in Verbindung mit den 88 SE 
dieſer Verordnung. 
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§ 50. 
5 Aufſicht. 

Die Senatsabteilung für Verkehr führt die Auffiht über das Luftfahrtunternehmen. Sie kann 
die Betriebsſicherheit ſeiner Einrichtungen jederzeit prüfen laſſen. 


2. Luftfahrtveranſtaltungen. 
5.51. 

Die Genehmigung einer öffentlichen Veranſtaltung im Dienſte des Wettbewerbes oder der Schau— 
luſt, an der Flugzeuge, Luftſchiffe, Segelflugzeuge, Freiballone, Feſſelballone oder Fallſchirme be— 
teiligt ſind (Luftfahrtveranſtaltung) iſt bei der Senatsabteilung für Verkehr zu beantragen. 

Der Antrag muß enthalten: 

1. Namen und Wohnſitz des Veranſtalters und des verantwortlichen Leiters; 

2. Art, Zweck, Zeit und Ort der Veranſtaltung unter Beifügung des Programms und der 
Einwilligung des Flughafenunternehmers; findet die Veranſtaltung nicht von einem Flug- 
hafen aus ſtatt, ſo iſt eine Skizze des in Ausſicht genommenen Platzes mit Angabe ſeiner 
Lage und Größe ſowie die Einwilligung des Grundeigentümers beizufügen; 

3. Mufter, Art und Klaſſe, Eintragungszeihen und Eigentümer der zur Verwendung be— 
ſtimmten Luftfahrzeuge, auf Verlangen der Senatsabteilung für Verkehr Namen und Be— 
fähigungsnachweis der beteiligten Luftfahrer ſowie die Vereinbarungen mit den Luftfahrt- 
unternehmen; falls dieſe Angaben bei Einreichung des Antrags noch nicht gemacht werden 
können, ſind ſie ſpäteſtens bis zum Beginne der Veranſtaltung nachzuholen; 

4. den Nachweis, daß die Haftpflicht durch Verſicherung oder Hinterlegung gedeckt iſt ($ 106); 

5. den Nachweis der Sicherſtellung der ausgeſetzten Preiſe. 

Das weitere Verfahren regelt ſich nach den §8 48 Abſ. 1 und 50. 


8152, 
3. Reklameflüge. 

Reklameflüge über geſchloſſenen Ortſchaften bedürfen der Erlaubnis der Senatsabteilung für Ver— 
kehr. Der Erlaubnis bedarf es nicht, wenn die Reklame nur in der Beſchriftung des Luftfahrzeugs 
beſteht und die Vorſchriften der Anlage 1 eingehalten werden. 

Die Senatsabteilung für Verkehr kann im Einvernehmen mit der Ortspolizeibehörde zur Wah— 
rung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung dem Unternehmer Auflagen machen oder die Flüge 
unterſagen. a 
G. Landungsverbote, Luftſperrgebiete. 

(Ss 12 und 13 Luft WG.). 
Landungsverbote. 
§ 53. 

Landungsverbote erläßt die Senatsabteilung für Verkehr. Bei öffentlichen Waſſerſtraßen hat 
die Schiffahrtspolizeibehörde mitzuwirken. 
5 S 54. 

Luftſperrgebiete. 
Luftſperrgebiete ſetzt die Senatsabteilung für Verkehr feſt. 
E Gerät ein Luftfahrzeug in ein Luftſperrgebiet, jo hat fein Führer das im § 69 Abſ. 2 vorge⸗ 
ſcchriebene Notzeichen zu geben und unverzüglich auf dem nächſtgelegenen Flughafen zu landen. 


855. 
i Bekanntgabe. 
Die Senatsabteilung für Verkehr gibt die Landungsverbote und Luftſperrgebiete im Staats- 
anzeiger der Freien Stadt Danzig bekannt. 


H. Mitführung beſonderen Geräts. 
(§ 14 Luft VG.) 
1. Lichtbildgerät. 
Antrag. 
§ 56. 
Die Erlaubnis zur Verwendung von Lichtbildgerät (einfachem Lichtbildgerät, Luftbildſondergerät, 
Filmaufnahmegerät) in Luftfahrzeugen iſt bei der Senatsabteilung für Verkehr zu beantragen. 


RE: 


KZ RSEAT RIESEN TREI IR d Swift, DE: Pe ke LG MIN MM Werren 
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Der Antrag muß enthalten: 

1. Namen, Beruf, Staatsangehörigkeit und Wohnſitz der für die Herſtellung von Aufnahmen 
zuzulaſſenden Perſonen unter Beifügung einer Geburtsurkunde und zweier amtlich beglau⸗ 
bigter Lichtbilder; bei Beantragung der Erlaubnis für ein gewerbliches Unternehmen außer⸗ 
dem die gleichen Angaben für den Unternehmer (gegebenenfalls unter Beifügung eines 
Auszugs aus dem Handelsregiſter) ſowie Angaben über Gegenſtand und Umfang des Unter- 
nehmens und über ſeine finanzielle Leiſtungsfähigkeit; 

2. die Angabe, ob die Verwendung des Lichtbildgeräts für gewerbliche oder nichtgewerbliche 
Zwecke beantragt wird; 

3. Angaben über Gegenſtand, Art, Umfang, und Dauer der Aufnahmetätigkeit ſowie über ihre 
techniſchen Grundlagen (Art der Aufnahmegeräte, Bearbeitung der Aufnahmen, Umfang 
und Lage der vorhandenen Arbeitsſtellen, Verwertung der hergeſtellten Lichtbilder). 


§ 57. 
Erlaubnis. 

Bieten die mit der Herſtellung der Aufnahmen befaßten Perſonen und Unternehmen in perſön⸗ 
licher und ſachlicher Hinſicht genügende Gewähr und widerſpricht die Verwendung des Lichtbildgeräts 
in Luftfahrzeugen nicht dem öffentlichen Intereſſe, ſo erteilt die Senatsabteilung für Verkehr die Er⸗ 3 
laubnis zur Verwendung und ſtellt darüber einen Erlaubnisſchein aus. 

Die Erlaubnis kann örtlich und zeitlich beſchränkt und an Auflagen geknüpft werden. Sie kann 1 
ohne Angabe von Gründen verſagt oder entzogen werden. dë 


§ 58. 

Beſonderheiten bei gewerblichen Unternehmungen. 

Bei gewerblichen Unternehmen wird die Erlaubnis zur Verwendung von Lichtbildgerät in 
Luftfahrzeugen für das Unternehmen als ſolches ſowie für jede mit der Herſtellung der Aufnahmen 
befaßte Perſon erteilt. Scheidet eine ſolche Perſon aus dem betreffenden Unternehmen aus, ſo erliſcht 
die Erlaubnis; der Erlaubnisſchein iſt vom Unternehmer einzuziehen und der Senatsabteilung für 


Verkehr zurückzugeben. . 
$ 59. 1 2 * 

Erlaubnisſchein. E 

Der Erlaubnisſchein zur Verwendung von Lichtbildgerät iſt im Luftfahrzeug mitzuführen. 2 | 

BS 

§ 60. 2 

Verbot von Luftbildaufnahmen. ES 

Die Senatsabteilung für Verkehr kann die Verwendung von Lichtbildgerät in Luftfahrzeugen 2 1 
über beſtimmten Gebieten allgemein beſchränken oder unterſagen. D 
8 61. Sa 


Beförderung von Lichtbildgerät. 


Die Beförderung von Lichtbildgerät in Luftfahrzeugen bedarf keiner behördlichen Erlaubnis, 
wenn die Inſaſſen des Luftfahrzeugs das Lichtbildgerät während des Fluges nicht verwenden können. 


2. Waffen und gefährliches Gerät. 
§ 62. 


ſondere e Erlaubnis geſtattet. 
3. Funkgerät. 
§ 63. 
Der Antrag auf Verleihung der Befugnis zur Errichtung und zum Betrieb von Funfitelle 
Luftfahrzeugen iſt an die Senatsabteilung für Verkehr zu richten, die darüber im Ge 
der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stand Danzig befindet. ES 
Im Falle der Genehmigung ſtellt die Senatsabteilung für Verkehr einen ı Erlaubnistäch } 
itets an Bord mitzuführen it. 
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J. Verkehrs vorſchriften. 
($ 17 Nr. 2 und 3 Luft WG.). 
1. Allgemeines. 
§ 64. 
Verantwortlichkeit des Führers. 

Der Führer des Luftfahrzeugs iſt für die Ein haltung der Verkehrsvorſchriften verantwortlich; er 
hat dafür zu ſorgen, daß das Luftfahrzeug und die Ladung ſich in vorſchriftsmäßigem Zuſtande be— 
finden, daß das zuläſſige Fluggewicht nicht überſchritten wird, und daß die vorgeſchriebenen Ausweiſe 
vorhanden ſind. Er hat über jeden Flug nach näherer Vorſchrift der Anlage 8 die erforderlichen An— 
gaben in das Bordbuch einzutragen. 

Zur Aufrechterhaltung der Ordnung und Sicherheit iſt der Führer des Luftfahrzeugs befugt, 
die geeigneten Maßregeln zu ergreifen; ſeinen Anordnungen iſt Folge zu leiſten. 


§ 65. 
Polizeiliche Überwachung. 

Die Polizei kann den Abflug des Luftfahrzeugs verhindern, wenn die öffentliche Sicherheit ge— 

fährdet iſt. Sie hat das Recht, die vorgeſchriebenen Ausweiſe zu prüfen. | 
Iſt die Verkehrsſicherheit eines Flugzeugs beeinträchtigt, ſo hat die Polizei den Zulaſſungsſchein 
dem Inhaber abzunehmen und damit die weitere Inbetriebnahme des Flugzeugs vorläufig zu ver- 
hindern. Der Zulaſſungsſchein iſt nach Eintragung des Grundes der Entziehung an die Senatsabteilung 
für Verkehr zu überſenden. Das Flugzeug darf erſt nach Beſcheinigung der Verkehrsſicherheit durch 

eine der im § 2 Abſ. 2 genannten Prüfſtellen wieder in Betrieb genommen werden. 


§ 66. 
Unfallanzeigen. 

Der Führer, bei deſſen Verhinderung der Eigentümer des Luftfahrzeugs, hat Unfälle beim 
Betriebe unverzüglich der Ortspolizeibehörde des Unfallorts anzuzeigen, die unbeſchadet ihrer ſonſtigen 
Verpflichtungen die Luftfahrtüberwachungsſtelle zu verſtändigen hat. Dieſe benachrichtigt die Senats— 

abteilung für Verkehr unter Angabe der näheren Umſtände (Muſter in der Anlage 9) und teilt ihr 
bei ſchwereren Fällen nach Abſchluß der Unterſuchung deren Ergebnis mit. 


Die Senatsabteilung für Verkehr kann zu der Unterſuchung des Unfalls Beauftragte entſenden 
und Sachverſtändige mit der Aufklärung einzelner techniſcher Fragen betrauen. 


Unfälle, die ſich beim Betriebe Danziger Luftfahrzeuge im Ausland ereignen, hat der Führer 
bei deſſen Verhinderung der Eigentümer des Luftfahrzeugs, unverzüglich der Senatsabteilung für Ver⸗ 
kehr anzuzeigen. 


2. Allgemeine Flugregeln. 
§ 67. 
Ausweichregeln. 


Luftfahrzeuge gleicher Art haben einander nach rechts auszuweichen und rechts zu überholen. Bei 
Kreuzungen hat das von links kommende Flugzeug auszuweichen. 


Ausweichen und Überholen durch Unterfliegen ſind verboten. 


S 68. 8 
Flugzeuge müſſen allen anderen Luftfahrzeugen, Luftſchiffe und Segelflugzeuge müſſen Frei— 


und Feſſelballonen ſowie Drachen ausweichen. 


Flugzeuge müſſen von Luftſchiffen, Frei- und Feſſelballonen eine angemeſſene Entfernung ein⸗ 
halten. 


a 8 69. 

Luftfahrzeugen, die zum Landen angeſetzt haben oder ſich in Not befinden, iſt auszuweichen. 

Rote Leuchtzeichen vom Luftfahrzeug aus bedeuten, daß das Luftfahrzeug notlanden muß. 
S 70. 


Iſt ein Luftfahrzeug nach vorſtehenden Vorſchriften nicht zur Richtungsänderung verpflichtet, ſo 
ſoll es Richtung, Höhe und Geſchwindigkeit beibehalten. 
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8 71. 


Auf gekennzeichneten Flugſtrecken iſt, ſofern die Wetterlage es geſtattet, rechts von den Luft⸗ 
fahrtkennzeichen und Richtungspunkten zu fliegen. 


§ 72. 


Flugzeuge und Luftſchiffe in der Luft müſſen Fahrzeugen auf dem Waſſer ausweichen. Für Flug- 
zeuge auf dem Waſſer gelten die ſtrom- und ſchiffahrtspolizeilichen Vorſchriften. 


§ 73. 
Überfliegen von Ortſchaften und Bau werken. 


Luftfahrzeuge dürfen geſchloſſene Ortſchaften nur in einer Höhe überfliegen, aus der auch in Not⸗ 
fällen noch eine Landung auf einem Flughafen oder außerhalb der Ortſchaft möglich iſt. Geräuſch⸗ 
beläſtigungen ſind nach Möglichkeit zu vermeiden. 

Luftfahrzeuge in der Luft dürfen ſich Bauwerken nicht auf weniger als 20 m nähern. 

Bei Anſichtigkeit, insbeſondere Nebel oder Wolkenbildung, kann von dieſen Vorſchriften unter Be— 
achtung der durch die Umſtände gebotenen Vorſicht abgewichen werden. 


§ 74. 
Überfliegen von Menſchenanſammlungen. 


Menſchenanſammlungen dürfen nicht in geringerer Höhe als 200 m überflogen werden. Aus— 
nahmen ſind nur bei Abflug und Landung ſowie im Falle beſonderer Erlaubnis der Senatsabteilung 
für Verkehr geſtattet. 

8 75. 


Fliegen bei Kunſtbauten. 


Unter Brücken und ähnlichen Kunſtbauten ſowie unter Starkſtromleitungen und Antennen darf 
nicht durchgeflogen, Großfunkanlagen dürfen auch nicht überflogen werden. 


§ 76. 
Kunſtflüge. 


Kunſtflüge (vgl. Anlage 2) find nur mit beſonders hierzu zugelaſſenen Luftfahrzeugen und nur 
mit ausdrücklichem Einverſtändnis der Inſaſſen geſtattet. Für jeden Inſaſſen iſt ein Fallſchirm mit⸗ 
zuführen. 

Kunſtflüge dürfen nicht in geringerer Höhe als 200 m ausgeführt werden; über Ortſchaften und 
Menſchenanſammlungen ſind ſie verboten. In Einzelfällen kann die Senatsabteilung für Verkehr Aus⸗ 
nahmen zulaſſen. 

E ée 


Abwerfen von Gegenständen. 


Das Abwerfen von Gegenſtänden aus Luftfahrzeugen bedarf der Erlaubnis der Senatsabteilung 
für Verkehr; ſoweit es ſich um zollpflichtige Gegenſtände handelt, wird die Erlaubnis im Einvernehmen 
mit der Finanzabteilung des Senats oder der von ihr beſtimmten Stelle erteilt. 

Das Abwerfen von Poſt regelt die Danziger Poſt- und Telegraphenverwaltung. 

Die Vorſchrift des Abſ. 1 findet auf Ballaſt keine Anwendung; als folder darf nur feiner trocke⸗ 
ner Sand oder Waſſer abgeworfen werden. 

Der § 43 RO. findet entſprechende Anwendung. 


77 e 

Lichterführung. f a 
Luftfahrzeuge haben bei Dunkelheit nach näherer Beſtimmung der Anlage 10 Lichter zu führen. ` 
8 79. S We 

Landungsaufforderung. a ` = 


Die Polizei iſt berechtigt, Luftfahrzeuge durch Zeichen zur Landung aufzufordern. 
Zur Landungsaufforderung dienen drei kurz aufeinander folgende Signalſchüſſe, 
eine ſchwarze oder gelbe Rauchwolke, bei Nacht grüne Leuchtzeichen mit Sternen entwickeln. 


die bei Tage 
Werden dieſe 


7 
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Zeichen abgegeben, ſo haben Luftfahrzeuge, wenn die Landungsaufforderung von einem Flughafen 
ausgeht, alsbald auf dieſem, ſonſt an der nächſten geeigneten Stelle zu landen. 
Nach der Landung darf der Flug erſt fortgeſetzt werden, wenn die Polizei es geſtattet. 


3. Beſondere Verkehrsregeln in Flughäfen. 
S 80. 
Verkehrszeichen. 


Im öffentlichen Flughafen iſt die Windrichtung durch einen gut ſichtbaren Windrichtungsan— 
zeiger (Rauchofen, Windſack u. dgl.) kenntlich zu machen. 


§ 81. 
Im öffentlichen Flughafen ſoll die Abflugſtelle durch eine Startflagge bezeichnet werden. 


Sollen die Flugzeuge an einer beſtimmten Stelle aufſetzen, ſo iſt dieſe durch ein gut ſichtbares 
Kreuz (Landezeichen) zu bezeichnen. 


Startflagge und Landezeichen müſſen mindeſtens 50 m von einander entfernt und ſo angeordnet 
ſein, daß dadurch das Rollfeld, gegen den Wind geſehen, in drei Bahnen geteilt wird; rechts von 
der Startflagge die Abflugbahn, links vom Landezeichen die Landebahn und zwiſchen beide die neutrale 
Zone. — Soweit beſondere Startbahnen vorhanden ſind, kann die Regelung auch anders erfolgen. 


§ 82. 


Im öffentlichen Flughafen iſt ein allgemeines Abflugverbot durch Hiſſen eines roten Balles an 
einem Signalmaſt anzuzeigen. 

Ein rotes Leuchtzeichen vom Flughafen aus bedeutet, daß die Landebahn nicht frei iſt. 

Iſt die Landebahn frei, ſo kann dieſes durch ein weißes Leuchtzeichen vom Flughafen aus an— 
gezeigt werden. 


§ 83. 

Im öffentlichen Flughafen ſind, wenn Luftverkehr bei Nacht ſtattfindet, die Landebahn und 
der Windrichtungsanzeiger in zweckmäßiger Weiſe kenntlich zu machen. Landelichter ſind ſo aufzuſtel— 
len, daß das Flugzeug, gegen den Wind geſehen, links von der neutralen Zone landen kann (val. 8 90). 

8 84. 
Die Senutsabteilung für Verkehr ſetzt im Bedarfsfall weitere Verkehrszeichen feſt. 


S 85. 
Luftfahrthinderniſſe. 
Der Flughafenunternehmer hat Luftfahrthinderniſſe im Flughafen und in einer Umgebung 


von 1,5 km um die Rollfeldgrenzen (vgl. Anlage 5 § 2) durch rotweiße Fähnchen, bei Nacht, ſo— 
weit erforderlich, durch Beleuchtung oder rote Befeuerung derart kenntlich zu machen, daß ihre Aus— 


dehnung erkennbar iſt. 
§ 86. 
Luftverkehrsleitung. 
Die Regelung des Verkehrs auf dem Rollfeld eines öffentlichen Flughafens zur Wahrung der 


öffentlichen Sicherheit und Ordnung (Luftverkehrsleitung) iſt Aufgabe der Polizei. 


Die für die Luftverkehrsleitung erforderlichen Einrichtungen und Zeichen hat der Flughafenunter— 


nehmer bereitzuſtellen und zu unterhalten. 


$ 87. 
Abflug. 
Kein Luftfahrzeug darf einen öffentlichen Flughafen ohne Erlaubnis der Polizei verlaſſen; der 


Abflug iſt ihr rechtzeitig vorher anzumelden, bei öffentlichem Fluglinienverkehr durch Einreichung eines 
Flugplans. S f 


Bei Abflug eines Luftfahrzeuges nach dem Zollauslande darf die Abflugerlaubnis nur im Ein— 
verſtändnis mit der Flughafenzollſtelle erteilt werden. 


1 
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S 88. 
\ Motoren. 

Der Motor eines Flugzeugs darf nur laufen, wenn ſich im Führerſitz Bedienung befindet. Das 
Abrollen von den Hallen und das Abbremſen der Flugmotoren hat ſo zu erfolgen, daß die Gebäude 


und die Standplätze anderer Luftfahrzeuge kein ſtärkerer Luftſtrom trifft und Perſonen nicht verletzt 


werden können. Beim Abbremſen darf ſich niemand vor dem Flugzeug oder in der Luftſchraubenebene 
aufhalten. 


§ 89. 
Landung. 
Das Flugzeug darf erſt landen, wenn ſich der Flugzeugführer überzeugt hat, daß die Landebahn 
frei iſt. 
Sind gleichzeitig mehrere Flugzeuge im Begriff zu landen, ſo muß das höherfliegende dem tiefer⸗ 
fliegenden den Vorrang laſſen. 
§ 90. 
Das Flugzeug hat gegen den Wind zu landen. 


Iſt die Landeſtelle bezeichnet, ſo hat das Flugzeug ſich möglichſt weit rechts in der Landebahn 
zu halten, jedoch links von anderen vorher gelandeten Flugzeugen aufzuſetzen. Iſt der Auslauf been⸗ 
det, ſo iſt die Landebahn unverzüglich freizumachen; dabei iſt über die neutrale Zone abzurollen. Die 
Abflug⸗ und Landebahn dürfen von rollenden Flugzeugen nur dann gekreuzt werden, wenn dadurch 
andere Flugzeuge bei Abflug oder Landung nicht behindert werden. 


8 91. 


Wendungen. 


Über dem Flughafen und feiner nächſten Umgebung ſollen Wendungen linksherum ausgeführt 
werden. , 


S 92. 
Verkehrsluftfahrzeuge. 
Luftfahrzeugen des öffentlichen Fluglinienverkehrs iſt beim Abflug der Vorrang zu laſſen. 
§ 93. 
Luftfahrzeuge ohne behördliche Ermächtigung. 


Nicht eingetragene, nicht zugelaſſene oder ſolche Luftfahrzeuge, deren Führer keine Erlaubnis zum 
Führen eines Luftfahrzeuges beſitzen, dürfen nur innerhalb der Flughafenzone, nur mit den zur 
Führung und Bedienung beſtimmten Perſonen und nur in ſolcher Höhe verkehren, daß der Flughafen 


ſtets im Gleitflug erreicht werden kann. 


Bei nicht eingetragenen oder nicht zugelaſſenen Luftfahrzeugen kann die Polizei vom Führer den 
Nachweis der Befähigung zur Führung, ſowie der Haftpflichtdeckung des Halters durch Verſicherung 
oder Hinterlegung ($ 101 ff.) verlangen. a 


§ 94. 
Flugzeuge mit Doppelſteuer. 
Den Sitz am Doppelſteuer dürfen nur einnehmen: 
a) Bei gewerbsmäßiger Perſonenbeförderung: 


Beſatzungsperſonal, d. h. Perſonen, die entweder zur Führung von Flugzeugen gleicher Art und & 
Klaſſe — auch mit einfacher Erlaubnis — berechtigt oder mit der Bedienung eines Luftfahrzeuges 


hinreichend vertraut und hierfür von dem Halter ſtändig beſtimmt ſind. 


Bordwarte, die am Doppelſteuer der Klaſſe C Platz nehmen, müſſen im Beſitz des Ausweises ch 


als Bordwart ſein. ; 55 
b) Bei nicht gewerbsmäßiger Perſonenbeförderung: 


1. Flugſchüler, die als ſolche der Luftfahrtüberwachungsſtelle der Polizei angemeldet find, 
Begleitung ihres Fluglehrers, SA 


Co 


R A A GC S 0 ` 
2. Perſonen, die von zugelaſſenen oder angemeldeten Ausbidungsunternebmen als Ad? 
anwärter bezeichnet und zur Feſtſtellung ihrer Eignung von ihren Fluglehrern mitgen N 


werden und über die Betriebseinrichtungen hinreichend unterrichtet ſind, | KL 


\ 


E 


* 
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3. Flugzeugführer, die im Beſitze eines gültigen Flugzeugführerſcheines einer beliebigen Klaſſe 
ſind, 

4. Perſonen, die zum Betrieb des Halters gehören und mit den Betriebseinrichtungen des Luft⸗ 
fahrzeuges vertraut ſind, oder Angehörige der Prüfftelle für Luftfahrzeuge, die mit der Prü— 
fung des Flugzeuges oder des mitgeführten Geräts beauftragt ſind. 


§ 9. 
Störung sverbot. 
Innerhalb des Flughafens und der Flughafenzone darf der Betrieb der im § 93 genannten 
Luftfahrzeuge ſowie der Betrieb von Frei- und Feſſelballonen, Segelflugzeugen und Drachen den 
übrigen Flugbetrieb nicht ſtören. 


4. berfliegen der Landesgrenzen. 
§ 96. 
Luftverkehrsabkommen oder beſondere Genehmigung. 

Ausländiſche Luftfahrzeuge dürfen in Danziger Hoheitsgebiet nur einfliegen und darin ver— 
kehren, wenn dieſes durch ein zwiſchen ihrem Heimatſtaat und der Freien Stadt Danzig abge— 
ſchloſſenes Luftverkehrsabkommen allgemein geſtattet iſt, oder die Senatsabteilung für Verkehr eine 
beſondere Genehmigung zum Einflug erteilt hat. 

Der Antrag auf Erteilung der beſonderen Genehmigung iſt auf diplomatiſchem Wege zu ſtellen 
und muß folgende Angaben enthalten: 

1. Namen, Staatsangehörigkeit und Wohnſitz des Eigentümers, des Führers und der übrigen In⸗ 
ſaſſen des Luftfahrzeugs; 

2. Hoheits- und Eintragungszeichen ſowie Muſter des Luftfahrzeugs, Zahl und Muſter der Motoren; 

3. Reiſeweg, wobei der auf Danziger Hoheitsgebiet entfallende Teil des Weges durch Angabe der 

Grenzüberflugsſtellen und der in Ausſicht genommenen Landungsplätze näher zu bezeichnen iſt; 

Zeit des Fluges und Dauer des Aufenthalts im Danziger Hoheitsgebiete. 

Sofern es ſich um nichtſtaatliche Luftfahrzeuge handelt, muß ferner eine Erklärung darüber 
abgegeben werden, daß zur Deckung der Haftpflicht für die im Danziger Hoheitsgebiet entſtehenden 
Schäden eine Haftpflichtverſicherung abgeſchloſſen oder durch Hinterlegung von Geld oder Wertpapieren 
Sicherheit geleiſtet werden wird (§ 101 ff.). 

Die beſondere Genehmigung wird befriſtet erteilt; ſie kann an beſtimmte Bedingungen geknüpft 
werden. 

Die Senatsabteilung für Verkehr ſtellt über die beſondere Genehmigung eine Beſcheinigung aus 
und benachrichtigt die Luftfahrtüberwachungsſtelle der Schutzpolizei. 


8 97. 
Einflugsbeſtimmungen. 

Die ausländiſchen Luftfahrzeuge müſſen im Danziger Hoheitsgebiet deutlich und gut ſichtbare 
Abzeichen haben, die ihre Feſtſtellung während des Fluges ermöglichen (Hoheits- und Eintragungs— 
zeichen); außerdem müſſen Name und Wohnſitz des Eigentümers am Rumpfe ſichtbar angegeben ſein. 

In den ausländiſchen Luftfahrzeugen ſind die in ihrem Heimatlande für den Luftverkehr vor— 
geſchriebenen Urkunden, insbeſondere die Beſcheinigungen über die Eintragung und die Zulaſſung 


zum Luftverkehr, ſowie gegebenenfalls die Beſcheinigung über die beſondere Genehmigung zum Ein— 


flug ($ 96 Abſ. 5) mitzuführen. 8 

Die ausländiſchen nichtſtaatlichen Luftfahrzeuge müſſen ferner mit einer Beſcheinigung darüber ver— 
ſehen ſein, daß zur Deckung der Haftpflicht aus dem Betriebe des Luftfahrzeugs eine Haftpflicht— 
verſicherung abgeſchloſſen oder durch Hinterlegung von Geld oder Wertpapieren Sicherheit geleiſtet 
iſt ($ 101 ff.). ö 

§ 98. 
Grenzüberflug. 

Die Danziger Grenzen dürfen, ſoweit nicht Luftſperrgebiete beſtehen, oder die Senatsabteilung 
für Verkehr etwas anderes beſtimmt, an jedem Punkte überflogen werden. 

Die Grenz- und Zollſtellen ſind berechtigt, der Beſatzung von Luftfahrzeugen den Befehl zum 
ſofortigen Landen auf dem nächſten Paß⸗ oder Zollflughafen zu geben, wenn das Luftfahrzeug im Ver— 


dacht ſteht, Schmuggel zu treiben. Der Weiterflug darf erſt nach Erteilung der Erlaubnis durch die 


Senatsabteilung für Verkehr ſtattfinden, die ſich vorher mit den zuſtändigen Zoll- und Polizeiſtellen 


ins Einvernehmen ſetzt. 
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8 99. 
Flughafenzwang. 
h Der Einflug nach oder der Ausflug aus Danziger Hoheitsgebiet darf nur nach oder von einem 
Öffentlichen Flughafen, der Gelegenheit zur Zoll- und Paßabfertigung bietet, vorgenommen werden, 
und zwar ohne Zwiſchenlandung zwiſchen Flughafen und Freiſtadtgrenze; die Senatsabteilung für 
Verkehr kann im Einvernehmen mit der Finanz-Abteilung und der Abteilung des Innern in beſon— 
eren Fällen Ausnahmen zulaſſen. 

Abſatz 1 findet keine Anwendung auf Luftfahrzeuge, die das Danziger Hoheitsgebiet ohne Zwi⸗ 
ſchenlandung durchfliegen. 

Der Führer eines aus dem Auslande eintreffenden Luftfahrzeuges, das aus Sicherheitsgründen 
gezwungen iſt, außerhalb des öffentlichen Flughafens vorzeitig niederzugehen, hat das nächſte Zollamt 
von der Landung unverzüglich zu benachrichtigen. Falls dieſes unmöglich iſt, iſt er verpflichtet, der 
nächſten Polizeiſtelle oder dem nächſten Gemeindevorſteher von feiner Landung Kenntnis zu geben. 
Dieſe Stellen ſetzen ſich unverzüglich mit der nächſten Zollſtelle in Verbindung. 

` Bis zum Eintreffen eines Vertreters der ſtaatlichen Stellen oder des Gemeindevorſtehers hat der 
ührer des Luftfahrzeuges darüber zu wachen, daß ſich keine der mit dem Luftfahrzeug angekommenen 

erſonen vom Fahrzeug entfernt. Ebenſo iſt er verpflichtet, dafür Sorge zu tragen, daß aus dem Luft⸗ 
ahrzeug keine Gegenſtände entfernt werden. Ausgenommen hiervon ſind lediglich Nahrungsmittel und 
Gegenſtände des perſönlichen Bedarfs der Reiſenden. 

Hat der Führer wegen unüberwindlicher Schwierigkeiten die oben genannten Dienſtſtellen von der 
otlandung nicht benachrichtigen können und geſtatteten ihm der Zuſtand des Flugzeugs und ſonſtige 
mſtände den ſofortigen Weiterflug, fo iſt er nach dem Eintreffen auf dem nächſten öffentlichen Flug⸗ 

hafen verpflichtet, den Zoll- und Polizeiſtellen die Gründe der Notlandung zu melden und ihnen jede 
gewünſchte Auskunft über die näheren Umſtände zu geben. 


S 100. 
Grenzverletzungen durch ausländiſche Luftfahrzeuge. 
Gerät ein ausländiſches Luftfahrzeug in Danziger Hoheitsgebiet, ohne daß dies durch ein zwiſchen 


ſeinem Heimatſtaat und der Freien Stadt Danzig beſtehendes Luftverkehrsabkommen oder auf Grund 


einer beſonderen Genehmigung geſtattet iſt, To hat fein Führer das im § 69, Abf. 2 vorgeſchriebene 
otzeichen zu geben und unverzüglich auf dem nächſtgelegenen Flughafen zu landen. Das Luftfahrzeug 
arf ſeinen Flug nur mit Genehmigung der Senatsabteilung für Verkehr nach Stellungnahme der 
lung des Inneren fortſetzen. Bei Notlandungen folder Luftfahrzeuge iſt in gleicher Weile zu ver- 
Ahren. 


K. Haftpflichtverſicherung, Hinterlegung. 
($ 29 Luft VG.). 
1. Haftpflicht verſicherung. 
§ 101. 
Verſicherer. 
Der Haftpflichtverſicherungsvertrag des Luftfahrzeughalters iſt mit einer im Freiſtaat Danzig 


zugelaſſenen Verſicherungsunternehmung zu ſchließen. Dieſes gilt nicht für die Haftpflichtverſicherung 


ausländiſcher Luftfahrhalter gemäß $ 97 Abſ. 3. 


8 102. 
Vertragsinhalt. 


Der Haftpflichtverſicherungsvertrag muß die aus dem Betrieb eines Luftfahrzeugs für den Halter 

15 ergebenden Haftpflicht bis zur Höhe der im 8 23 des Luftverkehrsgeſetzes genannten Beträge 
ecken. Der Vertrag iſt ſo abzuſchließen, daß bei einem Wechſel des Halters während der Verſiche— 
Ngsdauer auch die Haftpflicht des neuen Halters gedeckt iſt. 


$ 103. 
Vertragsnachweis. 

Der Abſchluß des Haftpflichtverſicherungsvertrags it durch Vorlegung des Verſicherungsſcheins 
chzuweiſen. Der Verpflichtete hat vor Ablauf der Verſicherungsdauer ohne Aufforderung den 1 
erſicherungsſchein oder eine Beſcheinigung darüber vorzulegen, daß er die für die Fortſetzung e 
erſicherung erforderliche Prämie an den Verſicherer entrichtet hat. 


2 


r 


432 


Die Senatsabteilung für Verkehr kann vom Verpflichteten die Vorlegung des Verſicherungs⸗ 


ſcheins oder der Beſcheinigung über die Prämienzahlung jederzeit verlangen. 


§ 104. 
Anzeigepflicht. 
Der Verſicherer und der verſicherte Halter haben der Senatsabteilung für Verkehr jede vor 
Ablauf der Verſicherungsdauer eintretende Beendigung des Verſicherungsverhältniſſes ſowie jede 
Unterbrechung des Verſicherungsſchutzes unverzüglich anzuzeigen. 


2. Hinterlegung. 
§ 105. 
Verfahren. 

Für die Sicherheitsleiſtung des Luftfahrzeughalters durch Hinterlegung von Geld oder Wert— 
papieren gelten die Vorſchriften des bürgerlichen Rechts. Die Hinterlegung iſt durch Vorlegung des 
Hinterlegungsſcheins nachzuweiſen. 

3. Entſprechende Anwendung. 
§ 106. 

Für die Haftpflichtverſicherung und die Hinterlegung des Flughafen- und des Luftfahrtunter- 
nehmers ſowie des Luftfahrtveranſtalters gelten die Vorſchriften der SS 101 bis 105 ſinngemäß; 
die Höhe der Verſicherungs- oder Hinterlegungsſumme wird von der Genehmigungsbehörde feſt— 
geſetzt. 

L. Gebühren. 
§ 107. i 

Die Gebühren für behördliche Maßnahmen und Prüfungen im Luftverkehr bei Durchführung des 
Luftverkehrsgeſetzes und dieſer Verordnung beſtimmen ſich nach der Anlage 11, ſofern landesrechtlich 
nichts anderes beſtimmt iſt. 

M. Schluß beſtimmungen. 
1. Inkrafttreten der Verordnung. 
§ 108. 

Dieſe Verordnung tritt am 1. Juli 1932 in Kraft. 

Mit dieſem Tage verlieren die Verordnung betreffs Regelung des Luftfahrtweſens vom 15. März 
1921 nebſt Abänderungsverordnung vom 9. Mai 1923 und die Verordnung betreffend das Überfliegen 
von Orten und von Menſchenanſammlungen vom 6. März 1928 ihre Geltung. 


2. Übergangs beſtimmungen. 
S 109. 
Flugzeuge und Luftfahrer. 

Die vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung zugelaſſenen Flugzeuge ſind binnen 6 Monaten nach 
Inkrafttreten dieſer Verordnung einer Nachprüfung gemäß 8 8 zu unterziehen, ſoweit nicht ein anderer 
Zeitpunkt im Zulaſſungsſcheine vermerkt iſt. Innerhalb derſelben Friſt ſind die Haftpflichtverſicherungs— 
verträge mit § 102 Satz 2 in Einklang zu bringen. 

Die vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung zugelaſſenen Luftfahrer haben binnen ſechs Mo- 
naten nach dem Inkrafttreten dieſer Verordnung der Senatsabteilung für Verkehr den Nachweis der 
Fortdauer ihrer Eignung und Befähigung gemäß $ 20 zu erbringen, ſoweit nicht ein anderer Zeit 
punkt im Luftfahrerſchein vermerkt iſt. 8 

8 110. 
Sonſtige Genehmigungen. 

Die vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung auf Grund der SS 6, 7, 11 und 14 des Luft⸗ 
verkehrsgeſetzes erteilten Genehmigungen und Erlaubniſſe bleiben in Kraft. Für ihre weitere Aus- 
übung ſind jedoch die Vorſchriften dieſer Verordnung maßgebend. 


3. Ermächtigung der Senatsabteilung für Verkehr. 
S 111. 
Die Senatsabteilung für Verkehr kann die Anlagen 1 bis 11 ergänzen und ändern. 


Danzig, den 17. Juni 1932. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Blavier. 


Anlage 1 ep 
In §§ 5 und 6 Luft VO.) 


Anweiſung über den Eintragungs- und Zulaſſungsſchein ſowie die Soheits— 
und Eintragungszeichen. 
A. Flugzeuge und Luftſchiffe. 
1. Eintragungs⸗ und Zulaſſungsſchein. 
§ 1. Der Eintragungs- und der Zulaſſungsſchein werden in der Regel in einer Urkunde verbunden. 


Für Flugzeuge dient das Muſter 1, für Luftſchiffe werden Eintragung und Zulaſſung jeweils durch be- 
ſondere Urkunde beſcheinigt. 


2. Hoheits- und Eintragungszeichen. 
Art der Zeichen. 
82. Als Hoheitszeichen führen Danziger Flugzeuge und Luftſchiffe die Buchſtaben VM, als 
intragungszeichen alle Zuſammenſetzungen mit 3 Buchſtaben. 
Die Zeichen am Rumpf des Flugzeuges werden bei der erſtmaligen Inbetriebnahme des Flug— 
zeuges von der Polizei abgeſtempelt. 


Anbringungsſtelle. 
§ 3. Flugzeuge führen die Zeichen an beiden Seiten des Rumpfes zwiſchen Flügel und Höhen- 
floſſe, Eindecker außerdem auf beiden Seiten der Tragflächen, Doppeldecker auf der unteren Seite der 
unteren und auf der oberen Seite der oberen Tragfläche. c 
Bei Luftfahrzeugen ohne Rumpf ſind die Zeichen ſtatt deſſen auf die Gondel zu malen. 
Bei Luftſchiffen ſind die Zeichen in der Nähe des größten Querſchnitts anzubringen; ſie ſind auf 
eiden Seiten und auf der Oberfläche zu wiederholen. Die Zeichen auf der Oberfläche müſſen von 
dern ſeitlichen Zeichen gleiche Entfernung haben. 
Bei Ballonen ſind das Hoheitszeichen und der Name einmal auf der Seite der Hülle, an der 
telle des größten Querſchnitts in geeigneter Größe anzubringen. 
Bei Luftſchiffen und Ballonen müſſen alle an den Seiten angebrachten Zeichen ſowohl von der 
eite wie vom Boden aus lesbar ſein. 


Ausführung der Zeichen. 


S 4. a) Flugzeuge. Die Höhe der Zeichen auf den Tragflächen und den Leitwerkflächen beträgt 
vier Fünftel der betreffenden Flächenbreite. Am Rumpf oder an der Gondel beträgt die Höhe der 
Zeichen vier Fünftel der größten Höhe, gemeſſen am ſchmalſten Teile des Rumpfes oder der Gondel, 
auf die die Zeichen aufgemalt ſind. 8 i 

b) Luftſchiffe und Ballone. Bei Luftſchiffen ſoll die Höhe der Abzeichen nicht geringer ſein 
als ein Zwölftel des größten Durchmeſſers des Luftſchiffes. 
b Bei Ballonen beträgt die Höhe der Abzeichen mindeſtens ein fünfzehntel des größten Ballon— 
umfanges, wenn es Dë um einen Kugelballon handelt, und ein Zwölftel des Umfanges am größten 
Vuerſchnitt bei ſonſtigen Ballonen. 1 
e) Allgemeines. Bei allen Luftfahrzeugen ſoll die Höhe des Hoheits- und des Eintragungszeichens 
2.5 m nicht überfteigen. 
Soweit es die Bauart des Luftfahrzeuges geſtattet, beträgt die Breite der Buchſtaben zwei 
Drittel ihrer Höhe; die Strichſtärke beträgt ein Sechſtel ihrer Höhe; zwiſchen ihnen iſt ein Zwiſchen⸗ 
raum von halber Buchſtabenbreite freizulaſſen. Die Hoheitszeichen ſind durch einen Bindeſtrich in der 
änge einer Buchſtabenbreite von den Eintragungszeichen zu trennen. Die Buchſtaben müſſen ge: 


wöhnliche Vollbuchſtaben und alle von gleicher Art und Größe ſein. Sie ſollen in einer Farbe gemalt 3 S 
wn, die ſich auffallend von der Farbe des Untergrundes abhebt, damit fie recht deutlich lesbar 
ind. er Ae 


| Hoheits- und Eintragungszeichen Find möglichst vorteilhaft unter Berüchichtigung der Form des 
d diatlabrzeuges anzuordnen. Die Zeichen müſſen dauernd ſauber gehalten werden un 
Ge eiben 


3 


d ſtets lesbar / 
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3 Anhängerflugzeuge. 
§ 5. Anhängerflugzeuge, die eingetragen und zugelaſſen werden, führen dieſelben Zeichen wie 
Flugzeuge, jedoch ſind die Zeichen durch einen fortlaufenden Strich zu unterſtreichen. 
4. Sonſtige Beſchriftung. 
§ 6. Bei Flugzeugen ſind an Rumpf, Flügeln und Flügelteilen leicht ſichtbar auf feſtem Schild 
Name und Wohnſitz des Herſtellers, Muſterbezeichnung, Werknummer und Baujahr des betreffenden 
Teils anzugeben. Ferner iſt auf der linken Seite des Rumpfs auf hellem Grund mit dunklen Buch⸗ 
ſtaben von wenigſtens 25 mm Höhe und 4 mm Strichſtärke anzugeben: 
1. Name und Wohnſitz des Eigentümers; 
2. Rüſtgewicht, Zuladung und höchſtzuläſſiges Fluggewicht in Kilogramm; 
3. höchſtzuläſſige Perſonenzahl einſchließlich Beſatzung; 
4. Zeitpunkt der letzten Prüfung und der nächſten Nachprüfung. 
An Luftſchiffen ſind die entſprechenden Angaben in den Gondeln an ſichtbarer Stelle anzu⸗ 
bringen. Im Laſtenraum iſt an ſichtbarer Stelle ein Ladeplan in Form einer Skizze anzubringen. 
An den Motoren ſind auf einer Metallplatte an ſichtbarer Stelle anzubringen: 
1. Name und Wohnſitz des Herſtellers; 
2. Muſterbezeichnung, Werknummer und Baujahr; 
3. Volleiſtung und höchſtzuläſſige Drehzahl. 


5. Reklamebeſchriftung. 
§ 7. Für die Reklamebeſchriftung von Flugzeugen find folgende Abweichungen zuläſſig: 
1. Die Beſchriftung iſt folgendermaßen auszuführen: 
a) bei Doppeldeckern: 


Hoheits⸗ und Eintragungszeichen f Reklamebeſchriftung 


Oberſeite des oberen Tragdecks (vorgeſchriebene Größe) Unterſeite des unteren Tragdecks 

Unterſeite des oberen Tragdecks (vorgeſchriebene Größe) 

Unterſeite des Rumpfes (vorgeſchriebene Größe) ) 

Hinteres Drittel der Rumpfſeiten (fo groß und deutlich Die vorderen zwei Drittel der 
wie möglich) Rumpfſeiten 


b) bei Eindeckern: 


Hoheits- und Eintragungszeichen Reklamebeſchriftung 
Oberſeite des Tragdecks (vorgeſchriebene Größe) Unterſeite des Tragdecks 


Unterſeite des Rumpfes (vorgeſchriebene Größe) 


Hinteres Drittel der Rumpfſeiten (ſo groß und deutlich Die vorderen zwei Drittel der 
wie möglich) Rumpfſſeiten 


Unterſeite der Höhenfloſſe oder des Höhenruders (o 
groß und deutlich wie möglich) 

e) Wo mehrere Flugzeuge durch gleiche Beſchriftung gleichartig bezeichnet find, it nach Mög— 
lichkeit ein deutlich ſichtbares Unterſcheidungszeichen, z. B. in Form einer Zahl (Trumpf J), 
anzubringen. 5 

2. Flugzeuge, die im öffentlichen Fluglinienverkehr Verwendung finden, dürfen keine Reklame— 
beſchriftung erhalten. Die Verwendung von Flugzeugen mit Reklamebeſchriftung muß auf das Gebiet 
der Freien Stadt Danzig beſchränkt bleiben. Ausnahmen ſind bei der Senatsabteilung für Verkehr 
zu beantragen. 

B. Segelflugzeuge und Freiballone. 

§ 8. Segelflugzeuge und Freiballone führen neben den Hoheitszeichen — VM — einen Namen 
nach eigener Wahl des Eigentümers. 

Die Namen der Freiballone ſollen ſich voneinander unterſcheiden. . 

Bei Freiballonen iſt der Name entſprechend den Beſtimmungen über die Zeichenführung bei Luft— 
ſchiffen anzubringen. Segelflugzeuge führen den Namen am Rumpf. Für die Größe der Zeichen gilt 
§ 4 entſprechend. 
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Muſter 1 zu Aulage 1 


Farbe hellblau, Din A 4 


Freie Stadt Danzig 


(Seite 1) 


Eintragungs- und Zulaſſungsſchein 


Das nachſtehend beſchriebene Flugzeug der Klaſſe e 


iſt unter dem Hoheits- und Eintragungszeichen = — 
dem 777... m ⁊ñßx—yꝓdꝓdddd ñ⁊ñę ññęñꝶf . EE AE E 
zum Luftverkehr zugelaſſen und in die Luftfahrzeugrolle der Freien Stadt Danzig eingetragen worden. 
— —. Tr... 7˙—ũpmmn.. ĩðj t — TEE 


Verwendungs⸗ und Beanſpruchungs gruppe 
/ Ae a Lande — Waſſer⸗Flugzeug 

Flugzeugmuſter und Lufttüchtigkeitsſchein 2.2 
Werknummer und Baujahr des Flugzeugs: 2 
Herſteller: Name und Wohnſitz: 


Motormuſter und Ze (ſehe Sou 
Den E Ee E eet 


Volleiſtung je Motor (PS): e / E Ett 
, D E EE 


d Anzahl: Er d ⁵ VR eg 5 2 
SA Ehen a re Eé 


Höchſtzuläſſige Gefhwindigfeit.. . . tege een ONCE. km in der Stunde 
Schwerpunktsrücklage bei Vollaſ mem % der mittleren Flügeltiefe 
Kunſtflugtauglich in Gruppe. mit kg Fluggewicht 


Die Prüfung des ain f EE e 

hat keine Bedenken gegen die Verkehrsſicherheit ergeben. 
i are. 19.2... 
d Danziger Prüfſtelle für Luftfahrzeuge 


. ĩ m NEE 


Bemerkungen: Die Betriebstüchtigkeitsſcheine der Motoren ſind zuſammen mit dem Ein⸗ 
tragungs⸗ und Zulaſſungsſchein im Flugzeug mitzuführen. 
Danzig, C 19 E 
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Etwaige polizeiliche Beanſtandungen Gewichtsüberſicht 


Gattung, Klaſſe, D 2 Geſamt⸗ & n 

Tag, Ort, Unterſchrift 1 tee | Du an . 
Dienſtbezeichnung ] grunde, Bean. | POT | NS gewicht Veſahund 
ſpruchungsgruppe A kg kg kg Anzahl 


Art der Beanſtandung 


Ze —- mn 
H e, 


1 


Motorlen) 


— —— 


Luft⸗ 
Anzahl, Mufter, ftüchtigkeits⸗ 
Werknummerln) ſchein 
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(Seite 3) 


Prüfvermerfe der Prüfſtelle für Luftfahrzeuge 


Art u. Anlaß 
er 
Prüfung 


Stückprüfung 


Kennzeichnung und Befund 


Tag, Ort 
Unterſchrift 


Jr 


D 


d'IS, 


Bemerkungen der Polizeibehörde über den Halter (alls ein anderer 
FR 


als der Eigentümer): a 


r 
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F 


| 


a E ge 
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Muſter 3 zu Aul. 1 Seite J) 
Farbe roſa, Din A 5 
(Hochformat) 


Freie Stadt Danzig 


Zulaſſungsſchein für ein Segelflugzeug 
Das nachſtehend beſchriebene Segelflugzeug 
iſt unter dem Hoheitszeichen und Namen 
dem (ine A LE. d E E FERN, EE 
zum Luftverkehr zugelaſſen worden. 


Muſter und Luſttüchtigkeitsſchein . 


Herſteller: Name und Wohnſitz z:: 


Das Segelflugzeug iſt nach den geprüften Zeichnungen des Muſters hergeſtellt 
und entſpricht in ſeinem Geſamtaufbau und ſeinen Einzelteilen dem Muſter. 
Die Prüfung hat keine Bedenken gegen die Verkehrsſicherheit ergeben. 


—— ũͤͤ nkkkc44õõᷣ «„ 
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EE Prüfungsvermerk der Sachverſtändigen 


Beanſtandungen 
7705 ; Art Tag, Ort, Unter-| Art und Anlaß] Kennzeichnung [Ta 3 85 
e der ſchrift, Dienft- der und 5 
Beanſtandung bezeichnung Prüfung Befund Unterſchrift 


— — — — —— ö!̃⁊ ĩ — —— — — — — — 


Seite 4 bleibt leer. 
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Anlage 2 
(zu § 17 Luft VO.) 


Anweiſung für den Befähigungs nachweis zum Flugzeugführer und 
Bordwart. 
I. Flugzeugführer. 
1. Einteilung der Erlaubnis. 
Nach der Tätigkeit. 
§ 1. Die Erlaubnis zur Führung von Flugzeugen wird nach der Befähigung des Bewerbers für 
Land- oder Seeflugzeuge oder für beide Arten und für beſtimmte Klaſſen von Flugzeugen 
1. als einfache Erlaubnis und 
2. als beſondere Erlaubnis 
a) bei gewerbsmäßiger Perſonenbeförderung oder 
b) bei öffentlicher Vorführung von Kunſtflügen erteilt. 
Die Erlaubnis zur Führung einer ſtärkeren Klaſſe berechtigt auch zur. Führung der ſchwächeren 
Klaſſen von Flugzeugen der gleichen Art. 
Nach Art der Flugzeuge (Klaſſeneinteilung) 
§ 2. Die Flugzeuge werden in folgende Arten und Klaſſen eingeteilt: 
1. Landflugzeuge. 


A 1: Flugzeuge für 1 bis 2 Perſonen mit einem Fluggewicht bis 500 kg, deren Landeſtrecke 
nach einem Hindernis von 20 m Höhe nicht größer als 300 m iſt. 


A 2: Flugzeuge für 1 bis 2 Perſonen mit einem Fluggewicht von 500 bis 1000 kg, deren 


Landeſtrecke nicht größer als 450 m iſt, oder 

Flugzeuge für 1 bis 2 Perſonen mit einem Fluggewicht unter 500 kg, deren Landeſtrecke 
größer als 300 m, aber nicht größer als 450 m iſt, oder Flugzeuge für 3 Perſonen mit 
einem Fluggewicht bis 1000 kg, deren Landeſtrecke nicht größer als 450 m iſt. 

B 1: Flugzeuge für 1 bis 3 Perſonen mit einem Fluggewicht von 1000 bis 2500 kg oder 
Flugzeuge für 1 bis 3 Perſonen, deren Fluggewicht kleiner als 1000 kg, deren Landeſtrecke 
aber größer als 450 m iſt. 

B 2: Flugzeuge für 4 bis 6 Perſonen mit einem Fluggewicht bis 2500 kg. 

C 1: Einmotorige Flugzeuge für mehr als 6 Perſonen oder - 
einmotorige Flugzeuge für weniger als 6 Perſonen, aber mit mehr als 2500 kg Fluggewicht. 

C 2: Mehrmotorige Flugzeuge für mehr als 6 Perſonen, oder 
mehrmotorige Flugzeuge für weniger als 6 Perſonen, aber mit mehr als 2500 kg Fluggewicht. 


2. Seeflugzeuge. 


Seeflugzeuge werden nach den Grundſätzen des Abſchnitts 1 in die gleichen Klaſſen eingeteilt. 
Die entſprechenden Gewichtsgrenzen ſind: 
für die Klaſſe A1 600 kg Fluggewicht, 


1 „ 1 A 2 2000 H DI 
1 Klaſſen D 3500 H nm 
H H H c 3500 D H 


Bei Seeflugzeugen kann die Landeſtrecke unberüdjichtigt bleiben. 

In Grenzfällen und bei älteren Flugzeugmuſtern entſcheidet die Senatsabteilung für Verkehr 
über die Zuteilung zu einer Klaſſe nach den Flugeigenſchaften und dem Verwendungszwecke des Flug— 
zeugs. 

Die Klaſſe des Flugzeugs wird im Zulaſſungsſchein vermerkt. 


Nach Form und Umfang. 6 


§ 3. Die einfache Erlaubnis zur Führung von Flugzeugen wird durch Ausſtellung eines Flug⸗ er 


zeugführerſcheins nach Muſter 1, Farbe dunkelblau, erteilt, wenn der Nachweis der Befähigung ie? 
SS 4 bis 12 erbracht ift. Die Art und Kaffe der Flugzeuge, auf die Dé die Erlaubnis un 
wird im Führerſchein vermerkt. Die Fortdauer der Befähigung wird nach jeweils höchſtens e 

naten feſtgeſtellt und der Zeitpunkt der nächſten Feſtſtellung im Führerfhein vermerkt. 


P 
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Die beſondere Erlaubnis zur Führung von Flugzeugen bei gewerbsmäßiger Perſonenbeförde— 


rung wird durch Ausſtellung eines Flugzeugführerſcheins nach Muſter 2, Farbe dunkelgrün, erteilt, 


wenn der Nachweis der Befähigung nach SS 13 bis 15 erbracht iſt. Dieſe Erlaubnis kann erſt nach 
Vollendung des 21. Lebensjahres erteilt werden. Die Art' und Klaſſe der Flugzeuge, auf die ſich 
dieſe Erlaubnis erſtreckt, wird im Führerſchein vermerkt. Außerdem wird vermerkt, ob der Inhaber 
noch die einfache Erlaubnis zur Führung anderer Arten und Klaſſen von Flugzeugen beſitzt. Die 
Fortdauer der Befähigung wird nach jeweils höchſtens 9 Monaten feſtgeſtellt und der Zeitpunkt der 
nächſten Feſtſtellung im Führerſchein vermerkt. 

Die beſondere Erlaubnis zur öffentlichen Vorführung von Kunſtflügen wird durch Vermerk im Flug⸗ 
zeugführerſchein erteilt, wenn der Nachweis der Befähigung nach Së 16 bis 18 erbracht iſt. Die Fort⸗ 
dauer der Befähigung wird gelegentlich der Feſtſtellungen zu Abſ. 1 und 2 geprüft. l 


2. Der Befähigungsnachweis. 


f Erlaubnis für Klaſſe A 1. 
8 4. Die Bewerber um die einfache Erlaubnis zur Führung von Landflugzeugen der Klaſſe Al 
mit einer Luftſchraube haben nachzuweiſen: 
1. als Vorbildung 
15 Flugſtunden, hierbei 


60 Übungsflüge, 
4 Landungen außerhalb eines Flughafens oder vorbereiteten Landegeländes an mindeſtens zwei 
verſchiedenen Stellen. : 
2. eine theorethiſche Prüfung. 
Bei dieſer werden folgende Kenntniſſe verlangt: 

a) Flugzeugkunde, Motorenkunde, die hauptſächlichen Betriebsſtörungen und deren Beſeitigung; 

b) Beurteilung der Verkehrsſicherheit eines Flugzeugs vor Antritt des Fluges; 

e) Verhalten während des Fluges und in beſonderen Fällen; 

d) die wichtigſten Beſtimmungen des Danziger Luftrechts, insbeſondere die Verkehrsvorſchriften 
und die im Luftverkehr vorgeſchriebenen Betriebsbücher; 

e) praktiſche Wetterkunde und Anwendung des Wetterdienſtes; 

f) die Vorbereitung eines Streckenflugs, Kartenleſen, Ortung und Kenntnis der Lage der 
wichtigſten Flughäfen; a 

g) Meßgerätekunde (unter Beſchränkung auf Meßgeräte, die in Flugzeugen der Klaſſe A üb- 
lich find); 6 

h) erſte Hilfe bei Unglücksfällen. 

Aus den Prüfungsfächern c, d und e iſt je eine ſchriftliche Aufgabe zu ſtellen, die unter 
Aufſicht in einer halben Stunde gelöſt ſein muß. Der Bewerber iſt außerdem über alle Fächer 
mündlich zu prüfen. 

3. eine praktiſche Prüfung. 
Bei dieſer ſind auf Flugzeugen für 2 Perſonen der Klaſſe A1 auszuführen: 

a) ein Geſchicklichkeitsflug, der in fünfmal wiederholten Rechts- und Linkswendungen um zwei 
0,5 km voneinander entfernte Punkte (Schleifenflug in &-Form) in 0,2 bis 0,4 km Höhe 
auszuführen iſt. Bei der Landung müſſen die Motoren auf Leerlauf gedroſſelt ſein. Das 
Flugzeug muß in einem Zielfeld von 50x250 m Größe aufſetzen und ſtehen. Das Zielfeld 
iſt in der Windrichtung ſo abzuſtecken, daß es aus der Luft gut zu erkennen iſt. 

b) Drei Ziellandungen, die kurz hintereinander aus verſchiedenen Höhen zwiſchen 0,6 und 0,8 km 
auszuführen ſind. Der Motor iſt bei jedem Anſetzen zur Landung in dem Augenblick auf 
Leerlauf zu droſſeln, in dem ſich das Flugzeug ſenkrecht über dem Zielfeld befindet; bis zum 
Stillſtand des Flugzeugs darf nicht wieder Gas gegeben werden. 

Bei jeder der drei Ziellandungen iſt das Zielfeld beim Anſetzen zur Landung in anderer 
Richtung zu überfliegen, und zwar einmal quer zum Wind, einmal mit dem Wind und einmal 
gegen den Wind. Die Bedingung iſt in höchſtens 6 Flügen zu erfüllen. 

c) ein Höhenflug mit anſchließender Ziellandung; beim Höhenflug iſt wenigſtens eine Stunde 
lang in 2 km Mindeſthöhe über dem Boden zu verbleiben und mit einem ununterbrochenen 
Kurven- und Spiralgleitfluge mit wiederholten Rechts- und Linkswendungen aus wenigſtens 


a 
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1,5 km Höhe zu landen; der Motor iſt hierbei auf Leerlauf zu droſſeln. Die Landung 
muß in dem unter a bezeichneten Zielfeld erfolgen. Über 0,4 km Höhe kann kurz Gas gegeben 
werden, um den Stillſtand der Motoren zu verhüten. Mißlingt die Ziellandung, ſo iſt ſie aus 
1,5 km Höhe zu wiederholen; der Stundenflug in der verlangten Höhe kann bei der Wie- 
derholung ausfallen, wenn das Zielfeld bei dem erſten Verſuch berührt worden iſt. 

ein Streckenflug von 300 km Länge mit zwei Zwiſchenlandungen; der Streckenflug iſt mit 
demſelben Flugzeug im Einzelflug innerhalb 8 Stunden zu beenden und hat zum Ausgangs- 
punkt zurückzuführen, ohne dieſen zwiſchendurch zu berühren. Der Sachverſtändige hat die 
Flugſtrecke und die Landungsplätze vorzuſchreiben, und zwar ſo, daß aus den Landungs⸗ 
plätzen und nötigenfalls aus beſetzten Kontrollſtellen die zurückgelegte Entfernung errechnet 
werden kann und daß Hin- und Rückflug nicht auf derſelben Strecke erfolgen (Dreiecksflug). 
Weiſt der Bewerber eine größere Flugſtrecke, eine außergewöhnliche Leiſtung (glatte Not⸗ 
landung, Flug bei ſchlechtem Wetter uſw.) oder eine Motorſtörung nach, deren Beſeitigung 
von ihm nicht verlangt werden konnte, ſo kann die Zeit verhältnismäßig überſchritten werden. 
Bei Ortungsfehlern iſt der Flug auf einer anderen Strecke zu wiederholen. 


Die Flüge zu b und d find mit Ballaſt in Höhe von zwei Drittel der für das Flugzeug zuläſſigen 
höchſten Nutzlaſt auszuführen. 

Der Verlauf der Flüge zu b bis d iſt durch einen amtlich zu plombierenden Höhenſchreiber in einem 
Schaubild aufzuzeichnen, das vom Sachverſtändigen durch Unterſchrift und Dienſtſiegel anzuerkennen iſt. 

Hat der Bewerber 30 Übungsflüge nachgewieſen, die theorethiſche Prüfung abgelegt und die park— 
tiſche Prüfung im Geſchicklichkeitsflug und in Ziellandungen beſtanden, jo erhält er von der Senats- 
abteilung für Verkehr einen Ausweis (Zwiſchenſchein), der ihn berechtigt, Übungsflüge und die zur 
weiteren praktiſchen Ausbildung und Prüfung erforderlichen Flüge außerhalb der Flughafenzone aus- 
zuführen. Dieſer Ausweis iſt im allgemeinen auf 6 Monate und auf Flüge ohne Fluggaſt ſowie auf 
die Flugzeugmuſter zu beſchränken, die der Bewerber bereits geführt hat; er iſt mit abgeſtempeltem 
Lichtbild zu verſehen. 


d 


— 


Erlaubnis für Klaſſe A 2. 


§ 5. Die Bewerber um die einfache Erlaubnis zur Führung von Landflugzeugen der Klaſſe A2 
mit einer Luftſchraube haben die Bedingungen nach $ 4 zu erfüllen, jedoch find die praktiſchen Prü⸗ 
fungsflüge auf Flugzeugen für mindeſtens 2 Perſonen der Klaſſe A 2 mit einem Fluggewicht von 
mindeſtens 600 kg und mit einer Landeſtrecke von mindeſtens 350 m auszuführen. 

Beſaß der Bewerber bereits die Erlaubnis zur Führung von Flugzeugen der Klaſſe Al, jo braucht 
er nur die praktiſchen Prüfungen nach $ 4 Ziffer Za und b auf den im erſten Abſatz genannten Flug⸗ 
zeugen abzulegen. 

Weiſt der Bewerber eine Ausbildung auf Flugzeugen der Klaſſen A1 und A2 nach, ſo können die 

praktiſchen Prüfungen nach § 4 Ziffer 3e und d auf Flugzeugen der Klaſſe A1 abgelegt werden. 


Erlaubnis für Klaſſe B 1. 
§ 6. Die Bewerber um die einfache Erlaubnis zur Führung von Flugzeugen der Klaſſe BI mit 
einer Luftſchraube haben nachzuweiſen: 
1. als Vorbildung: 
a) die Erlaubnis zur Führung von Flugzeugen der Klaſſe A2; 
b) 3000 km Flugſtrecke als Führer von Flugzeugen der Klaſſe A, darunter eine Strecke von 
600 km in neun Stunden ohne Rückflug auf der gleichen Strecke und ohne Fluggaſt; 
c) 50 Übungsflüge auf verſchiedenen Flugzeugmuſtern der Klaſſe DI in einer Flugzeit von 
mindeſtens ſechs Stunden, darunter 
einen Flug von einer Stunde in mindeſtens 4,5 km Höhe. 


2. eine theoretiſche Prüfung. 


Dieſe hat in Anlehnung an § 4 zu erfolgen, aber mit geſteigerten Anforderungen in allen * K 
Prüfungsfächern und mit Erweiterung auf die hauptſächlich im Verkehre befindlichen Flugzeuge 


der Klaſſe B, deren Motoren und Inſtrumente. Der Bewerber iſt außerdem in Kurskunde zu prüfen. 


Hat der Bewerber dieſe Kenntniſſe bereits bei der theoretiihen Prüfung zum Fuhrerſchein A m 


nachgewieſen, jo kann er von dieſer Prüfung entbunden werden. 
3. eine praktiſche Prüfung. x 5 
Bei dieſer find auf Flugzeugen für zwei oder drei Perſonen der Klaſſe BI mit einem Flug 
gewicht von mindeſtens 1500 kg und we mindeſtens 450 m Landeſtrecke auszuführen: 
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a) drei Ziellandungen entſprechend § 4 Ziffer 3b. Außerdem auf Flugzeugen der Klaſſe A2: 
b) zwei Nachtlandungen in ein Zielfeld von 100x400 m ohne Beſchränkung bezüglich der Dreh— 
zahl der Motoren; 
c) ein Nachtflug von 30 Minuten Dauer in mindeſtens 0,5 km Höhe. 
Die Flüge zu a ſind mit vollen Betriebsſtoffbehältern und mit vier Fünftel der für das Flug— 
zeug zuläſſigen höchſten Nutzlaſt, ſämtliche Flüge ſind ohne Fluggaſt auszuführen. 


Erlaubnis für Klaſſe B 2. 


§ 7. Die Bewerber um die einfache Erlaubnis zur Führung von Landflugzeugen der Klaſſe B2 
mit einer Luftſchraube haben als Vorbildung nachzuweiſen: 

a) die Erlaubnis zur Führung von Flugzeugen der Klaſſe B1; 

b) 6000 km Flugſtrecke, hiervon 3000 km als Führer von Flugzeugen der Klaſſe Bl, darunter eine 
Strecke von 800 km in acht Stunden ohne Rückflug auf der gleichen Strecke und ohne Fluggaſt; 

c) 50 Übungsflüge auf verſchiedenen Flugzeugmuſtern der Klaſſe B2 (auch ſolchen für ſechs Per— 
ſonen) in mindeſtens ſechs Flugſtunden; 

d) zwei Nachtlandungen auf Flugzeugen der Klaſſe B. 


Erlaubnis für Flugzeuge mit mehreren Luftſchrauben. 
§ 8. Will der Inhaber der Erlaubnis zur Führung von Flugzeugen der Klaſſen A oder B mit 
einer Luftſchraube auch Flugzeuge der gleichen Klaſſen mit mehreren ſeitlich der Längsachſe liegenden 
Luftſchrauben führen, jo hat er ſeine Befähigung hierzu durch mindeſtens 20 Übungsflüge auf ſolchen 
Flugzeugen nachzuweiſen. f 
f Erlaubnis für Klaſſe C 1. 

§ 9. Die Bewerber um die einfache Erlaubnis zur Führung von Landflugzeugen der Klaſſe C1 

haben als Vorbildung nachzuweiſen: 

a) die Erlaubnis zur Führung von Flugzeugen der Klaſſe B2; 

b) 20000 km Flugſtrecke, hiervon mindeſtens 6000 km als Führer von verſchiedenen Flugzeug— 
muſtern der Klaſſe B, den Reſt als Führer von Flugzeugen der Klaſſe A oder am 2. Steuer von 
Flugzeugen der Klaſſe B 2; 

c) 30 Übungsflüge auf Flugzeugen der Klaſſe C1 in mindeſtens fünf Flugſtunden; 

d) allgemeine Kenntnis des Flugfunkdienſtes, der Verwendung und Bedienung von Sende- und Em— 
pfangsanlagen in Flugzeugen. 

Erlaubnis für Klaſſe C2. 
§ 10. Die Bewerber um die einfache Erlaubnis zur Führung von Landflugzeugen der Klaſſe C 2 
haben nachzuweiſen: 

1. als Vorbildung: 

a) die Erlaubnis zur Führung von Flugzeugen der Klaſſe C1; 

b) 25 000 km Flugſtrecke, hiervon mindeſtens 10000 km als Führer von verſchiedenen Flug— 
zeugmuſtern der Klaſſen B und C, den Reſt als Führer von Flugzeugen der Klaſſe A oder am 
zweiten Steuer von Flugzeugen der Klaſſen B und C; 

c) 30 Übungsflüge auf Flugzeugen der Klaſſe C 2. 

2. eine theoretiſche Prüfung. 
Dieſe hat ſich zu erſtrecken auf: E 

a) Flugzeugkunde: Kenntnis der wichtigſten Arten, der Herſtellung und des Aufbaues von 
Flugzeugen (Metall- und Holzflugzeugen), der Arbeitsweiſe und Handhabung ihrer Teile, 
Grundlagen der Statik, der Feſtigkeitslehre und des Luftwiderſtandes; 

b) Motorenkunde: eingehende Kenntnis der Verbrennungsmaſchinen und ihrer Arbeitsweiſe, all— 
gemeine Kenntnis des Aufbaues und der Eigenſchaften der Flugmotoren. Der Bewerber muß 
die Urſache von Betriebsſtörungen ſicher erkennen und die üblichen einfachen Ausbeſſerungs— 
arbeiten ſelbſt vornehmen können; 

c) Stoffkunde: allgemeine Kenntnis der im Flugzeug verwendeten Bau- und Betriebsſtoffe; 

d) Phyſik: allgemeine Eigenſchaften der ſtarren, flüſſigen und gasförmigen Körper, einfachere 
Sätze aus deren Mechanik ſowie aus der Lehre des Schalls, der Wärme, der Elektrizität 
und des Magnetismus; 

e) Bordgerätekunde: Kenntnis der Einrichtung und Wirkungsweiſe von Drehzahl-, Luftdruck-, 
Höhen-, Wärmegrad-, Wind-, Staudruck, Neigungsmeſſern und Wendezeigern (Wirkung von 
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Pendeln und Kreiſeln), Anwendung des Lichtbildgeräts im Flugzeug (Unterſchied von gewöhn⸗ 

lichem und Meßbildgerät); 

f) Wetterkunde: Kenntnis der Wettererſcheinungen, ihrer Beobachtung und Beurteilung ſowie 
ihrer Wirkungen auf die Luftfahrzeuge; gebräuchliche Darſtellungsweiſe von Winden, Bewöl- 
kung, Niederſchlägen, Beurteilung von Wetterlagen nach eigener Beobachtung und nach der 
Wetterkarte, Kenntnis der Organiſation des Wetterdienſtes; 

g) Geographie Europas: Kartenkunde, Kenntnis der Flughäfen und Flugſtrecken Danzigs 
und der angrenzenden Länder; 

h) Navigation: die nautiſchen Inſtrumente und ihr Gebrauch im Flugzeug, terreſtriſche Beſteck⸗ 
rechnung und Grundlehre der nautiſchen Aſtronomie; 

i) Kenntnis der funkentelegraphiſchen Peilverfahren und ihrer navigatoriſchen Anwendung; 

k) allgemeine Kenntnis des Danziger Luftrechts ſowie der wichtigſten einſchlägigen auslän⸗ 
diſchen Beſtimmungen, Kenntnis der Führung der im Luftverkehr vorgeſchriebenen Betriebs— 
bücher, ferner Kenntnis der Unfallverhütungsvorſchriften der Berufsgenoſſenſchaften ſowie des 
Fracht⸗, Poſt⸗ und Zolldienſtes; 

J) Geſchichte des Flugweſens. 

Bei dieſer theoretiſchen Prüfung iſt für ſechs Fächer aus den Ziffern a bis k je eine 
ſchriftliche Aufgabe nach Wahl des Sachverſtändigen innerhalb je einer Stunde zu löſen. Außerdem 
iſt der Bewerber in allen Fächern einer eingehenden mündlichen Prüfung zu unterziehen. 

3. eine praktiſche Prüfung. 

Bei dieſer ſind auf Flugzeugen der Klaſſe O2 mit ſeitlich der Längsachſe liegenden Luft- 
ſchrauben auszuführen: 

a) drei Ziellandungen entſprechend § 4 Ziffer 3b in ein Zielfeld von 100x300 m; 

b) ein Streckenflug von 800 km Länge in acht Stunden entſprechend $ 4 Ziffer 3d. 

An dieſem Fluge hat der Sachverſtändige teilzunehmen, um unterwegs die Tätigkeit des 

Führers, ſeine Entſchlüſſe bei beſonders geſtellten Aufgaben und die Anwendung der funken⸗ 

telegraphiſchen Verbindung zu beobachten. Ein zweiter Führer, ein Bordwart und ein Bord— 

funker ſind mitzunehmen. Ein Drittel der Strecke iſt ohne Berückſichtigung der Erdorientie⸗ 

rung zurückzulegen; j 

c) ein Nachtflug von 200 km Länge. Dieſer Flug kann auch während des 800-km-Fluges er- 
ledigt werden; a 

d) zwei Flüge, bei denen mindeſtens fünf Minuten lang bis zur durchgeführten Landung ab- 
wechſelnd eine ſeitliche Luftſchraube außer Wirkung geſetzt iſt; 

e) 1 zweimal wiederholter Geſchicklichkeitsflug nach S 4 Ziffer 3a, aber in beliebiger Höhe, 
bei dem jede Doppelſchleife abwechſelnd mit einer außer Wirkung geſetzten Luftſchraube ge 
flogen wird. Die Wendemarken ſollen einen Abſtand von mindeſtens 2 km haben. 

Bei den Flügen zu d und e iſt nur die Hälfte der zugelaſſenen Nutzlaſt mitzuführen. 

Hat der Bewerber die Bedingungen zu 1, 2 und 3a, d und e erfüllt, jo erhält er einen Vermerk 
im Flugzeugführerſchein, der ihn berechtigt, bungsflüge mit Beſatzungsmitgliedern außerhalb der Flug— 
hafenzone auf Flugzeugen der Klaſſe C2 auszuführen. 


Erlaubnis für Seeflugzeuge. 


§ 11. Bewerber um die Einfache Erlaubnis zur Führung von Seeflugzeugen haben ihre ſee— 
männiſche Ausbildung entweder durch die Prüfung als Steuermann auf kleiner Fahrt oder durch 
ein Zeugnis der Danziger Seefahrtſchule nachzuweiſen. b 

Bewerber, die Seeflugzeuge der Klaſſen A führen wollen, haben die Anforderungen des S A be 
ziehungsweiſe 5 auf Seeflugzeugen zu erfüllen. Sie ſind in der theoretiſchen Prüfung, außerdem in der RR 


Ortung über See in Küſtengewäſſern und Kenntnis des Danziger Hafens und der Seehäfen dern 
benachbarten Staaten zu prüfen. Sie haben ferner als beſondere Seeprüfung 2 Landungen in offenen 
See etwa bei Seegang 2 auszuführen. Dabei iſt zweimal der Motor auf dem Waſſer abzuſtellen und 
der Treibanker auszubringen. 8 d a 

Bewerber, die Seeflugzeuge der Klaſſe BI beziehungsweiſe B2 führen wollen, haben die Anfor 
derungen des $ 6 beziehungsweiſe 7 auf Seeflugzeugen zu erfüllen. a: 

Sie haben außerdem mit Flugzeugen der Klaſſe B1 beziehungsweiſe B2 2 Landungen e ZS 
gang 3 in offener See auszuführen und müſſen eine Seefahrtzeit von etwa 6 Monaten als Schiffs⸗ 
junge, Leichtmatroſe oder Bootsmann auf einem Segelſchiff nachweiſen. 


. 
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Bewerber, die Seeflugzeuge der Klaſſe C1 beziehungsweiſe C 2 führen wollen, haben die Be— 


dingungen des 8 9 beziehungsweiſe 10 auf Seeflugzeugen zu erfüllen und nachzuweiſen, daß fie ſowohl 


Schwimmerflugzeuge wie Flugboote geführt haben. Sie haben außerdem 2 Landungen mit Flug— 
zeugen der Klaſſe C1 beziehungsweiſe C2 bei Seegang 3 auszuführen. Sie müſſen eine Seefahrtzeit 
wie für Klaſſe B und Kenntnis der aſtronomiſchen Ortsbeſtimmung auf See und vom Flugzeug aus 
ſowie der hierzu erforderlichen Inſtrumente nachweiſen. 

Bei der erſten Seeprüfung ſind Seeflugzeugführer über die praktiſche Handhabung von Flug— 
zeugen auf dem Waſſer, beim Rollen, Treiben, Geſchlepptwerden, Bergen und Einſetzen von See— 
flugzeugen zu prüfen. 

Seeflugzeugführer können zu den Landungen in offener See und zu den Streckenprüfungsflügen 
einen Begleiter mitnehmen. 


Übergang von Land- auf Seeflugzeuge und umgekehrt. 
§ 12. Will ein Führer von Landflugzeugen die Erlaubnis zum Führen von Seeflugzeugen er— 
werben, ſo hat er 
a) die beſonderen Anforderungen an Seeflugzeugführer nach § 11 zu erfüllen, 
b) die Ziellandungen und die Prüfungsſtreckenflüge auf den entſprechenden Seeflugzeugen — gege— 
benenfalls nach den Vorſchriften für eine ſchwächere Klaſſe — zu wiederholen und 
c) bei Bewerbung um die beſondere Erlaubnis zur Führung von Seeflugzeugen bei gewerbsmäßiger 

Perſonenbeförderung außerdem ein Viertel der geforderten Streckenflüge über See nachzuweiſen. 

Will ein Führer von Landflugzeugen die Erlaubnis zum Führen von Seeflugzeugen ausſchließ— 
lich auf Binnengewäſſern erwerben, ſo genügt der Nachweis, daß der Bewerber Segelboote auf Bin⸗ 
nengewäſſern führen kann und die ſchiffahrtspolizeilichen Beſtimmungen beherrſcht. Er hat außerdem 
3 Ziellandungen mit den entſprechenden Seeflugzeugen auszuführen. 

Will ein Führer von Seeflugzeugen die Erlaubnis zum Führen von Landflugzeugen erwerben, 
ſo hat er die Ziellandungen und die Prüfungsſtreckenflüge auf den entſprechenden Landflugzeugen — 
gegebenenfalls nach den Vorſchriften für eine ſchwächere Klaſſe — zu wiederholen ſowie bei Bewer— 

bung um die beſondere Erlaubnis zur Führung von Landflugzeugen bei gewerbsmäßiger Perſonenbe— 
förderung außerdem ein Viertel der geforderten Flugſtrecke über Land nachzuweiſen. 


Beſondere Erlaubnis für Klaſſe A. 
§ 13. Flugzeugführer, welche die beſondere Erlaubnis zur Führung von Flugzeugen der Klaſſe A 
bei gewerbsmäßiger Perſonenbeförderung erwerben wollen, haben nachzuweiſen: 
1. als Vorbildung: 
a) die Erlaubnis zur Führung von Flugzeugen der Klaſſe A2; 
b) eine praktiſche Flugtätigkeit von mindeſtens zwölf Monaten, dabei nach der Prüfung zum 
Führerſchein für Klaſſe A; ö 
c) 200 Flüge in 100 Flugſtunden als Führer von verſchiedenen Flugzeugmuſtern der Klaſſen A, 
dabei, 
eine Flugſtrecke von mindeſtens 10000 km, 
dabei 2 Strecken von je 600 km in 9 Stunden 
ohne Rückflug auf der gleichen Strecke und 
ohne Fluggaſt, 
einen Flug von 1 Stunde Dauer in mindeſtens 3,5 km Höhe. 
2. eine thenretiihe Prüfung. d 
Dieſe hat in Anlehnung an $ 4 Ziffer 2 zu erfolgen, aber mit geſteigerten Anforderungen in 
allen Prüfungsfächern. Der Bewerber iſt außerdem in Kurskunde zu prüfen. 
3. eine praktiſche Prüfung. 
Bei dieſer ſind auf Flugzeugen der Klaſſe A 2 für 2 oder 3 Perſonen mit mehr als 600 kg 
Fluggewicht und mit einer Landeſtrecke von mindeſtens 350 m auszuführen: ) 
a) 3 Ziellandungen entſprechend $ 4 Ziffer 3b mit voller Zuladung, 
b) 2 Nachtlandungen in ein Zielfeld von 100 400 m ohne Beſchränkung der Drehzahl der 
Motoren, 
c) 1 Nachtflug von 30 Minuten Dauer in mindeſtens 500 m Höhe. 
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Beſondere Erlaubnis für Klaſſe B. 


§ 14. Flugzeugführer, welche die beſondere Erlaubnis zur Führung von Flugzeugen der Klaſſe B 
bei gewerbsmäßiger Perſonenbeförderung erwerben wollen, haben als Vorbildung nachzuweiſen: 
a) die Erlaubnis zur Führung von Flugzeugen der Klaſſe B 2, 
b) mindeſtens eine zweijährige praktiſche Flugtätigkeit, 
c) eine Flugſtrecke von mindeſtens 25000 km, hiervon mindeſtens 10000 km als Führer von 
verſchiedenen — auch ſechsſitzigen — Flugzeugmuſtern der Klaſſe B, den Reſt entweder als 
Führer von Flugzeugen der Klaſſen A oder am zweiten Steuer von Flugzeugen der 
Klaſſe B 2. 
Beſondere Erlaubnis für Klaſſe C. 
§ 15. Flugzeugführer, welche die beſondere Erlaubnis zur Führung von Flugzeugen der Klaſſe 
C 1 beziehungsweiſe C 2 bei gewerbsmäßiger Perſonenbeförderung erwerben wollen, haben als Vor— 
bildung nachzuweiſen: 
a) die Erlaubnis zur Führung von Flugzeugen der Klaſſe C 1 beziehungsweiſe C 2, 
b) mindeſtens dreijährige praktiſche Flugtätigkeit, 
c) eine Flugſtrecke von mindeſtens 50000 km als Führer von Flugzeugen der Klaſſen B oder C 
auf einer größeren Zahl verſchiedener Luftſtrecken. 


Kunſtflüge. 


§ 16. Als Kunſtflüge ſind nachfolgende Flugzuſtände und Flugfiguren anzuſehen, die nach der 
Schwierigkeit der Ausführung in Verbindung mit der Beanſpruchung des Flugzeugs in Gruppen 
eingeteilt ſind: 

Gruppe K I: 

Überſchlag aus der Normalfluglage nach oben, geſteuerte wagerechte Rolle, 

Vereinigung vorſtehender Flugzuſtände und Figuren, 

Kurze Rückenflüge, die ſich aus der Vereinigung der vorſtehenden Flugzuſtände und Figuren 
ergeben. 

Gruppe K II: 

Ueberſchlag aus der Normalfluglage nach unten, Rückenflug, 

Ueberſchlag aus dem Rückenflug nach oben und unten, 

ungeſteuerte Rolle, 

geſteuerte Rolle im Gleit- oder Steigflug, Sturzflug, 

Vereinigungen vorſtehender Flugzuſtände und Figuren ſowie neue Figuren, die eine beſondere 
Beanſpruchung des Flugzeugs herbeiführen oder beſondere Fähigkeiten des Flugzeug— 
führers vorausſetzen. 

Flugzeugführer, welche die beſondere Erlaubnis zur öffentlichen Vorführung von Kunſtflügen 
erwerben wollen, müſſen außer der Erlaubnis zum Führen der entſprechenden Klaſſe von Flugzeugen 
Erfahrungen im Kunſtflug nachweiſen und eine Prüfung vor dem zu dieſem Zweck beſonders be— 
ſtellten Sachverſtändigen ablegen. Für die Erlaubnis zur Vorführung von Kunſtflügen der Gruppe 
K] find außerdem 50 Flugſtunden als Führer, für die Gruppe KII 100 Flugſtunden nachzuweiſen. 

Vor der Prüfung hat der Sachverſtändige den Bewerber ausführlich nach allen Steuerbewe— 
gungen zu fragen, insbeſondere nach den Maßnahmen, die zur Beendigung des Trudelns und des 
Rückentrudelns führen. It de“ Bewerber über die Steuerbewegungen nicht einwandfrei unterrichtet, 
In darf er zur praktiſchen Prufung nicht zugelaſſen werden. 

§ 17. Die Kunſtflugprüſung für die Gruppe KI iſt in zwei Flügen und in der nachſtehenden 
Reihenfolge zu erledigen: 

1. Flug: Steigen auf 0,5 km Höhe, ein Überſchlag nach rückwärts, Steigen, zwei Über⸗ 
ſchläge dicht hintereigander, Steigen auf 0,5 km Höhe, hochgezogene Kehrtkurve erſt rechts, 
dann links, Steigen auf 0,6 km Höhe, übertrieben langſamer Gleitflug mit Kurven bis 
0,4 km Höhe, Ziellacbung mit abgeſtellter Zündung; 

2. Flug: Steigen auf 0,5 km Höhe, eine Rolle rechts mit annähernd wagerecht liegendem 
Rumpf, hochgezogene Kehrtkurve, eine Rolle links, Steigen auf etwa 1 km, Trudeln rechts 
(2 bis 3 Drehungen), Steigen auf etwa 1 km, Trudeln links (2 bis 3 Drehungen), Mag 
runde, Seitengleitflus rechts (10 Sekunden), Platzrunde, Seitengleitflug links aus minde 


0,1 km Höhe bis zur anſchließenden Landung. 


d 450 3 | 5 


Bei der Kunſtflugprüfung für die Gruppe KII, der die Prüfung für die Gruppe KI voraus 
zugehen hat, iſt folgender Prüfungsflug vorzuführen: 

Steigen auf 0,8 km Höhe, halbe Rolle zur Rückenlage, 10 Sekunden Rückenflug mit 
voll laufendem Motor, ganze Rolle, halbe Rolle zur Normallage, übertrieben ſtarkes Steigen, 
ſofort anſchließend ſenkrechter Sturzflug (3 Sekunden) mit gedroſſeltem Motor, Steigen auf 
0,8 km Höhe, halber berſchlag zur Rückenlage, Wendung um 1800 in der Rückenlage, halber 
berſchlag zur Normallage und anſchließende Ziellandung mit abgeſtellter Zündung. 

Führt der Bewerber im Anſchluß an dieſen Flug noch weitere Flugzuſtände oder Figuren vor, 
ſo kann ihm der Sachverſtändige hierüber eine Beſcheinigung ausſtellen. 


2 § 18. Bei den Kunſtflugfiguren muß die Flugrichtung eingehalten werden beziehungsweiſe um 180° 
K wechſeln. Bei weſentlicher Abweichung von der vorgeſchriebenen Richtung gilt die Figur nicht als 
erfüllt. Bei den Ziellandungen darf ſich die Luftſchraube unter 200 m Höhe nicht mehr drehen; 
das Flugzeug muß in höchſtens 50 m Entfernung von einem vorher feſtgeſetzten Zielpunkt ſtehen. 
Die Ziellandung kann im Einzelfall zweimal wiederholt werden. 
E Der ganze Flug iſt zu wiederholen, wenn eine Figur fehlerhaft geflogen iſt oder das Flugzeug 
2 nicht vorgeſchriebene Bewegungen ausführt. Mißlingt auch die zweite Wiederholung des Fluges, 
er jo iſt die Prüfung abzubrechen. Bei erneuter Prüfung ſind die vorgeſchriebenen Flüge nochmals vor⸗ 
N zuführen. Bei Unſicherheit des Bewerbers hat der Sachverſtändige die Prüfung abzubrechen. 

Im Flugzeugführerſchein iſt anzugeben, für welche Gruppen von Kunſtflügen die Erlaubnis gilt. 


c Se? 


e, 3. Allgemeine Prüfungsbeſtimmungen. 

EK: $ 19. Der Bewerber hat das Flugzeug zu der Prüfung vor dem Sachverſtändigen bereitzu⸗ 
. ſtellen. 
5 Entſteht bei den Prüfungsflügen durch Verſchulden des Bewerbers ein Schaden an dem Flug— 
zeug, ſo gilt die praktiſche Aufgabe nicht als erfüllt. Jede praktiſche Aufgabe kann innerhalb der 
gleichen Prüfung dreimal verſucht werden. 

Der Sachverſtändige hat die Prüfung abzubrechen, wenn der Bewerber Unkenntnis und Un— 
ſicherheit zeigt, und der Senatsabteilung für Verkehr hierüber zu berichten. 

Die Wiederholung der Ziellandungen foll, verlangt werden, wenn der Bewerber die einzelnen 
Teile der praktiſchen Prüfung nicht innerhalb 6 Monaten abgelegt hat oder nicht nachweiſt, daß er in der 
1 Zwiſchenzeit eine ausreichende Zahl von Übungsflügen ausgeführt hat. 

Flüge, die mit einer Beſchädigung des Flugzeugs geendet haben, dürfen in die Zahl der per: 
langten Flüge und Flugſtrecken nicht eingerechnet werden. 

Als Streckenflüge dürfen nur ſolche Flüge gerechnet werden, bei denen Landungen außerhalb des 
Abflugplatzes ſtattgefunden haben. 

Die Prüfungsnachtflüge ſind von einer Stunde nach Sonnenuntergang bis eine Stunde vor 
Sonnenaufgang auszuführen. Die Landebahn iſt zu beleuchten: Landebeleuchtung von Bord iſt 
geſtattet. 

ch Die verlangten Übungsflüge müſſen ohne Lehrer ausgeführt fein. 

| Landflugzeugführer haben die Strecke über Land, Seeflugzeugführer über See nachzuweiſen. Bei 
gemiſchter Ausbildung iſt mindeſtens ein Viertel der geforderten Flugſtrecke über Land beziehungs— 
weiſe See nachzuweiſen. 

Hat der Bewerber während ſeiner Ausbildung beziehungsweiſe während ſeiner praktiſchen Flugzeit 
| mehrere Flugzeuge durch feine Schuld beſchädigt, fo iſt die Zahl der verlangten Flüge und Flugſtrecken 
E angemeſſen zu erhöhen. 

d Zeugnis. 


$ 20. Das Zeugnis über die Prüfung ſoll nicht nur ein Urteil über die Leiſtungen des Ber 
werbers in den einzelnen Prüfungsfächern und praktischen Aufgaben, ſondern auch ein allgemeines 


a Urteil über die Eignung und Befähigung des Bewerbers enthalten. Der Sachverſtändige ſoll ge— 
N gebenenfalls angeben, welche Zuſätze im Flugzeugführerſchein notwendig erſcheinen und ob eine Felt 
A ſtellung der Befähigung in kürzerem Zeitabſtand erforderlich iſt. 1 

v Das Urteil über die einzelnen Leiftungen und die Gefamtprüfung ift durch „ſehr gut“, „gut“, 
d „genügend“ zu bezeichnen, falls nicht eine nähere Erläuterung erforderlich erſcheint. Bei ungenügenden 


Leiſtungen in einzelnen Prüfungsfächern iſt das Zeugnis zu verweigern, bis die Nachprüfung in bel ` | 
SÉ Fächern beſtanden iſt. Für die Wiederholung der Prüfung kann der Sachverſtändige eine Mindeſts 
d friſt anſetzen. deel N d 


451 
Nachweis über Fortdauer der Befähigung. 


§ 21. Der Inhaber der einfachen Erlaubnis zur Führung von Flugzeugen hat bis zu dem im 
Flugzeugführerſchein vermerkten Zeitpunkt mindeſtens 20 Flüge als Führer ſeit der letzten Feſtſtellung 
nachzuweiſen. 

Der Inhaber der beſonderen Erlaubnis zur Führung von Flugzeugen bei gewerbsmäßiger Per⸗ 
ſonenbeförderung hat bis zu dem im Flugzeugführerſchein vermerkten Zeitpunkt 20 Flugſtunden oder 
eine Flugſtrecke von 2000 km ſeit der letzten Feſtſtellung nachzuweiſen. f 
| Die benutzten Flugzeugmuſter find anzugeben. Hat der Flugzeugführer ſeit der vorletzten Feſt⸗ 
8 ſtellung nur Flugzeuge ſchwächerer Klaſſen geführt, ſo wird die Erlaubnis zum Führen der ſtärkeren 
Klaſſen zurückgezogen und der Vermerk im Flugzeugführerſchein entſprechend geändert, ſofern der 
Flugzeugführer nicht eine beſonders umfangreiche Flugtätigkeit und Erfahrung nachweiſt. Hierbei ſind 
die Klaſſen Al und 2 ſowie die Klaſſen B 1 und 2 nur je als eine Klaſſe zu rechnen. Die letzten 
10 Flüge vor dem Zeitpunkt der Feſtſtellung der Befähigung müſſen ohne verſchuldete Beſchädigung 
des Flugzeugs ausgeführt ſein. \ 

Iſt die Fortdauer der Befähigung erwieſen und liegen keine Tatſachen vor, die eine Entziehung 
e erfordern, ſo wird der Zeitpunkt der nächſten Feſtſtellung im Flugzeugführerſchein ein- 
getragen. 

Hat der Flugzeugführer eine Feſtſtellung verſäumt und iſt infolgedeſſen kein neuer Zeitpunkt ein⸗ 
getragen, ſo darf er bis zur Nachholung der Eintragung außerhalb der Flughafenzone kein Flug⸗ 
zeug führen (Ruhen der Erlaubnis). 

Hat die Erlaubnis länger als 1 Jahr geruht, ſo iſt ſie zu entziehen, ſofern der Inhaber ſeine Eig⸗ 
nung und Befähigung nicht noch nachweiſt. 


4. Erneuerung der Erlaubnis. 

§ 22. War die einfache Erlaubnis zur Führung von Flugzeugen entzogen, ſo kann ſie wieder 
erteilt werden, wenn der Bewerber 3 Ziellandungen nach $ 4 Ziffer 3b auf Flugzeugen der Klaſſe 
ausgeführt hat, für welche die Erlaubnis wieder erteilt werden ſoll. Der Bewerber wird außerdem 
über ſeine Kenntnis der geſetzlichen Beſtimmungen und Verkehrsvorſchriften geprüft. Sind mehr als 
10 Jahre ſeit dem Erlöſchen der Erlaubnis vergangen, ſo hat der Bewerber alle für die betreffende 
— gegebenenfalls für eine ſchwächere — Flugzeugklaſſe vorgeſchriebenen praktiſchen Prüfungsflüge und 
eine für dieſe Klaſſe in Frage kommende abgekürzte mündliche theoretiſche Prüfung zu wiederholen ſowie 
die ſonſt vorgeſchriebenen Anforderungen zu erfüllen. 

War die beſondere Erlaubnis zur Führung von Flugzeugen bei gewerbsmäßiger Perſonenbefö— 
förderung entzogen, ſo kann ſie wieder erteilt werden, wenn der Bewerber im letzten Jahr die Bedin— 
gungen des § 21 Abſ. 2 erfüllt hat. Sind mehr als 3 Jahre ſeit dem Erlöſchen der beſonderen Er— 
laubnis vergangen, jo hat der Bewerber um die Führerſcheine für Klaſſe A bis C im letzten Jahre 
in einer Flugzeit von mindeſtens 50 Stunden mindeſtens 5000 km Flugſtrecke, der Bewerber um 
den Führerſchein für Klaſſe C 2 die doppelte Leiſtung nachzuweiſen. Ein Drittel dieſer Flugſtunden 
muß als Führer der Klaſſe von Flugzeugen zurückgelegt ſein, für welche die Erlaubnis beantragt 
wird. 

5. Übergangsbeſtimmung. 


§ 23. Bei Inhabern der bis zum Inkrafttreten dieſer Verordnung erteilten Flugzeugführerſcheine 

iſt nach $ 21 zu verfahren. Bei Bewerbern, deren vor Inkrafttreten des Luftverkehrsgeſetzes erteilte 

rlaubnis zur Führung eines Flugzeugs erloſchen iſt, it nach $ 22 zu verfahren, wenn fie eine 
ieſer Anweisung entsprechende Vorbildung, Erfahrung und Eignung nachweiſen können. 


II. Bor dwarte. x. 
$ 24. Die Erlaubnis zur Verwendung als Bordwart auf Flugzeugen der Klaſſen C bei gewerbs- 
mäßiger Perſonenbeförderung wird durch Ausſtellung eines Bordwartausweiſes nach Muſter 3, Farbe 
raun, erteilt, wenn der Bewerber nachweiſt, daß er 
` die Geſellenprüfung als Motorenſchloſſer oder . ez 1 LC 
x ü i ahre in einem Flugbetrieb bei Wartung de 
nd Se nd Ge über feine Fähigkeit und über feine Zuverläſſig⸗ 
leit beſitzt, 
3. mindeſtens 20000 km Flugſtrede als Begleiter auf Flugzeugen der Klaſſen A 
im Frachtverkehr — zurückgelegt hat und 


und B — oder C 


geb 
x 
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4. eine theoretiſche Prüfung vor dem amtlichen Sachverſtändigen gemäß § 6 Ziffer 2 unter Erwei⸗ 
terung auf die Motoren und Inſtrumente bei Flugzeugen der Klaſen C betonnen hat. , 
Die Fortdauer der Eignung und Befähigung wird nach jeweils I Monaten feſtgeſtellt und der | 
Zeitpunkt der nächſten Feſtſtellung im Ausweis vermerkt. | 
Iſt der Inhaber länger als zwei Jahre nicht praktiſch in einem Riugbetrieb tätig geweſen oder 
entſpricht er nicht mehr den geſundheitlichen Anforderungen, ſo wird die Erlaubnis zurückgezogen. | 


III. Ausnahmen. 


§ 25. In beſonderen Fällen kann die Senatsabteilung für Verkehr Ausnahmen von den Vor— 
ſchriften dieſer Anlage zulaſſen. 


(Umſchlag) 


Muſter 1 zu Anlage 2 


(Farbe blau, Din A 6) 


Freie Stadt Danzig 


Flugzeugführerſchein 


Einfache Erlaubnis zur Führung 
eines Flugzeugs 


(Seite 2) 

Perſonalien des Juhabers 
P (Rufname) a mern 
Geburtstag u. Jahr net: 


Beruf: Staatsangehörigkeit - 


Wohnhaft ee egete 


Straße, Hausnummer:: ĩð ðâĩ5ĩ5; 4 


Für Wohnungsänderungen 


Raum ſparen! Mit Tinte ausfüllen! 
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(Seite J) 


Freie Stadt Danzig 


Lichtbild 
des Inhabers 


(Eigenhändige Unterſchrift des Inhabers) 
ON ttt ne 2 ER RN Be 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 


(Seite 3) 


Der Inhaber hat die einfache Erlaubnis zur Führung 
der nachſtehend durch Stempel und Unterſchrift der Behörde 
gekennzeichneten Arten und Klaſſen von Flugzeugen. 


Art [Klaſſe 


Stempel und 
Unterſchrift 


Erweiterung 
Beſchränkung 


Land] A 2 


Se A2 
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(Seite 4) 
Teen] Seen Tamm 
Erweiterung Stempel und 
Ze ben Beſchränkung | Unterſchrift Nr. = 
Land B 1 Der Inhaber hat die beſondere Erlaubnis zur Führung 
der nachſtehend durch Stempel und Unterſchrift der Behörde 
gekennzeichneten Arten und Klaſſen von Flugzeugen bei 
Se B 1 gewerbsmäßiger Perſonenbeförderung 
N Erweiterung Stempel und 
Land] B 2 Art SH Beſchränkung Unterſchrift 


6 
RE 


(Seite 6) 
kee — 


Erweiterung Stempel und 
Beſchränkung Unterſchrift 


— EEE; 


Land] A 2 


(Seite 7) 


Der Inhaber hat die beſondere Erlaubnis zur 
öffentlichen Vorführung von Kunſtflügen der nad? 
ſtehend durch Stempel und Unterſchriſt der Behörde gekenn 
zeichneten Kunſtfluggruppen. 


Kunſtfluggruppe | Stempel und Unterſchrift 
— — 


K I 


K II 


(Seite 8) \ (Seite 9) 


Die Erlaubnis ruht, wenn die Feſtſtellung der Eignung und 
Befähigung verſäumt iſt. 


Stempel und Nächſte 


Nächſte Die Feſtſtellung Die Feſtſtellung Stempel und 
Feſtſtellung iſt erfolgt Unterſchrift Feſtſtellung erfolgt Unterſchrift 
am am am am 


am am am | am 
am am am | am 
am am am am 

Bei Feſtſtellung des nächſten Zeitpunktes iſt zu beachten, ob der 
Inhaber die einfache Erlaubnis oder die beſondere Erlaubnis 
beſitzt. 

(Seite 10) (Seite 11) 
Nr.. Nr. 
Nächſte Die Feſtſtellung Stempel und Nächſte Die Feſtſtellung Stempel und e 
Feſtſelung | erfolgt Unterſchrift Feſtſtellung erfolgt Unterſchrift 
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Muſter 2 zu Anlage 2 
(Farbe grün, Din A 6) 
(Umſchlag) 


Freie Stadt Danzig 


Flugzeugführerſchein 


Beſondere Erlaubnis zur Führung eines Flug⸗ 
zeugs bei gewerblicher Perſonenbeförderung 


Das Muſter ſtimmt im übrigen mit dem Muſter 1 zu Anlage 2 überein. 

Bei Erteilung des vorſtehenden (grünen) Flugzeugführerſcheins iſt der bisherige Flugzeugführerſchein durch entſprechenden 
Zuſatz auf Seite 5 zu ergänzen und in den grünen Umſchlag einzuheften. Der bisherige (blaue) Umſchlag iſt zu 
den Akten zu nehmen. 

Dies gilt auch dann, wenn der Flugzeugführer die beſondere Erlaubnis nicht für dieſelben Flugzeugklaſſen erhält wie die 
einfache Erlaubnis. 


Muſter 3 zu Anlage 2 umſchlag) RT ern 
(Farbe braun, Din A 6) Nr. 


Freie Stadt Danzig nit = : 


Lichtbild 
des Inhabers 


Ausweis 


als Bordwart 


auf Flugzeugen der Klaſſe C bei gewerbsmäßige 
Perſonenbeförderung (Eigenhändige Unterſchrift des Inhabers) 


Danzig er:: 8 1955 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 


(Unterſchrift) 
(Seite 2) (Seite 3 bis 7) 
Perſonalien des Inhabers Nr.. 
Name 4 (Rufname) bee. Die Erlaubnis ruht, wenn die Feſtſtellung der Eignung 
und Befähigung verſäumt iſt. 
Geburtstag u. Jahr: nn Geburtsort: 
Nächſte Die Feſtſtellung Stempel und 
Peru; 8 Staatsangehörigkeit: ee Feſtſtellung iſt erfolgt Unterſchrift 


Wohnhaft F nannten 


Straße, Hausnummer: eee beser e 


= 

Ki 

Ki 

= 

= 

>» 

KI 

2 

= 

2 * 

an am N 
S $ 
= H 
E) 7 

> 10 
* 

EI N 
S der 
» am am 938 
KH 
d 


} 1 iſt zu beachten 
Bei Feſtſetzung des nächſten gemet die beſondere 


\ ob der Inhaber die einfache Erlaubni 
Raum ſparen! Mit Tinte ausfüllen! Erlaubnis beſitzt. 
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Muſter 4 zu Anlage 2 (Seite 1) 
(Farbe weiß, Din A 6) 


Freie Stadt Danzig 


Erlaubnis 
zur öffentlichen Betätigung als Fallſchirmabſpringer 


Nr = 


für 
Stempel SEE Stempel 
der ausſtellenden 5 ae S der ausſtellenden 
Behörde Inhaber Behörde 
Stempel (Bezeichnung der ausſtellenden Behörde) 
der ausſtellenden 
Behörde (Unterſchrift) 


Perſonalien des Inhabers 


E Ee e (Rufname) 
„„ Geburtsort 
— Staatsangehdrig keit: ee 
eh zu: K er 
Straße, Hausumm knn ee S 


Der Inhaber beſitzt die Erlaubnis zur öffentlichen Betätigung als Fallſchirm⸗ 
abſpringer nach § 24 der Verordnung über Luftverkehr. 


Dieſe Erlaubnis erſetzt nicht die nach § 11 des Luftverkehrsgeſetzes erforder⸗ 
liche Genehmigung zur öffentlichen Vorführung von Fallſchirmabſpringen als 
Luftfahrtveranſtaltung. Ebenſo bleibt die Befugnis der Polizei unberührt, vor 
öffentlichen Fallſchirmabſprüngen eine Prüfung, insbeſondere auf ordnungsmäßige 
Verpackung des Geräts, vorzunehmen. 
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Anlage 3 


(zu $ 17 Nr. 4 Luft VO.) 


Körperliche Anforderungen an die Luftfahrer. 


1. Allgemeines. 
Arzte. 


§ 1. Die ärztliche Unterſuchung der Führer und Bordwarte von Flugzeugen ſowie der Führer 
und Steuerleute von Luftſchiffen erfolgt durch die Geſundheitsverwaltung des Senats der Freien 
Stadt Danzig. Zu ſolchen Unterſuchungen ſollen nur Arzte beſtellt werden, die hierfür beſonders ge— 
eignet und vorgebildet ſind und die die Anforderungen an die Luftfahrer möglichſt aus eigener Er- 
fahrung kennen. 


Arztliche Richtlinien. 

§ 2. Die Senatsabteilung für Verkehr erläßt die näheren Richtlinien für die Unterſuchung und 
ſetzt das Muſter eines Fragebogens feſt. 

| Anterſuchungen. 
§ 3. Arztliche Unterſuchungen finden in folgenden Fällen ſtatt: 

1. zwecks Erteilung der Erlaubnis zur Führung von Flugzeugen oder Luftſchiffen oder zur Be— 
tätigung als Bordwart, und zwar vor Beginn der Ausbildung; 


2. zwecks Erteilung der beſonderen Erlaubnis zur Führung von Flugzeugen bei gewerbsmäßiger 
Perſonenbeförderung und zwecks Feſtſtellung der Fortdauer der Eignung hierfür, wenn ſeit der 
letzten Unterſuchung mehr als neun Monate verſtrichen ſind; 


3. zwecks Erweiterung der Erlaubnis auf die Führung ſtärkerer Klaſſen von Flugzeugen, wenn 
ſeit der letzten Unterſuchung mehr als neun Monate verſtrichen Tun: 


- 4. nach Unfällen oder Krankheiten des Flugzeugführers oder Bordwarts, die nach den folgenden 
Beſtimmungen ſeine Eignung in Frage ſtellen. 


Außerdem kann die Zulaſſungsbehörde jederzeit eine Unterſuchung verlangen, wenn Zweifel über 
die geſundheitliche Eignung des Flugzeugführers, Bordwarts oder Luftſchiffers beſtehen. 
Pflichten des Antragſtellers. 


S 4. Der Antragſteller hat ſich vor der Unterſuchung durch eine amtliche Beſcheinigung mit Licht- 
bild über ſeine Perſon auszuweiſen; er muß ſich ferner mit der Bekanntgabe des Unterfuhungsergeb- 


niſſes an die Behörden, an Ausbildungs- und Luftfahrtunternehmen durch unterſchriftliche Beſcheinigung 
einverſtanden erklären. 


2. Körperliche Anforderungen. 
Flugzeugführer bei gewerbsmäßiger Perſonenbeförderung. 
§ 5. Geeignet zur Führung von Flugzeugen bei gewerbsmäßiger Perſonenbeförderung ſind nur 


Perſonen, die in jeder Richtung geſund und kräftig ſind und die über eine beſondere Widerjtandsfähig- Be 
keit ihres gefunden Nervenſyſtems verfügen. Sie müſſen männlichen Geſchlechts fein und das 21. Le CS 


bensjahr vollendet haben. 
Im einzelnen gilt folgendes: 
1. Der Flugzeugführer muß vollkommene Gebrauchsfähigkeit aller Gliedmaßen beſitzen. 


2. Schwächlichkeit und übermäßiger Fettreichtum, der die körperliche Gewandtheit hindern tönnte, 


machen untauglich. 1 
3. Die Haut muß frei von Krankheiten oder Rückſtänden von Krankheiten ſein, durch die die Siche 
heit der Flugzeugführung beeinträchtigt werden könnte. N 


4. Die Atmungswerkzeuge müſſen gut entwickelt und vollkommen leiſtungsfähig fein; insbeſondere 


* 


darf nicht Neigung zu Bronchialkatarrh oder Lungenerweiterung mit ungenügender Ausatmungs⸗ 


fähigkeit oder Aſthma, Tuberkuloſe oder eine andere Lungenkrankheit beſtehen. 


e 


. 


— 
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Das Herz muß vollkommen leiſtungsfähig und frei von Krankheitszeichen ſein. Gefäßverhärtung 


und hoher Blutdruck machen ebenſo wie Kreislaufſchwäche untauglich. 


Krampfadern ſtärkeren Grades machen untauglich. 


7. Der Bewerber iſt untauglich, wenn anzunehmen iſt, daß durch Beſchwerden, wie ſtarke Schmer— 


12. 


18. 


14. 
15. 
16. 


17. 


18. 


19. 
20. 
21. 
22. 
23. 


zen, (3. B. bei Steinkrankheiten), Neigung zu Gärungen und Gasauftreibungen, zu Durchfällen, 
zu Blutungen und zu Erbrechen oder durch Blaſenbeſchwerden die Sicherheit der Flugzeugführung 
beeinträchtigt werden könnte. 


Nierenerkrankungen machen untauglich. H 

, Hernien, die durch ein Bruchband nicht ſicher zurückgehalten werden können, machen untauglich. 
Syphilis, die nicht mit Sicherheit geheilt iſt, macht untauglich. 

Beſtehende oder überſtandene Hirnkrankheiten (3. B. Epilepſie oder deren Aquivalente, nach denen 


beſonders zu forſchen iſt) und Rückenmarkkrankheiten machen ebenſo wie pſychiſche Krankheiten un— 
tauglich. x 

Neigung zu Neuralgien macht wegen der Gefahr plötzlich auftretender Schmerzen, durch die die 
Sicherheit der Flugzeugführung beeinträchtigt werden könnte, untauglich. 

Andere peripheriſche Nervenkrankheiten machen untauglich, wenn ſie durch Schmerzen, Bewegungs— 
oder Gefühlsſtörungen die Sicherheit der Fluzeugführung beeinträchtigen können. 

Neigung zur Migräne mit ſtarkem Augenflimmern, Übelkeit oder Erbrechen macht untauglich. 
Konſtitutionelle Nervenſchwäche oder Hyſterie machen untauglich. 

Überſtandene nervöſe Erſchöpfung macht untauglich, es Tei denn, daß ſie durch außergewöhnliche 
nicht wieder zu erwartende Umſtände veranlaßt war, reſtlos behoben iſt und jahrelang zu— 
rückliegt. 

Die Bewerber ſollen möglichſt volle Sehleiſtung (d. h. Sehvermögen ohne Glas) auf jedem 
Auge haben. Kurzſichtigkeit, Überſichtigkeit und Stabſichtigkeit, die durch Gläſer zur vollen Seh— 
ſchärfe (ausnahmsweiſe zu 0,8) ausgeglichen werden können, ſind nur dann nicht zu beanſtanden, 
wenn die Sehleiſtung (ohne Glas) auf jedem Auge mindeſtens 0,7 der vollen iſt und wenn der 
Unterſuchte in allen übrigen Beziehungen beſonders geeignet ilt. 

Die Alkomodationsfähigkeit muß fo weit erhalten fein, daß der Unterſuchte ohne Glas die 
Karte leſen kann. Größere Geſichtsfeldeinengungen, insbeſondere ſektorenförmige Einengungen, 
machen untauglich. Mangel des ſicheren Raumſehens macht untauglich. 

Farbenuntüchtigkeit macht untauglich. 

Nachtblindheit macht untauglich. Schnelle Adaption iſt zu verlangen. 

Doppelſehen macht untauglich. 

Latentes Schielen mit Doppelbildern, die mehr als 3° auseinanderliegen, macht untauglich. 
Erkrankungen des Augeninnern machen untauglich. Hornhaut, Lidrand-, Bindehaut- und Trär 
nenorganerkrankungen machen untauglich, wenn dadurch unter dem Einfluß des beim Fliegen auf— 
tretenden Luftzuges oder der Blendung oder anderer Einwirkung eine Beeinträchtigung des Sehver— 
mögens zu befürchten iſt. 


24. Die Naſenatmung muß vollkommen frei ſein. Chroniſche Erkrankungen der Naſe, der Neben— 


25. 
26. 
27. 


höhlen und des Rachens machen untauglich, wenn dadurch die freie Naſenatmung behindert und 
der Zugang zu den Nebenhöhlen beziehungsweiſe dem Mittelohr erſchwert wird oder durch zu 
erwartende Verſchlimmerung erſchwert werden könnte. 

Ohrenkrankheiten machen im allgemeinen untauglich. 

Die Hörfähigkeit muß beiderſeits für Flüſterſprache mindeſtens 4 m betragen. 

Krankheiten des Veſtibularapparates, die zu Störungen in der Sicherheit der Flugzeugführung 
führen könnten, machen untauglich. 

Bei ausgebildeten Flugzeugführern, die durch Unfall oder Krankheit die vollkommene Gebrauchs— 
fähigkeit einzelner Gliedmaßen oder Organe eingebüßt haben, kann die Senatsabteilung für 
Verkehr Ausnahmen von dieſen Vorſchriften zulaſſen, wenn die ſichere Führung des Flugzeugs 
nach dem Gutachten des Arztes und erforderlichenfalls nach Prüfung im Flugzeug durch den 
Sachverſtändigen ($ 22 Luft VO.) gewährleiſtet iſt. 
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Flugzeugführer mit der einfachen Erlaubnis zur Führung von Flugzeugen und Bordwarte. 
§ 6. Für Flugzeugführer mit der einfachen Erlaubnis zur Führung von Flugzeugen und für 


Bordwarte gelten die Beſtimmungen des $ 5 mit folgenden Abweichungen: 


1. 


2. 


mit 


Die Erlaubnis kann an Perſonen vom vollendeten 19. Lebensjahre ab, auch an Frauen, er— 
teilt werden. 


Frauenkrankheiten, die zu plötzlich auftretenden Schmerzen (3. B. Dyſmenorrhoe), zu Blutungen 
oder anderen die Sicherheit der Führung beeinträchtigenden Erſcheinungen führen können, machen 
untauglich. Auch Schwangerſchaft macht wegen der Gefahr von Ohnmachten, Abortus, uſw. un⸗ 
tauglich. 


Die Sehſchärfe (mit Glas) muß mindeſtens 0,8 auf jedem Auge, die Sehleiſtung (ohne Glas) 


mindeſtens 0,7 der vollen Sehleiſtung auf dem beſſeren und mindeſtens 0,5 auf dem ſchlechteren 
Auge betragen. 


Bei Führern von Flugzeugen der Klaſſe A (Kleinflugzeuge mit geringerer Landeſtrecke) und 
bei Bordwarten können die Anforderungen auf eine Sehſchärfe (mit Glas) von 0,7 auf jedem 
Auge ohne Berückſichtigung der Sehleiſtung herabgeſetzt werden. 


Andere Abweichungen gegenüber den Anforderungen des $ 5, die ein Verſagen des Führers 


nicht zur Folge haben können, kann die Senatsabteilung für Verkehr, insbeſondere bei Führern von 
Flugzeugen der Klaſſe A, zulaſſen, wenn die ſichere Führung des Flugzeugs nach dem Gutachten des 
Arztes und erforderlichenfalls nach Prüfung im Flugzeug durch den Sachverſtändigen (§ 22 Luft VO.) 
gewährleiſtet iſt. 

Führer von Luftſchiffen. 
5 7. Für Führer und Steuerleute von Luftſchiffen gelten die Beſtimmungen der SS 5 und 6 
folgenden weiteren Milderungen: 


Für die Sehleiſtung (ohne Glas) der Luftſchifführer beſtehen keine Beſchränkungen, vorausge- 


geſetzt, daß die Sehſchärfe (mit Glas) auf jedem Auge 0,7 beträgt. 
Für die Akkomodation beſtehen keine Beſchränkungen. 


Eine mäßige Behinderung der Naſenatmung ſchließt die Tauglichkeit nicht aus, falls ſie nur 
mechaniſch, nicht aber durch eine die Tauglichkeit hindernde Krankheit (ſiehe oben) bedingt iſt. 


Ausnahmen. 
S 8. In beſonderen Fällen kann die Senatsabteilung für Verkehr Ausnahmen von den Vor— 


ſchriften dieſer Anlage zulaſſen. 


r 
Dee 
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Anlage 4 
(zu § 25 Luft VO.) 


Anweiſung für Unternehmen zur Ausbildung von Flugzeugführern (Flieger: 
ſchulen). 


$ 1. Die Einrichtungen und Lehrmittel der Fliegerſchulen müſſen folgenden Anforderungen ent— 
ſprechen: 

1. Jede Fliegerſchule ſoll mindeſtens vier Lehr- und Übungsflugzeuge der Klaſſe beſitzen, für die 
ſie ausbilden will. Sollen mehr als 15 Schüler gleichzeitig ausgebildet werden, ſo ſoll eine ent— 
ſprechend größere Zahl von Flugzeugen zur Verfügung ſtehen. Die Lehr- und Übungsflug— 
zeuge dürfen nur dann zu anderen Zwecken Verwendung finden, wenn der Unterricht dadurch nicht 
beeinträchtigt wird. 8 

Die Schule muß beſchädigte Flugzeuge ſchnell inſtandſetzen und zerſtörte Flugzeuge bald 
erſetzen können, damit eine fortlaufende Ausbildung in angemeſſener Friſt gewährleiſtet iſt. 

Die Flugzeuge müſſen betriebsſicher und für den Unterricht beſonders geeignet ſein; Flug— 
zeuge ungewöhnlicher oder veralteter Bauart ſind als Lehrflugzeuge nicht zu verwenden. Die Hälfte 
der Flugzeuge muß zu Prüfungsflügen geeignet ſein. 

2. Für je zehn Schüler ſoll ein Fluglehrer vorhanden ſein. 

3. Die Schüler müſſen die einzelnen Teile der Flugzeuge und die zur Inſtandhaltung erforder— 

lichen Arbeiten kennenlernen können; zu dieſem Zweck muß eine für den Unterricht geeignete Samm— 
lung von Zeichnungen, Einzelteilen und Modellen ſowie eine ausreichende Inſtandſetzungswerkſtatt 
vorhanden ſein; ferner müſſen die für die theoretiſche Ausbildung notwendigen Lehrräume, Lehr: 
mittel und Lehrbücher nachgewieſen werden. 

4. Die Benutzung eines Flughafens oder ſonſtigen geeigneten Fluggeländes muß dem Unternehmen 
jederzeit gewährleiſtet ſein. Die Größe des Rollfeldes muß den Flugeigenſchaften der benutzten 
Flugzeuge entſprechen. Die geringen Erfahrungen der Flugſchüler müſſen bei der Auswahl des 
Fluggeländes berückſichtigt werden. 

5. Für ſofortige Unfallhilfe müſſen die erforderlichen Einrichtungen vorhanden ſein. Den Land— 
fliegerſchulen muß während des Flugdienſtes ein Kraftwagen, den Seefliegerſchulen ein ſeefähi— 
ges Motorboot zur Verfügung ſtehen. 

6. Die wirtſchaftliche Leiſtungsfähigkeit der Fliegerſchule ſoll ſo groß ſein, daß der Betrieb zeitweiſe 
auch mit einer geringen Zahl von Schülern fortgeführt werden und die Verpflichtung zur Aus— 
bildung den Schülern gegenüber eingehalten werden kann. 

7. Für Fliegerſchulen, die auf Flugzeugen der Klaſſe C ausbilden, gelten die in 8 4 genannten be: 
ſonderen Beſtimmungen. 


Fluglehrer. 
§ 2. Der Ausbildungsleiter einer Fliegerſchule muß mindeſtens drei Jahre als Flugzeugführer 


tätig geweſen ſein. 


Dieſer und die Fluglehrer müſſen die Erlaubnis zum Führen von Flugzeugen der Klaſſe be— 
ſitzen, für die ſie ausbilden wollen. Die Fluglehrer müſſen außerdem die Erlaubnis zur Führung von 
Flugzeugen bei gewerbsmäßiger Perſonenbeförderung haben. Der Ausbildungsleiter und die Fluglehrer 
müſſen ausreichende Erfahrung in Überland- oder Überfeeflügen und die Fähigkeit beſitzen, in leicht— 
verſtändlicher Weiſe ſachgemäße Belehrungen über ihre Unterrichtsfächer zu geben. Sie müſſen ihre 
Lehrbefähigung durch Zeugniſſe oder durch eine Prüfung vor dem Sachverſtändigen nachweiſen und 
werden von der Senatsabteilung für Verkehr als Ausbildungsleiter oder Fluglehrer nur für ein be— 
ſtimmtes Unternehmen anerkannt. N 


Für wiſſenſchaftliche Lehrfächer müſſen die entſprechenden Lehrkräfte verpflichtet ſein, wenn der 
Ausbildungsleiter und die Fluglehrer dieſen Unterricht nicht ſelbſt erteilen können. 


Ein Wechſel des Ausbildungsleiters und der Lehrkräfte iſt der Senatsabteilung für Verkehr zur 
Genehmigung unverzüglich anzuzeigen. 


84. 
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Betrieb. 
$ 3. Beim Betriebe einer Fliegerſchule find folgende Grundſätze zu beachten: 


Schüler (auch ſolche, deren Erlaubnis zum Führen von Flugzeugen geruht hat oder zurückge⸗ 


zogen worden iſt) dürfen erſt aufgenommen werden, nachdem lie dem Unternehmer ein den Vor⸗ 
ſchriften des $ 17 Nr. 4 Luft VO. entſprechendes ärztliches Zeugnis und Zeugniſſe über ihre Vor— 
bildung ſowie polizeiliche Führungszeugniſſe mindeſtens über die letzten 5 Jahre vorgelegt haben. 
Minderjährige Schüler haben die polizeilich beglaubigte ſchriftliche Erlaubnis des geſetzlichen Ver⸗ 
treters vorzulegen. 

Bei vorbeſtraften Flugſchülern und bei Zweifeln über die körperliche Tauglichkeit iſt vor 
Beginn des Unterrichts die Senatsabteilung für Verkehr zu hören. Übungsſchüler mit gültigen 
Flugzeugführerſcheinen fallen nicht unter dieſe Beſtimmung. 


Ungeeignete Schüler ſind ſo früh wie möglich auszuſcheiden. 
Zu der praktiſchen Ausbildung gehören die in der Anlage 2 geforderten Übungsflüge. 
Jeder neu aufgenommene Flugſchüler iſt der Senatsabteilung für Verkehr ſpäteſtens acht Tage 


nach Annahme unter Verwendung eines Formblattes (Muſter 1) zu melden. Gleichzeitig ſind der 
Senatsabteilung für Verkehr die Leumundszeugniſſe und gegebenenfalls die amtlich beglaubigte 
Zuſtimmungserklärung des geſetzlichen Vertreters vorzulegen. Den gleichen Stellen iſt auch jedes 
Ausſcheiden eines Schülers unter Angabe des Grundes anzuzeigen. 


Über jeden Schüler iſt bei Abſchluß eines Lehrganges eine ausführliche Beurteilung aufzuſtellen, 


die bei Anmeldung zur Prüfung der Senatsabteilung für Verkehr vorzulegen iſt. Sie hat auch 
ſeine Leiſtung in den Fächern anzugeben, in denen eine theoretiſche Prüfung erfolgt. 


Bei den Übungsflügen mit Landflugzeugen muß der Flugſchüler mit einem zugelaſſenen Fallſchirm 


ausgerüſtet ſein. 


Alle Schüler ſind unter ſachgemäßer Leitung zu täglichen Leibesübungen anzuhalten, um körper⸗ 


liche Kraft und Geſchicklichkeit zu entwickeln. 


Fliegerſchulen für Flugzeugführer der Klaſſe C. 

1. Fliegerſchulen, die bis zum Führen von Flugzeugen der Klaſſe C ausbilden wollen, müſſen auch 
mehrmotorige Flugzeuge ſolcher Muſter beſitzen, die im planmäßigen Luftverkehr verwendet werden; 
Seefliegerſchulen dieſer Art müſſen Flugboote und Schwimmerflugzeuge beſitzen. Sie müſſen über 
Werkſtätten verfügen, die auch größere Inſtandſetzungen der Flugzeuge und Motoren ausführen 
können. Für den theoretiſchen Unterricht müſſen ausreichende Lehrräume, hochwertige Fachlehrkräfte, 
alle Lehrmittel, alle neuen Bordinſtrumente ſowie Übungsgeräte für Funktelephonie, Funktele⸗ 
graphie und Funkpeilbetrieb vorhanden ſein. Einige Flugzeuge müſſen mit Gerät für Funkwechſel⸗ 
verkehr und mit Peileinrichtung, andere mit allen Einrichtungen für Nachtflüge verſehen ſein. 


« Diefen Fliegerſchulen kann die Berechtigung zur Führung der Bezeichnung „Verkehrsflieger⸗ 


ſchule“ erteilt werden. 


Die Aufnahme von Flugſchülern muß von einer Aufnahmeprüfung oder Probezeit abhängig ge- 


macht werden, um die Gewißheit zu haben, daß der Schüler dem Unterricht folgen kann. 


Die Flugſchüler müſſen durch beſondere Maßnahmen an den regelmäßigen und pünktlichen Dienſt 


bei einer Fluglinie des öffentlichen Verkehrs gewöhnt werden. 


»Mindeſtens zwei der Fluglehrer müſſen eine Flugſtrecke von mindeſtens 100 000 km als Flug⸗ 


zeugführer im öffentlichen Fluglinienverkehr zurückgelegt haben. 


Auskunftspflicht. 
§ 5. Der Unternehmer einer Fliegerſchule hat zum 1. März jeden Jahres über das Betriebs- 


ergebnis nach anliegendem Muſter 2 an die Senatsabteilung für Verkehr zu berichten. 
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H Muſter 1 zu Anlage 4 
Meldemuſter KR 
über Eintritt eines Flugſchülers 


Zweck der Ausbildung (Sport, Beruf, Verkehr): bebe a eee eee eee eee 


Ziel der Ausbildung — für welche Flugzeug⸗Klaſſe? 


ee Feb a ͤ 
Beſaß welchen Flugzeugführerſchein? 
für Flugzeug⸗Klaſſe? 


(Ort und Datum) (Unterſchrift) 


Muſter 2 zu Anlage 4 
Angaben der Fliegerſchule / 

über den Gang des Unternehmens im Sure. ] 

1. Zahl der zu Beginn des Berichtjahres vorhandenen und neu eingetretenen Schüler, und zwar: 


a) Jungſchüler b) Übungsſchüler 
2. Ergebnis des Unterrichts: 
a) Mit Führerſchein nee,, d E Schüler .® 
b) Bon den Schülern befinden ſich noch in Ausbildung `, 2 SE 
e) Vor der Prüfung mußten als ungeeignet entlaſſen werden .... af Së 
dh Freiwillig find ausgeſchieden R x | 3 
e) Durch Anfall find ausgeſchiede n. d a 
3. a) Zahl der Schulflüge (mit Lehrer). 
b) Zahl der Übungs- und Prüfungsflüge 
4. Zahl der Flugſtunden insgeſamt 
davon im Schul- und Übungsbetrieb: 
5. Unfälle und Notlandungen: R 
a) Zahl der Flugzeugunfälle: u... 
b) Zahl der Notlandungen 


c) Welche Perſonen ſind dabei zu Schaden gekommen, mit kurzen Angaben über Art der 
Verletzung und Dauer der Schädigung: 5 


6. Wieviel Flugzeuge und welche Muſter beſaß das Unternehmen für den Lehrbetrieb: 
a) zu Anfang des Berichtjahrs bzw. bei Eröffnung der Schule: f 
b) zu Ende des Berichtsjahrs a... 


. M 


Aunterſchrift des Unternehmers) 


H 


Anlage 5. 
Gu $ 32 Luft VO.) 


Anweiſung über die Anlegung öffentlicher Flughäfen. 
I. Offentliche Flughäfen erſter Ordnung. 
Gelände. 


§ 1. Im öffentlichen Flughafen erſter Ordnung muß das Rollfeld eben, ſo groß und ſo gelegen 
ſein, daß Flugzeuge in allen Richtungen wenigſtens 600 m rollen und anſchließend daran ſich unbe⸗ 
hindert im Winkel 1:15 in die Luft erheben, d. h. auf je 15 m Bodenſtrecke Im Höhe gewinnen 
können. Liegt der Flughafen innerhalb geſchloſſener Ortsteile, ſo iſt eine Rollänge von mindeſtens 
1000 m in jeder Richtung erforderlich. 

Das Rollfeld darf auch bei anhaltend feuchtem Wetter nirgends ſumpfig ſein und ſoll eine dichte 
Grasnarbe oder anderen dauerhaften, ſtaubfreien Untergrund haben. Hochgelegenes, möglichſt nebel⸗ 
freies Gelände iſt beſonders geeignet. 

Umgebung. 


§ 2. Die Umgebung des Flughafens in einem Umkreis von etwa 1,5 km um die Rollfeld⸗ 
grenzen ſoll frei von Luftfahrthinderniſſen ſein; vorhandene Luftfahrthinderniſſe ſind entſprechend der 
Vorſchrift des § 85 der Verordnung über Luftverkehr kenntlich zu machen. 

Als Luftfahrthinderniſſe ſind insbeſondere natürliche oder künſtliche Erhebungen anzuſehen, die 
in die im Winkel 1:15 geneigte Flugbahn ($ 1) hineinragen. 

Flughafenzone. 

§ 3. Die Flughafenzone iſt durch Bezeichnung beſtimmter, aus der Luft gut ſichtbarer Gelände 
merkmale (Straßen, Flüſſe, Waldränder und dgl.) abzugrenzen. Ein Plan mit Einzeichnung der 
Flughafenzone iſt im Flughafen an einer allgemein zugänglichen Stelle auszuhängen. 


Umwehrung. 


8 4. Das unbefugte Betreten der Anlagen iſt durch Warnungstafeln zu unterſagen ſowie nad) 
Möglichkeit durch eine Umzäunung zu verhindern. Hierbei iſt auf das Verbot des Betretens des 
Rollfeldes durch Unbefugte hinzuweiſen. 

Einrichtungen. 


5 In einem ausgebauten öffentlichen Flughafen erſter Ordnung mëllen die in den Së 80 


bis 84 der Verordnung über Luftverkehr vorgeſchriebenen Betriebseinrichtungen (Rauchofen, Lande⸗ 
zeichen, Startflagge, Signallmaſt mit rotem Ball, Nachtbeleuchtungsanlage) ſowie eine Tafel mit 
Betriebsangaben gemäß § 6 Nr. 2 dieſer Anweiſung vorhanden ſein. 

Ein folder Flughafen ſoll ferner folgende Einrichtungen aufweiſen: 

1. aus der Luft ſichtbare Kennzeichnung der Rollfeldgrenzen und der etwa nicht benutzbaren 
Teile des Rollfeldes durch rot-weiße Flächen oder Prismen ſowie Ortsbezeichnung durch Be— 
ſchriftung; ` 

2. einen Beobachtungsſtand für die Flugverkehrsleitung mit Sirene: 

3. Flugzeughallen mit Heiz- und Beleuchtungseinrichtungen; | 

4. eine heizbare Werkſtatt, in der an mindeſtens zwei Flugzeugen gleichzeitig, auch bei Nacht, In- 

ſtandſetzungsarbeiten vorgenommen werden können; 
. eine mit Windſchutz verſehene, möglichſt in einer Halle befindliche Waage für Flugzeuge; 
. Betriebsſtoffbehälter; 
. eine Flugwetterwarte und eine Funkſtelle: 
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mittelbare Verbindung mit den Räumen für Poſt- und Zollſtelle iſt erwünſcht; 


9. ein Raum für erſte Hilfeleiſtung bei Unfällen ſowie einen Abrüſtwagen, der während des 
Betriebes ſtändig verwendungsbereit fein und die erforderlichen Werkzeuge zur Hilfeleiſtung 


bei Unfällen und zur Bekämpfung von Flugzeugbränden enthalten muß; CO d 
10. Verwaltungsräume, Aufenthaltsräume für Luftfahrer und Fluggäſte, Abortanlagen; 
11. Waſſer⸗ und Elektrizitätsanſchluß: 
12. Anſchluß an Eiſen⸗ oder Straßenbahn; 
13. gegebenenfalls eine Einrichtung zum Feſtlegen von Luftſchiffen. 


Feine Polizeiflugwache, erforderlichenfalls eine Zoll- und eine Poſtſtelle. Die für die Polizei⸗ CH 
flugwache bereitzuſtellenden Räume ſollen möglichſt Ausſicht nach dem Rollfelde haben. in 
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Der Umfang der erforderlihen Einrichtungen bemißt ſich nach den Zwecken des Flughafens und 
wird bei der Genehmigung beſtimmt. 

Einrichtungen in Betriebspauſen. 
§ 6. Iſt der Flughafen nicht das ganze Jahr im Betrieb, ſo muß während der Betriebspauſen 
vorhanden ſein: g 
1. ein Windrichtungsanzeiger (Windſack oder dgl.) gemäß § 80 der Verordnung über Luft⸗ 
verkehr; 
2. eine Tafel mit Angaben über 
a) den Zugang zur Werkſtatt und den Aufbewahrungsort der Schlüſſel; 
b) die Wohnung und den Fernruf des Flughafenbetriebsleiters und ſeines Stellvertreters: 
c) die nächſte Fernſprechſtelle; 
d) die nächſte Polizeiwache und Zollſtelle (Fernruf); 
e) den nächſten Perſonen- und Güterbahnhof, gegebenenfalls die nächſte Straßenbahnhalte⸗ 
ſtelle; 
f) die Wohnung und den Fernruf des nächſten Arztes und der nächſten Rettungsſtelle; 
g) die nächſte Feuerwache (Fernruf). 

Ferner ſoll eine Werkſtatt mit den notwendigen Werkzeugen, Erſatzteilen und Betriebsſtoffen für 
Flugzeuge vorhanden ſein. 

Waſſerflughäfen. 

S 7. Für öffentliche Waſſerflughäfen gelten die vorſtehenden Beſtimmungen entſprechend; die für 
Abflug und Landung von Flugzeugen beſtimmte Waſſerfläche muß jedoch nach allen Richtungen Roll— 
längen von mindeſtens 2000 m aufweiſen und ſo gelegen ſein, daß die Schiffahrt durch den Flugbetrieb 
möglichſt wenig beeinträchtigt wird. Die Waſſertiefe ſoll mindeſtens 1,5 m, möglichſt aber 4 m be— 
tragen; etwa vorhandene Verkrautungen ſind zu beſeitigen. 

Die Liegeplätze der Flugzeuge müſſen gegen Seegang geſchützt ſein, Stromverhältniſſe ſind zu be— 
rüdjihtigen. Einrichtungen zum Zuwaſſer- und Aufbringen der Flugzeuge müſſen vorhanden ſein. 

Für Notfälle iſt ein Motorboot mit Rettungsgerät vorzuhalten. 


II. Offentliche Flughäfen zweiter Ordnung. 
§ 8. Ein öffentlicher Flughafen zweiter Ordnung kann in weſentlichen Punkten von den Vor— 
ſchriften der SS 1 und 5 dieſer Anlage abweichen. 
In einem ſolchen Flughafen müſſen jedoch die im $ 5 Abſ. 1 genannten Einrichtungen vorhanden 


fein; ferner ſollen vorhanden ſein: 


1. eine Werkſtatt gemäß $ 6 Ziffer 2; 

2. Verwaltungs- und Abfertigungsräume; 

3. eine Polizeiflugwache und ein Raum für erſte Hilfe bei Unfällen. 
Im übrigen gelten die Vorſchriften der 88 6 und 7 ſinngemäß. 


Anlage 5a 
Gu $ 35 Luft VO.) 


Fragebogen für die Anlegung eines Flughafens. 


J. 1. Iſt die Anlegung eines öffentlichen oder Privatflughafens beabſichtigt? 
2. Handelt es ſich um einen Flughafen J. oder II. Ordnung? 
3. In Ausſicht genommene Bezeichnung: 
II. 4. Rechtsnatur des Unternehmers: (Einzelperſon, juriſtiſche Perſon des öffentlichen oder pri— 


vaten Rechts.) 
5. Name, Wohnort (Sitz) und Anſchrift des Unternehmers: 
6. Wird der Unternehmer den Flughafen ſelbſt betreiben? Wenn nicht, wer wird der Verwalter 
ſein? (Name, Wohnort und Anſchrift.) 
7. Mit welchen Baukoſten wird gerechnet und wie ſollen die Mittel hierfür aufgebracht werden? 
8. Welcher Betrag iſt bereits ſichergeſtellt? 
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III. Angabe über die örtlichen Verhältniſſe des Flughafens. 
A. Lage. 
a) Anſteuerung bei Tag. 


9 


11. 
12. 
13. 


14. 


10. 


Lage zur nächſten Stadt: 
Geographiſche Lage: 
(Länge öſtl. Greenwich und nördl. Breite.) 
Höhe über NN: 
Mißweiſung für 193... 
(Jährliche Anderung.) 
Anſteuerungszeichen der nächſten Stadt: 
(Beſonders auffällige Gebäude, Geländemerkmale und dergl.) 
Anſteuerungszeichen des Flughafens gemäß $ 5 der Anlage 5 der Verordnung über 
Luftverkehr (weißer Kreis, weiße Schrift und dgl.): 


b) Anſteuerung bei Nacht. 


193 
über Luftverkehr: 
16. Etwa erforderliche andere Mitteilungen: 
17. Bei wem find Nachtbefeuerung und Startmannſchaften anzufordern? (Fernſprechanſchluß, 
Telegrammanſchrift.) 
B. Gelände. 
18. Ausdehnungsform: 
19. Größe des Flughafengeländes in qm: 
20. Größe, Länge und Breite im m: 
21. Größe des Rollfeldes in qm: 
22. Rollänge in den verſchiedenen Richtungen in m: 
23. Kleinſte Rollänge in m und Richtung: 
24. Angabe der Flugzeugmuſter, für die es bedenklich iſt, den Flughafen anzufliegen: 
25. Beſchaffenheit und Bodenart des Geländes: 
(Grasnarbe, Sandboden, Grundwaſſerſtand, Entwäſſerung, Neigung zu Sumpfbildung 
uſw.) 
26. Welche Veränderungen müſſen vorgenommen werden? 
27. Landezeichen bei Tag: 
(Es iſt zu beſchreiben und anzugeben, ob es immer ausliegt oder angefordert werden 
muß. Bei wem?) 
28. Landezeichen bei Nacht: 
29. Wodurch werden die Grenzen des Rollfeldes gekennzeichnet? Bei Tag, bei Nacht: 
(Angabe der Zahl, Farbe und Art der Randfeuer.) S 
30. Beſondere Angaben über Lage der Landezone, z. B. rechts der Startflagge in der Lande— 
richtung geſehen: 
(An dieſer Stelle it u. U. ein Auszug aus der Betriebsordnung betreffend Anweiſungen 
für die Landungen zu geben.) 
31. Windrichtungsanzeiger: 
(Beſchreibung.) 
32. Wird er nachts beleuchtet? 
Bei Waſſerflughäfen außerdem: 
33. Angaben über die Strömung bei verſchiedenen Windſtärken und Richtungen: 
34. Schiffahrtsverhältniſſe: 
35. Betonnung: 1 KR 
36. Beſondere Angaben über die Gezeiten und ihren Einfluß auf die Waſſertiefe im Waſſer⸗ 
flughafen: — 8 
(Größe und Bodenverhältniſſe der Watten, Schlickſand.) 
37. Waſſertiefe am Landeufer? 
38. Wie iſt der Strand? 
(Steinig, ſandig, flach, ſteil.) 
39. Eisverhältniſſe: 
40. Angaben über den Ankergrund: 


Angaben über Anſteuerungsfeuer des Flughafens gemäß § 6 Anlage 7 der Verordnung 


Wës Air. 
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41. Beſondere Angaben über Befeuerung gemäß $ 6 der Anlage 7 der Verordnung über Luft- 
verkehr (Nebelſignale): 
42. Iſt Schlepphilfe vorhanden? 
8 43. Wie wird ſie angefordert? 
i 44. Welche Fahrzeuge ſtehen zum Ausbooten zur Verfügung? | 
45. Sind Einrichtungen für das Anlegen von Waſſerflugzeugen vorhanden? 
(Z. B. Landebrücke, Prahm.) Ausführliche Beſchreibung! 
46. Sind Bojen zum Feſtmachen der Flugzeuge vorhanden? 
47. Neigung und Breite der Ablaufbahnen: 
48. Tiefſte Stelle der Ablaufbahnen unter Waſſer: 
49. Normale Waſſertiefe an den Ablaufbahnen in m: 
50. Sind an den Ablaufbahnen Kräne vorhanden? 
(Tragfähigkeit in t, Ausladung in m.) 
51. Sind Slip-Wagen vorhanden? 
(Breite und Tragfähigkeit, Angabe ob für Kielboote oder Schwimmerflugzeuge ge— 
eignet.) 
52. Verfügt die Flughafenverwaltung über beſondere Transporteinrichtungen für beſtimmte 
Flugzeugmuſter? 
(Z. B. Laufräder für Dornier Wal.) 
53. Welche Aufholverrichtung iſt vorhanden? 
(Spill, Winde, Trecker.) 
54. Beſteht die Möglichkeit, die ſeemänniſche Ausrüſtung zu ergänzen? 
(Hierunter iſt anzugeben, wo Mundvorrat, Trinkwaſſer und Kühlwaſſer aufgenommen | 
werden können.) 
55. Nächſte Rettungsſtation für Schiffbrüchige: 
56. Beſteht die Möglichkeit, Flugzeuge mit Schiff zu verladen? 


C. Eigentumsverhältniſſe. 1 


57. Wem gehört das Flughafengelände? 

58. Angabe etwa auf dem Platz ruhender Dienſtbarkeiten (Wegerechte u. a.): 

59. Welche Rechte anderer Perſonen beſtehen an dem Gelände? 

60. Welche Vereinbarungen mit den Berechtigten ſichern die Benutzung des Flughafens? 
61. Wie lange? 


D. Vorgelände. 


62. Welche Bauten (Schornſteine, Antennenmaſte uſw.), Bäume, Drahtleitungen und ſonſtige 
Luftfahrthinderniſſe ſind innerhalb einer Entfernung bis zu 1500 m von der Rollfeldgrenze 
vorhanden? 

(Genaue Angabe der Richtung, Entfernung vom Flughafenmittelpunkt und Höhe in m 
über Rollfeld ſowie der Bezeichnung (Kennung) für Tag und Nacht mit Hinweis auf 
den einzureichenden Plan.) 
a) Nordseite: J 
b) Weſtſeite: 5 ö 
c) Südſeite: ö 
d) Oſtſeite: 
e) Auf dem Flughafen ſelbſt: 
H 63. Welches iſt der nächſte Güterbahnhof? 
ö 644. Zu welchem Güterbahnhof führt das Anſchlußgleis? 
(Angabe, ob im Flughafen Stirn- oder Seitenrampe vorhanden iſt.) 
65. Welche Notlandemöglichkeiten gibt es in der Umgebung des Flughafens? 
66. Vorſchlag für die Flughafenzone nebſt Lageplan 1: 100 000 (vgl. $ 33 der VO. über 
Luftverkehr): 
IV. Geplante oder vorhandene bauliche Einrichtungen. 
a) Unterkunft für Luftfahrzeuge. 
67. Zahl der Luftſchiffhallen: 
1 68. Verankerungsmöglichkeiten für Luftſchiffe: 
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69. Zahl der Flugzeughallen: 

70. Größe in qm: 

71. Länge: 

Zo ge für jede Halle beſonders, Maße in m 

74. Anzahl und Spannweite der Tore: 

75. Höhe der Tore: | 

76. Bodenbeſchaffenheit der Halle, höchſtzuläſſiger Raddruck: 

77. Sind in den Hallen Kräne oder Aufhängevorrichtungen vorhanden? 
(Tragfähigkeit in t.) 


b) Inſtandſetzungswerkſtätten. 


78. Größe in qm: 

79. Ausſtattung: 
(Angabe, ob für Holz und Metallflugzeuge geeignet, welche beſonderen Einrichtungen 
vorhanden ſind, z. B. autogene Schweißanlage, Drehbank, Schmiede, Ladeſtation für 
Akkumulatoren uſw., Elektrizitätsanſchluß mit Angabe der Stromſpannung, Strom⸗ 
ſtärke, Stromart. 

Werden Erſatzteile für Motoren und Flugzeuge vorrätig gehalten? Für welche 

Muſter?) . 

80. Zahl des Perſonals: 

81. Wo und in welcher Entfernung vom Flughafen iſt außerdem die Inſtandſetzung von Luft— 

fahrzeugen möglich? 
82. Welche Luftfahrzeugbauunternehmungen ſind am Orte zuläſſig? 


c) Betriebsſtoffanlagen. 


83. Bauart: 
84. Betriebsſtoffanlagen für 
a) Benzin, Faſſungsvermögen in Litern: 
b) Benzol, Faſſungsvermögen in Litern: 
c) Schmierſtoff, Faſſungsvermögen in Litern: 
(Hierbei iſt anzugeben, welche Mengen und welche Sorten meiſtens vorrätig gehalten 
werden, ſpezifiſches Gewicht. — Sollten auch Miſchungen von Benzin und Benzol und 
anderen Brennſtoffen vorrätig gehalten werden, ſo iſt die Angabe des Wehnen 
hältniſſes erforderlich.) 
85. Iſt Gasverſorgung für Luftſchiffe vorhanden? 
86. Welche Gaſe ſind verfügbar? 
87. Iſt Waſſer⸗ und Elektrizitätsverſorgung ſichergeſtellt? 


d) Unterkunft für Perſonen. 
88. Iſt im Flughafen Unterkunftsmöglichkeit für Luftfahrer vorhanden? 
89. Wo und in welcher Entfernung vom Flughafen liegt das nächſte Gaſthaus mit Übernach- 
tungsmöglichkeit? 
e) Verwaltungsgebäude. 
90. Angaben über Aufenthaltsräume für Luftfahrer und Fluggäſte ſowie über die Räume für 
Flugleitung, Paß⸗, Zoll⸗ und Poſtſtelle ſowie Polizeiflugwache: 
D Wohlfahrtseinrichtungen, Unfallſtelle. 
91. Sanitätsraum: 
(Iſt er mit einem Sanitäter beſetzt?) 


92. Wohnung und Name des nächſten Arztes: 
(Entfernung vom Flughafen in km.) 


V. Wetterdienſt, Funkdienſt. 


93. Angaben über die meteorologiſchen Verhältniſſe: 
(vorherrſchende Windrichtung, Niederſchlagsmenge, noamten: 


BET STE D EI 
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94. Iſt die Einrichtung einer beſonderen Flugwetterwarte vorgeſehen? 

95. Angabe der nächſten Wetterwarte und der Verbindung dorthin: 
(Fernſprechamt und Nummer.) 

96. Iſt die Anlage einer beſonderen Flughafenfunkſtelle geplant? 

97. Angabe der nächſten Funkſtelle und der Verbindung dorthin: 
(Fernſprechamt und Nummer ſowie Rufzeichen.) 

98. Sind Miet- und Kraftwagen auf dem Flughafen aufgeſtellt? 
(Zu welchen Zeiten.) 

99. Wie iſt der Zubringerdienſt zum Flughafen geregelt? 


100. Verbindungen und Entfernungen von der nächſten Stadt zum Flughafen in km und Weg— 


minuten bei den verſchiedenen Verkehrsmitteln: 


VI. Verkehrseinrichtungen. 


— — . —. — — — —— — 


Wegdauer in Minuten 


Nach Wa, bei Benutzung 
in km zu Fuß Hen der Straßenbahn 
(Verkehrs- 
Kraftwagen häufigkeit) 


— . — ée 
dem Stadtinn een 

der nächſten Straßenbahnhalteſtelle 

dem nächſten Perſonen bahnhof... 

dem Haupt oder Fernbahnhof... 

Bein Gäterbahnho are, 

den größeren Hotels 

der Dampferanlegeſtellle e.. 


VII. 101. Fernſprechanſchlüſſe und Telegrammanſchriften. 
a) Unternehmer: 
b) Verwalter: 
c) Luftverkehrsgeſellſchaft: 
d) Flugwetterwarte: 
e) Flugfunkſtelle: 
) Arzt (Städt. Krankenhaus): 
g) Sanitätsraum auf dem Flughafen: 
h) Polizeiflugwache: 
i) Feuerwehr: 
ki Zollſtelle: 
J) Paßſtelle: 
m) Poſt: 
n) Autoruf: 


VIII. 102. Entwurf der Flughafenbenutzungsordnung (Anlage 6 der Verordnung über Luftverkehr.) 


IX. 103. Wie wird dem Erfordernis des § 29 Luft VG. Rechnung getragen? 
(Sicherheitsleiſtung durch Hinterlegung oder Haftpflichtverſicherung.) 
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X. 104. Unterlagen zu vorſtehenden Angaben 


1. Angabe über Gländevermeſſung: 
(Wann und durch wen fand die letzte ſtatt?) 


2. Welche Karten, Pläne, Luftbilder, Reliefs des Flughafens beſtehen und wo ſind ſie 
erhältlich? 


3. Was hat ſich ſeit der letzten Vermſſung bzw. nach der letzten Luftbildaufnahme ge⸗ 
ändert? 


4. Welche Flugkarten werden vorrätig gehalten? 
(Angabe des Maßſtabes und der Kartenblätter.) 


XI. 105. Beſondere Angaben, ſoweit vorſtehend noch nicht berührt. 


(Ort und Datum) 


Unterſchrift des Unternehmers. 


a 
2 

Anlage 6. | v 
(su $ 38 Luft VO.) d 
\ Ké 


Die Flughafen-Benutzungsordnung ſoll enthalten: 


EE E 


„Bezeichnung und Lage des Flughafens (über N. N., Breite und Länge, Lage zur Stadt, 2 


. Beſondere Luftfahrthinderniſſe. 

. Rollfeld: Beſchaffenheit, Größe, Begrenzung. 

Flughafenzone. 

. Einrichtungen im allgemeinen. 

„Verkehrsverbindungen (Zufahrtſtraßen, Fahrgelegenheit, Frachtverkehr). 


Anweiſung über die Flughafen⸗Benutzungsordnung. 


I. Beſchreibung des Flughafens. 
A. Allgemeines. 


Anſteuerungspunkte), Zweckbeſtimmung. 
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B. Berwaltungs- und Betriebsitellen. 

1. Der Flughafenunternehmer — Flughafenbetriebsleitung (Anſchrift, Aufenthaltsraum, Fern⸗ 
ſprecher). 

2. Angabe der auf dem Flughafen untergebrachten Behörden, Unternehmen und Geſchäfts⸗ 
ſtellen unter Angabe des Verantwortlichkeitsbereichs „(Polizeiflugwache, Zoll-, Paß⸗, Poſt⸗ 
ſtelle, Flugwetterwarte, Funkſtelle, Unfallſtelle für erſte Hilfeleiſtung, Feuermeldeſtelle, Flug- 
hafen⸗ und Luftfahrtunternehmen). 

3. Einteilung und Dauer des Betriebs im Flughafen. 


C. Signaleinrichtungen. 
1, Nähere Bezeichnungen auf Grund der allgemeinen Beſtimmungen über 
das Startzeichen bei Tage, 
das Startzeichen bei Nacht, 
das Landezeichen bei Tage, 
das Landezeichen bei Nacht. 
. Anſteuerungsfeuer. 
. Warnungsfeuer. 
Nollfeldkennzeichnung und Befeuerung (gegebenenfalls Beleuchtung). 
Etwaige Sonderbeſtimmungen für Signale im allgemeinen, ſoweit die allgemein eingeführten 
Signale zwiſchen Flugzeug und Erde und umgekehrt in beſonderen Fällen eine Ergänzung 
erfahren. 


CS Ga bä 


II. Benutzungsvorſchriften. 
A. Beſtimmungen für Flugzeughalter. 

1. Benutzung der Start- und Landeeinrichtungen: 

a) allgemeiner Hinweis auf die Benutzung des Flughafens. 

b) Hinweis auf die Gebührenordnung. 
2. Benutzung der Hallen, Werkſtätten und anderen Räume 

a) allgemein für fremde Benutzer, 

b) für Dauermieter (Pachtverträge). 
Benutzung der Werkſtatt⸗, Sonder- und Verwaltungseinrichtungen des Flughafens. 
. Betriebsitoffverforgung. 


Abfertigung der Flugzeuge, ſoweit nicht behördlich geregelt. 
„ Luftfahrtveranſtaltungen. 


. Om P w 


B. Sonſtiger Verkehr. 
1. Beſtimmungen über Betreten des Flughafengeländes ausſchließlich des Rollſeldes, Zuſchauer⸗ 
plätze und Eintrittsgeld. 
2. Beſichtigung, Anmeldung, Genehmigung der Flughafenverwaltung. 
3. Anweiſung der Parkplätze. 
C. Schutzmaßnahmen. 
1. Hinweis auf die Feuerlöſchordnung (Anlage). 
2. Angaben für Sicherheitsmaßnahmen bei Unglücksfällen und Anweiſung für die erſte Hilfe. 


D. Gewerbliche Nutznießung. 
. Gaſtwirtſchaftsbetrieb. 


Reklame. 
. Pflege der Anlagen. 
4. Photographieren. 
III. Hinweis auf die geſetzlichen und behördlichen Beſtimmungen über den Betrieb und den Verkehr 
in Flughäfen. 


Als Anlagen ſind der Flughafenbenutzungsordnung eine Gebührenordnung und eine Feuerlöſch⸗ 
ordnung beizufügen. 


| 
| 
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Anlage 7. 
(u $ 46 Luft VO.) 


Richtlinien über die Luftfahrtfeuer. 
1. Einteilung der Luftfahrtfeuer. 
§ 1. Die Luftfahrtfeuer werden in folgende Gruppen eingeteilt: 
a) Anſteuerungsfeuer, die die Anſteuerung an Flughäfen oder Notlandeplätze und dergleichen er- 
möglichen ſollen; 
b) Streckenfeuer, die zur Kennzeichnung von Nachtflugſtrecken dienen: 
c) Landefeuer, die zur Kennzeichnung der Landezone des Rollfeldes eines Flughafens dienen; 
d) Warnungsfeuer, die zur Kenntlichmachung von Luftfahrthinderniſſen und als Randfeuer zur 
Kennzeichnung des benutzten Rollfeldes dienen. 
§ 2. Signallichter und Beleuchtungseinrichtungen jeder Art gehören nicht zur Befeuerung im 
Sinne dieſer Richtlinien. 
2. Kennzeichnung der Feuer. 
Lichterſcheinungen. 
§ 3. Die vorübergehenden Lichterſcheinungen, die durch Verdunkelungen des weißen oder farbigen 
Lichtes entſtehen, werden Scheine und Blinke genannt, und zwar heißt in der Regel: 
Schein: die Lichterſcheinung zwiſchen zwei verhältnismäßig kurzen Verdunkelungen; 
Blink: das Aufleuchten aus verhältnismäßig langer Dunkelheit heraus. 


Kennung. 

§ 4. Der ein Feuer kennzeichnende Verlauf feiner Lichterſcheinung wird Kennung genannt. Zu 
unterſcheiden ſind folgende Arten der Kennung: e 

a) Feſtfeuer (F.), weißes oder farbiges Licht von gleichbleibender Stärke und Farbe; 

b) Unterbrochenes Feuer, weiße oder farbige Scheine zwiſchen Unterbrechungen (Verdunkelungen), 
und zwar: Unterbrochene Feuer mit Einzelunterbrechungen (Obr.), unterbrochene Feuer mit 
Gruppen von 2, 3, 4, 5 Unterbrechungen (Obr. Grp. 2, 3 uſw.); 

c) Blinkfeuer, weiße oder farbige Blinke, und zwar: Blinkfeuer mit Einzelblinken (BI.), Blink⸗ 
feuer mit Gruppen von 2, 3, 4, 5 Blinken (Blk. Grp. 2, 3 uſw.); 

d) Feuer mit Morſekennung (Mrs.), weiße oder farbige Blinke (Punkt ) und Scheine 
(Strich —) entſprechend dem Morſealphabet. 

Bei „unterbrochenen Feuern“ ſind die Unterbrechungen nicht länger als der dazwiſchenliegende 

kurze Schein. Die Trennung der Gruppen von Unterbrechungen erfolgt durch längere Scheine. 

Bei „Blinkfeuern“ ſind die Blinke kürzer als die dazwiſchenliegende kurze Pauſe. Die Trennung 
der Gruppen erfolgt durch längere Pauſen (Verdunkelungen). 

Bei den im Abſatz 1 unter b bis d bezeichneten Feuern wird die Zeit vom Eintritt einer be⸗ 
ſtimmten Erſcheinung bis zum Wiedereintritt dieſer Erſcheinung als Wiederkehr der Kennung be- 
zeichnet. 

8 5. Beſitzt ein Feuer Sektoren verſchiedener Kennungen, jo ſind die Kennungsarten durch das 
Wort „und“ aneinandergereiht, z. B.: 

Feſtfeuer, weiß und rot (F. w. u. r.), 
Unterbrochenes Feuer, weiß und rot (Obr. W. u. KE 
Blinkfeuer, weiß und rot (BIk. w. u. r.). 


lab „W.. 
3. Bekanntgabe der Feuer. 


5 6. Die Bekanntmachung der Luftfahrtfeuer ſoll folgende Angaben (unter Benutzung der 1 


vorſtehenden Vorſchriften in Klammern angegebenen Abkürzungen) enthalten: Lo 

1. Art, Ortlichkeit, Geſtalt und Anſtrich des Bauwerkes, auf dem das Feuer errichtet WE 

ſowie Höhe des Bauwerkes über dem Erdboden, im Seegebiet über dem Meerestpiench, en 

zwar im Tidegebiet über gewöhnlichem Hochwaſſer, ſonſt über Mittelwaſſer. Als en? Ces, 
Bauwerkes (Turmes, Hauſes, Trägers uſw.) gilt die Höhe des Dachfirſtes über de 


Bei Feuern, die nur weißes Licht zeigen, unterbleibt in der abgekürzten Schreibweiſe der Zu⸗ Ask 


* 


10. 
14. 


12. 


13. 
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boden. Als Firſt gilt die Spitze oder Bekrönung des Daches, z. B. der Turmknauf. Blitz⸗ 
ableiter, Wetterfahnen, Flaggenſtangen und andere weniger gut ſichtbare Zubehörteile (Luft- 
leiterträger) bleiben außer Betracht, ſo daß bei Überfliegen Vorſicht geboten iſt; 


die geographiſche Lage (die Länge bezieht ſich auf den Meridian der Sternwarte von 


Greenwich); 


. die Geländehöhe über N. N.; 
die Lage nach Peilungen der nächſten flugwichtigen Geländepunkte (Peilungen, Kurſe und 


Richtlinien werden rechtweiſend labgekürzt rw.] vom Luftfahrzeug aus in Graden von 0 
bis 360°, Peilungen der einzelnen Sektoren eines Feuers ſtets rechtsherum zählend ange— 
geben); 


die Kennung; 


3. B. Blinkfeuer mit Gruppen von 2 Blinken weiß: Blk. Grp. 2 
Mine e tn e 70 8 
e e e 2,8 8 
HCV 0,2 8 
G SR US TENIAN 5,88 
Wiederkehr 9,0 s 


(beim Ausmachen der Kennung iſt zu beachten, daß auf große Entfernung und bei ſchlechter 
Sicht die weißen und zuweilen ſogar die grünen Feuer ein rötliches Ausſehen annehmen, ſo 
daß ſie für rote Feuer gehalten werden können; auch kann ſich die Dauer der Blinke mit der 
Entfernung des Beobachters vom Feuer ändern; ſie kann an den Grenzen der Sichtbarkeit 
viel geringer erſcheinen, als gegeben. Die Zeitmaße ſind ferner Anderungen unterworfen durch 
Temperaturſchwankungen, allmähliches Verſchmutzen des Drehapparates im Laufe der Nacht, 
beſonders bei ſtändig brennenden Feuern); 


. die Feuerhöhe über dem Erdboden ſowie im Seegebiet über dem Meeresſpiegel, und zwar 


im Tidegebiet über gewöhnlichem Hochwaſſer, ſonſt über Mittelwaſſer; 


. die Art der Lichtquelle (Gasglühlicht, elektriſches Glüh-, Bogen- und Entladungslicht); 
die Lichtſtärke in Hefnerkerzen (gegebenenfalls in den einzelnen Lichterſcheinungen der Kennung) 


Scheinen, Blinken] oder auch in den verſchiedenen Sektoren: 
a) in der Wagerechten, 
b) in einer Erhöhung der Lichtſtrahlen über die Wagerechte von 50, 100, 200, 300); 


. die mittlere Tragweite des Feuers in Kilometern, im Seegebiet außerdem noch in See— 


meilen und gegebenenfalls die größte Entfernung, in der das Feuer bereits geſehen worden 
iſt (die Angaben gelten bei Luftfahrtfeuern für Flughöhen bis zu 500 m. In größeren 
Flughöhen kann die Tragweite je nach der Stärke des Feuers weſentlich kleiner ſein. Im 
Seegebiet wird die durch die Feuerhöhe bedingte geographiſche Sichtweite, die ſich auf eine 
Augenhöhe des Beobachters von 2 m über dem Meeresſpiegel bezieht, außerdem angegeben. 
Hat ſich feſtſtellen laſſen, wie weit ein tartes Feuer überhaupt leuchtet, jo wird dieſe 
Zahl in Schrägſchrift eingeklammert hinzugefügt); 

den Zeitpunkt der Inbetriebſetzung; 


die Brennzeiten (die Brennzeit des Feuers wird nicht angegeben, wenn das Feuer das ganze 
Jahr hindurch während der Dunkelheit in Betrieb erhalten wird); 


die Angabe, ob das Feuer bewacht oder unbewacht brennt (unbewachte Feuer, die während 
des Betriebes durch keine beſonderen Wachen dauernd beaufſichtigt werden, werden mit der 
Bezeichnung „Unbewacht“ verſehen. Ein ſolches Feuer bietet nicht die Sicherheit wie ein 
ſtändig unter Aufficht ſtehendes Feuer, weshalb man ſich darauf nicht unbedingt ver— 
laſſen darf. Es iſt zu berücksichtigen, daß ein Verlöſchen des Feuers oder eine Beeinträchti⸗ 
gung der Schärfe der Kennung und der Tragweite infolge ſchweren Wetters oder aus an⸗ 
deren Gründen nicht ausgeſchloſſen iſt und die Feſtſtellung und Beſeitigung eingetretener 
Störungen wegen der weiten Entfernung der Verſorgungsſtellen zuweilen längere Zeit in An⸗ 
ſpruch nimmt); 


etwa ſonſt erforderliche Angaben. 


Anlage 8 
Gu § 64 LuftBO.) 


Anweiſung über Betriebsaufzeichnungen. 


§ 1. Zur Überwachung des Luftverkehrs iſt für jedes Flugzeug ein Bordbuch zu führen, in das 
der Führer bei jedem Flug die vorgeſchriebenen Angaben eingetragen hat. 


Das Bordbuch iſt im Luftverkehr mitzuführen. Es iſt nach einem von der Senatsabteilung für 
Verkehr feſtzuſetzenden Muſter einzurichten und muß ſtets enthalten: 


Auf dem Umſchlag: 

1. Hoheits- und Eintragungszeichen, Art, Muſterbezeichnung, Werknummer und Baujahr des 
Flugzeugs und des eingebauten Motors; 

2. Namen und Wohnſitz des Heritellers; 

3. Namen, Wohnſitz und Staatsangehörigkeit des Eigentümers; 


4. Namen und Wohnſitz des Halters, falls er vom Eigentümer verſchieden iſt; 
auf laufenden Blättern: 


. Namen der Beſatzung: 
Betriebsſtoffverhältniſſe; 
. Art und Gewicht der Zuladung; 


Ort, Tag, Stunde des Abflugs und der Landung, Weg und Ziel des Fluges, wichtige Er— 
eigniſſe während des Fluges (Notlandungen, Unfälle); 
9. Abfertigungsvermerke (Zoll, Polizei). 

Das Bordbuch kann weitere Eintragungen, die der Eigentümer für nötig hält, enthalten. Die 
für die Überwachung des Luftverkehrs notwendigen Betriebseintragungen und Abfertigungsvermerke 
ſind an beſonders hervortretender Stelle vorzuſehen. 

§ 2. Die Eintragungen im Bordbuch find mit Tinte oder mit Tintenſtift zu machen und vom 
Ausſteller zu unterzeichnen. 


§ 3. Das Bordbud iſt vom Tage der letzten Eintragung ab drei Jahre lang zu verwahren und 
auf Verlangen den Behörden zur Einſicht vorzulegen. 


9 A e u 


/ 
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Anlage 9 
(3u8 66 Luft BO.) 
EN. (Abſendende Stell) ` De und Datum) ` 
Unfallmeldung Nr. — n 
Unfallanzeige fürn 


(Hoheits- und Erkennungszeichen) 


Kurze Kennzeichnung: Abſturz — Bruchlandung — Rollſchüden — Wartungsſchäden 
(Zutreffendes iſt zu unterſtreichen) 


Fr engen 
2. Unfallſtelle (genau): ü [lIlll!!l!n, ß 8 
3. Wetterlage: 3 Regen, Nebel, Gewittern VV 
x Nach Angabe von: Wolken höhe Windſtärke . Ze 
: 4. Art des Fluges: Im planmäßigen Luftverkehr auf Strecke. 
N Im fonftigen Flugbetrieb: außerplanmäßige Streckenflüge, Platz-, Kunſt⸗, 
Schul-, Sport-, Wettbewerbs-, Probeflüge, Flugveranſtaltungen u. dgl. 
5. Flugzeugführer: Zu und Worname :: LET EN RE AT tre 
Geburtstag: FF „Woburtsdtt :: 
N Zulaſſungsſchein ir ae. Klaſſe he 
Sai Zwiſchenſchein (nur bei Flugſchülern) Nr... 
d Augfteller: . -d. EE 
% 6. Flugzeug: E SE ER ët E 
x Motorlen)muſter (Wer Nn ee 
5 Bintner rfrfrüüü “„ 
7 e EE D a . 
5 7. Urſachen: Bedienungsfehler: 
1 Nach Angabe von: Material- oder Konſtruktions fehler 
Si EE TORTE 2 ka, 
d e,, 
5 Sonſtige (3. B. Wartung des Flugzeugs): eee. 
5 8. Perſonenſchäden: Beſatzungsmitglieder: Zahl: , getötet: — „ verletzt: 
S Fluggäſte: N d 2 Ee 8 
Ser Andere Perſonen: Ce E "NEE e SH E 
ei 9. Sachſchäden: RUN SDR A LERLE SE LE ZRENE 1 RS IRRE TE 23 eD8 3 BEE Dan 
Außerhalb des Flugzeugs (Flurſchaden vim): ........... me 
nee, e deed 


| 11. 
SÉ 
| 12. 


Kurzer Bericht über den Hergang des Unfalls: . mg éen EE 


Ergänzungsbericht folgt — nicht — Zulaſſungsſchein iſt — nicht — eingezogen und der Senats⸗ 
abteilung für Verkehr überſandt. 
An 


(Unterſchrift, gegebenenfalls Dienſtſtellung) 


Anlage 10 
(zu 8 78 LuftBO.) 


Anweiſung über Lichterführung der Luftfahrzeuge. K 
1. Einleitung. | 


a) Die nachſtehenden Vorſchriften über Lichter müſſen bei jedem Wetter von Sonnenuntergang 
bis Sonnenaufgang befolgt werden. Während dieſer Zeit dürfen keine Lichter gezeigt werden, die mit 
den hier vorgeſchriebenen verwechſelt werden können. 


b) Der Ausdruck „ſichtbar“ bedeutet: ſichtbar in dunkler Nacht bei klarer Luft. 


OG 

c) Die Lichter dürfen nicht blenden. 5 
2. Lichter. van 

Flugzeuge. Zë 


§ 1. Flugzeuge haben in der Luft, auf dem Rollfeld eines Flughafens oder Privatlandeplatzes, a E 
auf See oder auf einer Waſſerſtraße folgende Lichter zu führen (f. beiliegende Skizze): 
a) vorn ein weißes Licht. 


Das Licht muß einen ununterbrochenen Schein über einen horizontal gemeſſenen Winkel et 
von 225° werfen, und zwar fo, daß die Winkelhalbierende dieſes Winkels mit der Längs⸗ 


achſe des Flugzeugs zuſammenfällt. Es muß ſo ſtark ſein, daß es auf eine Entfernung von 
mindeſtens 8 km ſichtbar iſt: a 


b) an der Steuerbordſeite ein grünes Licht. gë 
Das Licht muß einen ununterbrochenen Schein über einen horizontal gemeſſenen Winkel = 
von 112,5 werfen, deſſen linker Schenkel mit der Längsachſe des Flugzeugs parallel läuft. N 
Es muß jo Wort fein, daß es auf eine Entfernung von mindeſtens 5 km ſichtbar iſt; ** 8 
c) an der Backbordſeite ein rotes Licht, Vë 
Das Licht muß einen ununterbrochenen Schein über einen horizontal gemeſſenen Winkel 
von 112,5° werfen, deſſen rechter Schenkel mit der Längsachſe des Flugzeugs parallel 
läuft. Es muß ſo ſtark ſein, daß es auf eine Entfernung von mindeſtens 5 km ſichtbar iſt; 
d) möglichſt weit hinten ein weißes Licht. : 7 


50 
Das Licht muß einen ununterbrochenen Schein über einen horizontal gemeſſenen Winkel Gi 
von 135° werfen, und zwar fo, daß die Winkelhalbierende dieſes Winkels mit der Längsachſe 3 

des Flugzeugs zuſammenfällt. Es muß jo ſtark ſein, daß es auf eine Entfernung von mindeſtens 

5 km ſichtbar iſt. * 
Die unter b und c genannten Seitenlichter müſſen ſo angebracht und eingerichtet ſein, daß das 
grüne Licht nicht von der Backbordſeite und das rote Licht nicht von der Steuerbordſeite aus geſehen 
werden kann. Außerdem ſollen dieſe Seitenlichter nach Möglichkeit tiefer als das unter a genannte E 
Vorderlicht angebracht fein. f E 
Luftſchiffe. * 


8 2. Die Regeln über die Lichterführung der Flugzeuge finden auf Luftſchiffe entſprechende An⸗ = 
wendung. } 


Freiballone. dE 

83. Freiballone haben ſich während der Dunkelheit bei Annäherung anderer Luftfahrzeuge durch Er 
Leuchtzeichen bemerkbar zu machen. e 

Feſſelballone und Drachen. Ke: 

5 4. Beim Betrieb von Feſſelballonen und Drachen ift das Haltetau in Abſtänden von je 50 


abwechſelnd mit roten und weißen Lichtern ſo kenntlich zu machen, daß Führer anderer Luftfahrzei 
es aus allen Richtungen erkennen können. 
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Skizze zu Anlage 10 (8 1). 


d € 
— 
3 2 


Anlage 11. 
Gu $S 107 LuftBO.) 


Gebührenordnung für behördliche Maßnahmen und Prüfungen im 


Luftverkehr. 
Zulaſſung und Eintragung von Flugzeugen und Luftſchiffen. 
SL 
Zulaſſung und Eintragung eines Flugzeugs (88 3 bis 6 LuftBO) 


2. Zulaſſung und Eintragung eines Luftſchiffs ($ 12 Luft VO.) 


Vorläufige Fluggenehmigung ($ 11 LuftBO.) AEN 
Bei telegraphiſcher Erteilung werden die EE ES? 

. Zulaffung eines Segelflugzeugs, Frei- oder Hefen, Drachens oder Fall— 

ente, 

Beſondere Erlaubnis zur Beförderung von Petſonen d Feſselballone ol 

Drachen (86 15 Abi. 1 LuftBO.) . Gët 

Neuausſtellung einer in Verluſt geratenen SE 5 8 Kosten Së 

öffentlichen Ungültigkeitserklärung . dE ei) 


Luftfahrer und e 
S 2. 


. Erſtmalige Erteilung der einfachen Erlaubnis zum Führen eines Flugzeuges 
(SS 17ff. LuftVO. und Anlage 2 8 3 Abſ. 1). 


Erſtmalige Erteilung der beſonderen Erlaubnis zur Führung von dune bei 


gewerbsmäßiger Perſonenbeförderung (Anlage 2 $ 3 Abi. 2). 
. Erſtmalige Erteilung der beſonderen Erlaubnis zur n Vorführung v von 
Kunſtflügen (Anlage 2 $ 3 Abſ. 3 e ët age 


6,.— 8 
12,— UI 
6.— 2) 
ec: 7] 
4.— 1 
4,— HI 
4,— H 
4,— UI 
4,— H 


WC TTT EB 


E "si 


Prüfung im Kunitflug . 
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4. Erweiterung der Erlaubnis (zu 1 bis 3) auf eine andere Art oder Klaſſe von 
zeugen EE rg: 2,50 G 
5. Erteilung des TE een 6 20 LuftBO.) r 4,.— „ 
6. Wiedererteilung der Erlaubnis zum Führen eines Flugzeugs nach Entziehung 
(Anlage 2 S 22 CHE eg d . 4,.—5 
7. Neuausſtellung eines in Verluſt nn Flugzeugführerſcheins Wer ER 
ſcheins außer den Koſten der öffentlichen Ungültigkeitserllätung `... 4,.— „ 
8. Erlaubnis zur Bedienung eines Flugzeugs als Bordwart (Anlage 2 8 24). . . 4, — „ 
9. Erteilung eines Zwiſchenſcheins (Anlage 2 S 4, letzter Abſatz )). 4,— „ 
10. Die Gebührenſätze zu 1 bis 9 gelten entſprechend für die Erlaubnis zur Führung 
oder Bedienung von Luftſchiffen, Segelflugzeugen und Freiballonen ſowie zur 
öffentlichen Betätigung als Fallſchirmabſpringer (SS 23 ff.) 
11. Genehmigung eines Ausbildungsunternehmens (SS 27 ff. Luft VO.) .. 50 bis 200,— „ 
Flughäfen. 
§ 3. 
1. Genehmigung eines Flughafens (88 32 ff. Luft Bo.) 100 bis 200 
2. Abnahmeprüfung eines Flughafens vor der Inbetriebnahme (§ 38 Luft VO.) 100 bis 200,— „ 
3. Genehmigung weſentlicher Anderungen des Flughafens (§ 39 unt VO.) . 20 bis 70,— „ 
Luftfahrtunternehmen und Luftfahrtveranſtaltungen. 
S 4. 
1. Genehmigung eines Luftfahrtunternehmens (SS 47 ff. Luft VO.) 30 bis 200, — „ 
2. Beſondere Genehmigung von Fluglinien des öffentlichen Se 
(8 49 Luft VO) . 12 bis 120, — „ 
3. Genehmigung einer RE albu 68 51 op Bo) e 12 bis 130,— „ 
4. Erlaubnis zur Ausführung von Reklameflügen ($S 52 Luft VO. )))) 4 bis 60,.— „ 
Mitführung beſonderen Geräts. 
Run: 
1. Erlaubnis zur Verwendung von Lichtbildgerät für eine Perſon (SS 56 und 58 
Duft BS ß NA Ae K te 4,.— „ 
2. desgleichen für ein Gene ERC 6 58 Luft BD) E ER 12,— , 
3. Erweiterung der Erlaubnis zur Verwendung von Lichtbildgerät über beſtimmten 
Gebieten ($ 60 Luft VO.) n 4,— „, 
4. Erlaubnis zur Verwendung 150 Beförberung v von Kg 9595 e 68 62 
e ET EE MEET Ch e EE 
Sonſtige polizeiliche Maßnahmen. 
8 6. 


. Erlaubnis zum Abwerfen von Gegenſtänden aus Luftfahrzeugen ($ 77 Luft BO.) 


4 bis 20,— „ 


. Beſondere Genehmigung zum Einflug in Danziger Hoheitsgebiet (§96 Luft VO.) 12,— „ 


Sachverſtändigengebühren. 
8 7. 


Prüfung eines Segelflugzeugs, Frei- oder Feſſelballons, Drachens oder Fall— 


ſchirmm ; 6.— 
Iſt die Prüfung mit Reien Schwierigkeiten verbunden; fo Ser bie Ge 


bühr ausnahmsweiſe bis auf 60 G erhöht werden. 
. Erjtmalige Prüfung für die Erlaubnis zur Führung eines Flugzeugs oder Prü— 


füng zur Erweiterung der Erlaubnis auf eine höhere Klaſſe oder eine andere 
Art von Flugzeugen oder auf die Führung von Flugzeugen im wee eee 


Perſonenverkehr je . 
12,— 1 


20,— ” | 


r 
e 
dä 


Ké 


rr ̃ »K̃%⁰ Lo E EE H See [ 


"er * 
r 


Ge e 


wi 
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r 


KE 
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4. Nachprüfung oder Wiederholung einzelner Teilprüfungen oder Prüfung zur Er- 
weiterung der Erlaubnis auf Flugzeuge mit mehreren Luftſchraubben GC 
5. Die Gebühren von 2 und 4 gelten bei der Prüfung von Luftſchiffern entſprechend. 
6. Wird eine Prüfung zunächſt nur teilweiſe abgelegt, ſo wird erhoben für die 


, y ee ; Du: 
EEN EM A Aen Mee Dr ae EEE N KE 6,.— , 
nne, ß We 6.— 
7. Prüfung des Führers eines Segelflugzeugs oder eines Freiballons, Prüfung 
ee eee E EECH e 4,.— „ 


Ermäßigung und Erlaß der Gebühren. 
8 8. 6 
Aus Gründen der Billigkeit können die vorſtehenden Gebühren nach dem Ermeſſen der Be— S 
hörde ermäßigt oder völlig erlaſſen werden. N 
Barauslagen. 
S 9. | 
Neben den Gebühren der SS 1 bis 8 find der Behörde oder dem Sachverſtändigen die baren 


Auslagen zu erſtatten, die, insbeſondere durch Wahrnehmung ihrer Tätigkeit außerhalb ihres Dienſt⸗ 
oder Wohnſitzes, entſtehen (Reiſekoſten, Tagegelder). 


